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LAG E 

" 
Ziviler Bevölkerungsschutz heuteIl * 

Im Juni 1962 hat die VDW der Offentlichkeit ein Memarandum vargelegt, das in mehr 
als einer Hinsicht besandere Aufmerksamkeit verdieni , nicht zulelzt deshalb, weil als 
verantwartliche Verfasser namhafte Wissenschaftler zeichnen. 

Die Schrift geht davan aus, daß - nach Schmückle - angesichts der Atamwaffen, die das 
bisherige Kriegsbild bis zur Unkenntlichkeit zerstört haben, die bisherige Aufgabe des 
Saldaten, die Nation im Kriege zu schützen, unerfüllbar werde, und sie bezeichnet es 
als umstritten, ob der Schutz der Zivilbevölkerung, der den Händen des Soldaten ent­
glitten se i, durch andere, nicht-militärische Mo.ßnahmen wiedergefunden werden könne. 
Offen sei schon, ob heute vollkommen erscheinende Bauprog.-amme (für Schutzbouten) 
auch einen Schutz gegen diejenigen Kriegsmittel böten, die dann eingesetzt würden, 
wenn die projektierten Bauten eines Tages fertig seien. Un klar sei andererseits, ob pri­
mitive Mittel wenigstens heute noch einen Sinn hätten . Die Problemotik des zivilen Be­
völkerungsschutzes reiche über diese technischen Fragen noch weit hinaus, denn wenn 
es heute die Aufgabe des Soldaten sei, den Krieg zu ve rhindern, jedoch nicht mehr, ihn 
zu gewinnen, dann müsse jede " Verteidigungsmaßnohme" in erster Linie daran gemes­
sen werden, ob sie diesem Ziel der Kriegsverhütung diene oder schade. Dies gelte auch 

für den Versuch eines "zivilen Bevölkerungsschutzes " . 

Es folgen dann eingehende überlegungen zu der Frage, ob und ggf. inwieweit der zivile 
Bevölkerungsschutz als Teil der Abschreckung gelten und die militärische Abschreckung 
vollkommener und gloubhofter machen könne. In einer solchen Begründung für west­
deutsche Zivilschutzmaßnohmen sieht das Memorandum große Schwächen. Herzstück 
der Abschreckung seien Fähigkeit und glaubhofte Entschlossenheit zum umfassenden 
atomaren Vernichtungsschlag. Die Fähigkeit zur Vernichtung hänge einmal von der 
Größe des gegnerischen Zielgebietes, zum andern von der Zahl derjenigen Vernichtungs ­
mittel ab, die man mit einiger Sicherheit ins Ziel bringen könne. Dabei deckt die Schrift 
Unterschiede zwischen dem engbesiedelten Mitteleurapa und dem weitläufigen Rußland 
auf, ebenso in den Zivilschutzmaßnahmen für di e amerikanische und für die westdeutsche 

Zivilbevölkerung. 

Aufgrund kritischer Auseinandersetzung mit Beispielen "a us der Vielzahl militärischer 
Theorien" kommt das Memarandum zu dem Ergebnis, daß sich eine militärische Begrün­
dung für den zivilen Bevölkerungsschutz nicht mehr auf allgemeine Floskeln wie "Not­
wendigkeit zur Abschreckung", " Zwang zur Schaffung eines zweiten Beines der Landes­
verteidigung " und dgl. berufen könne und daß sich Zivilschutzmaßnahmen nur dann 
militärisch begründen ließen, wenn sie am konkreten Beispiel einer bestimmten Strategie 
belegt würden . Bauprogramme für "schwere Schutzräume" könnten der Stabilität des 
derzeitigen Abschreckungssystems mehr schaden als nü1zen. 

in der Zusammenfassung dieses Abschnittes wird gesagt, daß die Anforderungen, die 
an den Schutzeffekt gestellt werden müssen, um den zivilen Bevölkerungsschutz sinnvoll 
erscheinen zu lassen, sich nach der Aufgabensteilung richten . Einige Aufgaben seien nur 

• ein Memorandum , herausgegeben von der Vereinigung Deutscher Wiss enschaftler e. V. im Verlag E. S. 

Mittle r & Sohn, Frankfurt/M., brosch. DM 2,20 
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dann gelöst, wenn die Maßnahme auch gegen den Willen des Gegners größere K,eise 
der Bevölkerung zu retten vermöge. Könne die Zivilmaßnahme dieses Ziel nicht (;rrei­
ehen, so erfülle sie ihre Aufgabe nicht etwa teilwei se, sondern überhaupt nich t. /I " dere 
Begründungen, insbesondere humanitäre Zielsetzungen, ließen einen ziv ilen Bc)Vö lke­
rungsschutz auch dann sinnvoll erscheinen, wenn er nur unter stillschweigenoer odel' 
ausdrücklicher Mitwirkung des Gegners einen (Teil-)Erfolg erzielen könne 

Welches Ziel verfolgt würde, sei eine politi sch e Frage, jedoch sei die Chance einer freien 
Entscheidung davon abhängig, ob ein Schutz der Zivilbevölkerung gegen gewollte und 
gezielte Vernichtungsangriffe überhaupt möglich se i. 

Der nächste - und zugleich umfangreichste - Abschn itt befaßt sich mit den baulichen 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung. In einer krifischen Untersuchung der Richt­
linien für Schutzraumbauten vom Dezember 1960 wird errechnet, daß bei einer Bevöl­
kerung von 50 Millionen Menschen in der Bundesrepublik 70 bis 80 Schutzplätze miT 
einem "mittelschweren" Druckschutz der Srh" tztypen S;l bis S" zu je DM 1 500.- bei einem 
Gesamtaufwand von 1 00 bis 120.- Mi Ili c;;' den DM erforderlich wären. Bei einer derzeil i­
gen Hochbaukapazität des westdeuts-::-.en Baugewerbes von rd. 16 Md DM würden bei 
ausschließlichem Einsatz für den privaten Bau von Druck- und Strahlenschutzräumen etwa 
6 bis 7 Jahre, bei einer gleichmäßigen Kürzung von Wohnungs- und anderen Hoch­
bauten um 50% zugunsten des Bunkerbaues 12 bis 14 Jahre Bauzeit benötigt. Ein so lches 
umfassendes Programm von Luftstoß-Schu tzrä umen sei prakti sch undurchführbar. 

Eine differenzierte Verteilung der Schutzba uten auf Stadt und Land oder nach N eu- und 
Altbauten hält die Denkschrift ebensowenig für sinnvoll wie etwa die Heran ziehung des 
Ordnungsfaktors " Eigentum", ind el~l man den Schu ~z raum etwa denjenigen vorbchalten 
möchte, die ihn bezahlt haben. Gegen diese Vorhaben führen die Verfasser technische, 
wirtschaftliche, sozialpolitische und auch strategische und taktisch e Erwägung en an. 
Anhand einer Tabelle wird der Na chwe is versucht, daß die Wahrscheinlichkeit, daß ein 
Schutzraum eine Sch utzwirkung ausübi', auf dem Lande am größten, in der Klein stadt am 
zweitgrößten und in der Großstadt am kleinsten sei. Hiernach könne man eine Bedürfnis­
Skala Großstadt/ Kleinstadt/Land mir cin em bevorzuglen RunkerbCl u in oc r Großstadt 
nicht aufweisen. 

Zur Frage des Baues von öffentlichen Bunkern meint die Den kschrift, daß hierfür durch 
Heranziehung großer Tiefbauflrmen eine größere Baukapazität verfügbar sei. Zum an­
dern könnten öffentliche Bunker bei gleichen Kosten außer einem gewissen Druck- und 
Falloutschutz gegen die Auswirkungen von Flächenbränden und Feuerstürmen gewisse 
Schutzfunktionen ausüben. Dem stünden zwar die verkürzten Warnzeiten entgegen. 
Jedoch sei das Argument der Fünfziger Jahre heute unrichtig, öffentliche Schutzräume 
seien auf jeden Fall zwecklos . Deshalb plädiert die Denkschrift für die Einrichtung von 
reinen Fallout-Schutzräumen, wo man sie gezwungenermaßen für hinreichend halten 
muß_ Als Alleinlösung könnten sie jedoch nicht empfohlen werden . 

Zu den Programmen für Schutzbauten, die auf Druckschutz verzichten, verweist die 
Denkschrift darauf, daß Kernwaffen durch drei unterschiedliche Mittel - Druck, thermi­
sche Strahlung, Kernstrahlung - wirken. Eine Beschränkung auf einen Schutz gegen ein 
oder zwei dieser Mittel sei dann sinnlos, wenn der Wirkungsbereich des dritten Mittels 
so weit reiche, daß es auch diejenigen Menschen vernichtet, die der Vernichtung durch 
die ersten beiden Mittel entzogen worden wären. In Abweichung vom amerikanischen 
Beispiel sei daher, ehe man sich zu der Kombination von Trümmerschutz und Strah­
lungsschutz entschließe, zu prüfen, bei welchen Kernwaffeneinsätzen überhaupt eine 
Zone bestünde, in der mit Fallout und Einsturz von Gebäuden, aber nicht mit Flächen­

bränden zu rechnen sei. 

Weitere Ausführungen behandeln Schutzbauten gegen konventionelle Waffen und die 
Frage, wie das Endziel, Trümmerschutz und Fallout-Schutz anzustreben sei, letztere mit 
der Feststellung verbunden, daß es voreilig sei, sofort einen kombinierten Trümmer- und 
Fallout-Schutz in Neu- und Altbauten in Angriff zu nehmen. Nach umfangreichen Vor­
schlägen für Maßnahmen des baulichen Bevölkerungsschutzes, deren Einzelheiten einer 
späteren Erörterung vorbehalten bleiben sollen, wird dieser Abschnitt mit der Zusam­
menfassung abgeschlossen, daß ein diskutables Endziel baulicher Schutzmaßnahmen 
Fallout- und Trümmerschutz für jeden Bürger in Stadt und Land sei. Effektiv sei dieser 
Schutz nur dann, wenn die Auseinandersetzung nach einer gewissen Zeit abgebrochen 
und Zahl und Größe der angewandten Waffen beschränkt bliebe. Voraussetzung für die 
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Effektivität sei schließlich vor ollem, daß der Gegner die Zivilbevölkerung bewußt schont. 
Ein b~ulicher Schutz gegen gezielte Vernichtungsangriffe ouf die deutsche Zivilbevölke­
rung sei insbesondere dort unmöglich, wo diese Bevölkerung in Großstädten zusammen­
gepfercht sei. Dieser Sachverhalt sollte nicht verschwiegen werden . 

In weiteren Abschnitten wird eine wahrheitsgemäße Aufklärung der Bevölkerung über 
richtiges und falsches Verholten im Katastrophenfall verlangt, insbesondere auch im 
Hinblick auf die Notwendigkeit von Schutzraumbauten in Anlehnung on die amerika­
nische Broschüre "Fallout-Protectian". Verharmlosungen, wie " Jeder hot eine Chance" 
erwiesen sich als verhängnisvoll , wenn sich ihre Unwahrkeit herausstelle. 

Ferner enthält die Broschüre Vorschläge über die Aussta i lung der Bevölkerung mit Nach­
richten- und Lenkungsmitteln, die Entwicklung eines Wornsystems für differenzier te An­
we isungen sowie für Schutz- und Hilfsvorkehrungen wie Anlege geeigneter Nahrungs­
mittelvorräte, Studien über Evakuierungsmöglichkeiten, Verteilung von Volksschutzmas­
ken u. a. m. Zu beachten sei, daß olle vorgeschlagenen Mittel "sozial" verteilt würden. 

Eine der sinnvollsten Maßnahmen sei der Aufbau eines mit wi(kungsvollen Geräten aus­
gestatteten "technischen Hilfstrupps", über dessen Aufstellung und Ausrüstung Anregun­
gen gegeben werden . Schließlich wird die Verpflichtung der Bevö lkerung zur Ausbildung 

in Erster Hilfe verlangt. 

In ihrem " Ergebnis" stellt die Broschüre fest, daß sich unsere Bevölkerung auch durch 
,. zivilen Bevölkerungsschutz " in einem Kriege nicht mehr gegen den Willen des Feindes 
vor der Vernichtung schützen ließe, sofern der Gegner die Vernichtung der Bevölkerung 
beabsichtige oder bei seinen Maßnahmen als unvermeidlich einkalkuliert habe. 

Umfassender Schutz gegen einen feindlichen Vernichlungswillen sei vor allem deshalb 
eine Utopie, weil jedes Schutzraumprogramm durch sehr viel billigere Steigerungen der 
Angriffsmittel sofort seines Effektes beraubt werden könnte . Versuche perfektionistischer 
Lösungen seien daher von vornherein zum Scheitern verurteilt, aus psychologischen 
Gründen darüber hinaus bedenklich . Der Kriegsverhütung du rch Abschreckung könnten 

sie u. U. sogar entgegenarbeiten. 

Sei die Aufgabe des zivilen Bevölkerungsschutzes jedoch, die Bevölkerung vor unbeab­
sichtigten Auswirkungen militärischer Kampfhandlungen möglichst weitgehend zu schüt­
zen dann seien sinnvolle Moßnahmen möglich . Einzelne solcher Maßnahmen seien zur 
Ent~cheidung reif . Andere bedürften noch eingehender Untersuchungen . 

Das Memorandum der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler e. V., dem durch ein von 
den Nobelpreisträgern Otto Hohn, Werner Heisenberg und C. F. von Weizsäcker beigege­
benes Vorwort entsprechendes Gewicht beizumessen ist, stellt den Versuch dor, zu dem 
diffizilen und nicht gern erörterten Problem des zivilen Bevölkerungsschutzes einen Dis­
kussionsbeitrag zu liefern. Die Gründlichkeit, mit der dies geschehen ist, verdient gewür­

digt zu werden. 

Einige grundsätzliche in dieser Schrift behandelte Fragen werden jedoch einer Lösung 
zugeführt, die der Ansicht der Fochexperten nicht oder nicht voll entspricht. Andere Fra­
oenkomplexe wie z. B. Selbstschutz, Erweiterter Selbstschutz, Luftschutzhilfsdienst oder 
die Organisation des zivilen Bevölkerungsschutzes überhaupt finden keine oder nur bei­

läufige Erwähnung. 

Um eine IJmfassende Diskussion über die schwierige und lebenswichtige Materie in Gong 
zu bringen, hot sich die Schriftleitung mit einer Anzahl von Sachverständigen in Verbin­
dung gesetzt und sie um Stellungnahme zu dem Memorandum aus ihrer jeweiligen Sicht 

gebeten. 

Wir werden diese Beiträge in einer unserer nächsten Ausgaben veröffentlichen . 

Mbs. 
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Die Luftschutzortsbeschreibung 

Zur Frage der regionalen Bestandsaufnahme im zivilen Bevölkerungsschutz 

von Verwaltungsoberrat Dr. Werner Nellner 

Die ungünstige wehrgeographische Lage der Bundesrepu­
blik mit ihren großen Ballungen von Bevölkerung, Industrie 
und Verkehr an der Nahtstelle zwischen Ost und West be­
dingt im Verteidigungsfall durch unmittelbare und mittel­
bare Waffenwirkung eine Gefährdung der gesamten Be­
völkerung des Bundesgebietes in bisher kaum vorstellbarem 
Ausmaß. Diese Gefährdung wird noch durch die Entwick­
lung der Waffentechnik seit dem Zweiten Weltkrieg ver­
stärkt, die den Einsatz thermonuklearer Kampfmittel als 
durchaus möglich erscheinen läßt. Trotz dieser schwierigen 
Situation gewann schon bald nach der Gründung der Bun­
desrepublik die überzeugung mehr und mehr Raum, daß 
selbst dann, wenn beim Einsatz modernster Massenvernich­
tungsmittel ein Vollschutz für die gesamte Bevölkerung un­
ter wirtschaftlich noch vertretbaren Bedingungen nicht zu 
erzielen sein wird, doch eine Herabminderung der Auswir­
kungen der Angriffsmittel möglich sei und unbedingt an­
gestrebt werden müsse. 
Die großen Aufgaben, die sich für das Bundesgebiet aus 
der im Vergleich zum Zweiten Weltkrieg völlig veränder­
ten Lage ergeben, erfordern allerdings ein ganz neues 
luftschutzmäßiges Denken, das bereits im Ersten Gesetz 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung (1. ZBG) 
vom 9. Oktober 19571) Ausdruck gefunden hat. Die über­
legung, daß im Falle militärischer Auseinandersetzungen 
alle Teile des Bundesgebietes einer schweren Gefährdung 
ausgesetzt sein würden, hat die Formulierung vieler seiner 
Bestimmungen beeinflußt. Besonders deutlich tritt diese 
Konzeption in § 3 hervor, der besagt: "Die örtlichen Auf­
gaben des zivilen Luftschutzes werden in der Gemeinde 
(Luftschutzort) wahrgenommen." Hieraus ergibt sich, daß 
jede der 24504 Gemeinden des Bundesgebietes Luftschutz­
ort ist, daß in jeder dieser Gemeinden im Interesse ihrer 
Einwohner zweckmäßige und wirkungsvolle Maßnahmen 
für den Luftschutz getroffen werden müssen, auch wenn 
Grad und Ausmaß der Luftempfindlichkeit nicht für alle 
Gemeinden gleich hoch zu bewerten sind. Ergänzend hier­
zu bringt § 4 die Bestimmung, daß "der für die Ausführung 
dieses Gesetzes in der Gemeinde zuständige Beamte" der 
örtliche Luftschutzleiter ist, d. h., daß "die Ausführung der 
im zivilen Luftschutz anfallenden vielfältigen Aufgaben" 
sachgerecht nur unter einheitlicher Leitung einer Einzel­

person 2}, eben des örtlichen Luftschutzleiters, geschehen 
kann, und daß in jeder Gemeinde ein örtlicher Luftschutz­
leiter vorhanden sein muß. Diese Bestimmung ist auch in 
Ziff. I 1 der "Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über die 
Leitung des zivilen Luftschutzes im Luftschutzort (AVV-LS­
Ort) vom 12. l. 19613) zu finden und wird in Ziff. I 4 dahin­
gehend ergänzt, daß der örtliche Luftschutzleiter alle ört­
lichen Luftschutzmaßnahmen zu koordinieren hat. 

Der Gesetzgeber hat aber nicht nur die Verantwortlichkeit 
für die Durchführung der örtlichen Luftschutzmaßnahmen 
geregelt, sondern auch festgelegt, daß diese Arbeiten in 

den Rahmen einer für die Gemeinde verbindlichen Luft ­
schutzplanung gestellt werden. Die einschlägigen Bestim­
mungen bringt § 25 (1) des 1. ZBG: " Die Gemeinden sind 
verpflichtet, im Rahmen der örtlichen Luftschutzplanungen 
die vorhandenen öffentlichen Luftschutzbauten instandzu­
setzen und neue zu errichten sowie die Luftschutzbauten 
zu unterhalten ." Die Brücke zwischen den §§ 3 und 25 des 
l. ZBG wird in Ziff. I 4 der AVV-LS-Ort geschlagen, indem 
hier festgelegt wird, daß der örtliche Luftschutzleiter für 
die örtlichen Luftschutzplanungen verantwortlich ist. 
Wenn man bedenkt, daß zu den "öffentlichen Luftschutz­
bauten" nicht nur die Schutzbauten im engeren Sinne, son ­
dern auch Befehlsstellen, Rettungsstellen, Löschwasser­
behälter, bauliche Maßnahmen für das Warnnetz und viele 
andere Luftschutzzwecke zu rechnen sind, dann läßt sich 
eine Vorstellung gewinnen, wie umfassend die örtlichen 
Luftschutzplanungen sein müssen. Solche umfangreichen 
Planungen werden aber stets aUf die bauliche Struktur 
eines Gemeinwesens einwirken und müssen daher aufs 
Engste mit den übrigen Planungen der Gemeinde ab­

gestimmt werden. 
Es dürfen auch nicht die Luftschutzplanungen organisato­

rischer Art vergessen werden, die zwar keine unmittelbaren 
Wirkungen auf die Struktur der Gemeinden haben, um so 
mehr aber mittelbaren Einfluß ausüben können. Es seien 
hier nur einige Beispiele genannt: Die Anlage breiter Stra­
ßen, die auch durch Trümmer der randlichen Bebauung 
nicht verschüttet werden können und als Versorgungs- oder 
Fluchtstraßen namentlich in größeren Städten anzustreben 
sind, vermag das Bemühen der Städteplaner unterstützen, 
dem wachsenden Verkehr ausreichende Wege in den dicht 
besiedelten Gemarkungen zu schaffen. Einer möglichst 
übersichtlichen Gliederung des Luftschutzortes kommt das 
Streben nach Auflockerung des heutigen Siedlungsbildes in 
den Ballungsgebieten durch Anlage breiter Grüngürtel und 
durch andere Maßnahmen sehr entgegen. 

Voraussetzung für jede planerische Arbeit, gleichgültig, ob 
es sich um Ortsplanung, Regionalplanung, Landesplanung 
oder Raumordnung handelt, ist eine genaue Kenntnis des 
Planungsraumes. Wenn auch angenommen werden kann, 
daß zumindest im örtlichen Bereich die verschiedenen 
natürlichen, baulichen, strukturellen und sonstigen Ge­
gebenheiten den leitenden Kommunalbeamten aus der 
ständigen Berührung mit ihnen bekannt sein dürften, lehrt 
die Erfahrung doch immer wieder, daß über das räumliche 
und funktionelle Zusammenwirken der Einzelerscheinungen 
meist nur unvollkommene Ermittlungen vorliegen , die für 
eine umfassende planerische Arbeit unzureichend sind. -
Die Planungen auf dem Gebiet des zivilen Bevölkerungs­
schutzes, die in einem Verteidigungsfall von ausschlag­
gebender Bedeutung für das überleben der Einwohner 
sein können, vermögen daher auf eine wohl fundierte Be­
standsaufnahme dieser Gegebenheiten nicht zu verzichten. 
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Anfänge örtlicher Bestandsaufnahmen für den Luftschutz 

Be s ta n d sau f nah m e für d.e n L u f t s c hut z 

im Städt eba u 
Aus dieser Erkenntnis ist schon zu Beginn der fünfziger 
Jahre bei den zuständigen Stellen der Gedanke an die 
Herausgabe einheitlicher Richtlinien für die Bearbeitung 
derartiger Bes tandsaufnahmen erwogen worden. Der erste 
Schritt hierzu ist vom Bundesministerium für Wohnungsbau 
bereits 1952 getan worden . In seinem Auftrage und im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium des Innern ist vom 
Fachausschuß " Städtebaulicher Luftschutz" ein vorläufiges 
Merkblatt " Luftschutz im Städtebau " erarbeitet worden, 
das im " Bundesba ublatt" Nr. 9 vom 20. Dezember 1952 ver­
öffentlicht w orden ist. In ihm sind erstmalig städtebauliche 
Maßnahmen empfohlen worden, die geeignet erscheinen , 
die Luftempfindlichkeit in den Gemeinden herabzusetzen . 
Es ist dabei nicht nur an Städte im rechtlichen Sinne, son­
dern auch an andere Gemeinwesen gedacht, da unter den 
einze lnen Ziffern des Merkblattes immer wieder ganz all­
gemein von " Gemeinden " gesprochen wird. Hier interes­
siert insbesondere der Abschnitt 7, der sich mit den "städte­
baulichen Luftschutzplänen" befaßt. In diesen Plänen sol­
len alle Beziehungen städtebaulicher Art erfaßt und dar­
gestellt werden, die für den Luftschutz von Bedeutung sind. 
Das Ziel ist die Durchleuchtung der einzelnen Gemeinden 
unter dem Gesichtspunkt der Luftgefährdung und der Luft­

empfindlichkeit. 
Im Rahmen eines Forschungsauftrages des Bundesministe­
riums für Wohnungsbau ist dann in den Jahren 1953/ 54 ein 
Vorsch lag für Aufbau und Inhalt eines solchen Luftschutz­
planes erarbeitet worden; Gegenstand der Untersuchung 
war die Stadt Witten. Der Vorschlag unterscheidet zwischen 
einem "Bestandsplan", der die hier interessierenden Ge­
gebenheiten aufzeigen soll und einem "Sofortplan", der 
die unter dem Gesichtspunkt des Luftschutzes zu ziehenden 
Folgerungen enthält. Das Schwergewicht dieser Bestands­
aufnahme liegt naturgemäß auf dem baulichen Sektor. Der 
Vorschlag hat schließlich seinen Niederschlag in dem vom 
Bundesministerium für Wohnungsbau bearbeiteten Merk­
blatt " Bestandsaufnahme für den Luftschutz im Städtebau" 
gefunden . Diese Richtlinien sind Anfang 1961 den für das 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen Mini­
stern (-Senatoren) der Länder mit der Bitte übergeben wor­
den, ihn den nachgeordneten Stellen und Gemeinden be­
kanntzugeben. Seinem Charakter entsprechend wird das 
Merkblatt allerdings praktisch nur in Großgemeinden an­
gewandt werden können: Es soll den Trägern der örtlichen 
Bauplanung ein Hilfsmittel sein, die von ihnen für städte­
bauliche Maßnahmen zur Herabsetzung der Luftempfind­
lichkeit des Planungsgebietes erforderlichen Bestandsauf­
nahmen zweckmäßig durchführen zu können. 

Die Zielgebietsanalysen 
Neben diesen den speziellen Zwecken des Städtebaues die­
nenden Richtlinien ist im Jahre 1954 von seiten der Bundes­
regierung in Anlehnung an Untersuchungen und Planungen 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika mit den Vor­
bereitungen für eine neue, umfassendere Art der Bestands­
aufnahme und deren luftschutztaktischer Auswertung be­
gonnen worden, die unter den Bezeichnungen "Zielgebiets­
analyse" und "Luftschutzortanalyse" bekannt geworden ist. 
Auf diese Analysen muß hier näher eingegangen werden, 
weil sich aus ihnen nach und nach die Konzeption der Luft­
schutzortsbeschreibung entwickelt hat, und weil der grund-

legende Unterschied zwischen diesen beiden Arten der Be­
sta ndsaufnahme noch nicht allgemein bekannt geworden 
ist. Die ersten Richtlinienentwürfe für die Analysen sind 
schon 1955 diskutiert worden. Sie gingen davon aus, daß 
Wert und Umfang aller Luftschutzmaßnahmen durch die 
Wirkung der Angriffsmittel und die untersch iedliche Ver­
w undbarkeit der Zielobjekte beeinflußt werden. Man nahm 
we iterhin an, daß die Wirkungsdaten , die sich für jede 
Waffe und ihre Einsatzformen ergeben, einen Gesamtüber­
blick über die für jedes Objekt zu erwartenden Gefahren 
ermöglichen . Dadurch, daß man von den größtmöglichen 
Gefahren und Waffenwirkungen ausging, d . h. von der 
größten zu erwartenden Atom- oder Wasserstoffbombe 
konnte man auch die Auswirkungen von Angriffen mit kon~ 
vent ionellen Waffen als berücksichtigt annehmen. Ein voll­
ständiges Bild hätte man allerdings erst dann gewinnen 
können, wenn man auch die Gefährdung durch chemische 
und biologische Kampfmittel einzubeziehen versucht hätte. 
Für eine Analyse sind vorzugsweise folgende Arten von 
Zielgebieten in Betracht gezogen worden: 

a) Großstädte 
b) Industriegebiete 
c) Verkehrsknotenpunkte 

und wichtige Verkehrs­
anlagen 

d) sonstige wichtige Ziel ­
objekte (wie Versor­
gungsanlagen, Talsper­
ren, bedeutende mili ­
tärische Objekte und 
Anlagen). 

Bei der Ermittlung der Wirkungsdaten hat man sich der 
amerikanischen Versuchserfahrungen bedient. Außerdem 
gab das Handbuch "Civii Defense " Urban Analysis " Hin­
weise auf die dort bei solchen Struktu runtersuchungen an­
gewendeten Methoden. Interess ant ist, daß die Betonung 
in diesem Buch auf "Stadtanalyse" liegt und dementspre­
chend auch in der Bundesrepublik sich das Augenmerk auf 
die Großstädte konzentrierte, wobei gelegentlich eine Ak­
zentverschiebung zu einer Bestandsaufnahme für den Luft­
schutz im Städtebau zu beobachten ist. 

Wie in dem amerikanischen Handbuch sind auch in den 
Richtlinien für die Zielgebietsanalysen vier bzw. fünf Scha­
denszonen vorgesehen worden, die sich ringförmig um den 
im Einzelfall auszuwählenden Bodennullpunkt gruppieren. 
Dabei umfaßt die innere Zone (O-Zone) das Gebiet der 
Totalzerstörungen, der äußerste Ring das Gebiet der noch 
durch Luftdruck hervorgerufenen Teilzerstörungen (D-Zone). 
Ausgangspunkt der Einteilung eines Stadtgebietes in Scha­
denszonen war die Festlegung eines sogenannten "Grund­
kreises" . Dieser Grundkreis, im allgemeinen mit B bezeich­
net, weil er die Schadenszone B nach außen abgrenzt, 
sollte möglichst das geschlossen und halboffen bebaute 
Stadtgebiet einschließlich etwa vorhandener Industrie- und 
Verkehrsanlagen umfassen . Der Mittelpunkt des Grund­
kreises sollte sich mit dem voraussichtlichen Bodennull­
punkt decken und konnte daher nicht immer der Mittel ­
punkt des Stadtzentrums sein. Wenn in einem Stadtgebiet 
wegen seiner besonderen Struktur und räumlichen Ausdeh­
nung zwei Zielpunkte angenommen werden mußten, dann 
sollte der Mittelpunkt der Verbindungslinie zwischen den 
beiden Zielpunkten, bei drei Zielpunkten der Mittelpunkt 
des Zieldreiecks, der Mittelpunkt des Grundkreises sein. 

Der sogenannte "Endkreis", der Kreis also, über den hinaus 
größere Schäden nicht mehr zu erwarten sein würden, war 
mit dem doppelten Radius des Grundkreises um den Mit­
telpunkt des letzteren zu schlagen; der Durchmesser der 
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inneren Kreise (0- und A-Kreis) sollte I/.; bzw. 1/" des 
Grundkreisdurchmessers betragen . Der Endkreis bezeich­
net gleichzeitig die Grenze des Gebietes, das in die Unter­
suchungen mit einbezogen werden sollte. 

Von der Zielgebietsanalyse zur Luftschutzartsbeschreibung 

Nach diesen Richtlinienentwürfen, die bis 1959 verschie­
dentlich überarbeitet, im ganzen gesehen jedoch in ihrem 
Gehalt nur unwesentlich verändert worden sind, entstan­
den im Zusammenwirken von Bund, Ländern und Gemein­
den mehrere Musteranalysen, so für die Städte Bremen, 
Düsseldorf und Hannover. An Hand dieser praktischen Bei­
spiele sollten die Auswirkungen möglicher Zerstörungen 
studiert und gleichzeitig die Anwendbarkeit der vorberei­
teten Richtlinien erprobt werden. Die gewonnenen Erkennt­
nisse waren so bedeutend, daß sie zusammen mit neueren 
Erfahrungen des Auslandes und mit anderen Gesichtspunk­
ten eine Änderung der Konzeption für eine Bestandsauf­
nahme bewirkten. 
Zunächst setzte sich die überlegung durch, daß durch sol­
che Richtlinien den mit der Bestandsaufnahme betrauten 
Stellen lediglich eine technische Anleitung für die Durchfüh­
rung der Analyse in die Hand gegeben werden sollte. Es 
wurde daher für die praktische Arbeit als zweckmäßig er­
achtet, alle ausführlichen wissenschaftlichen Erläuterungen 
und theoretischen luftschutztaktischen überlegungen her­
auszunehmen und nur die unbedingt erforderlichen An­
gaben in die "Anleitung" aufzunehmen. Solche mehr theo­
retischen Passagen erschienen vor allem dann fehl am 
Platze, wenn die Bestandsaufnahme nicht nur von den gro­
ßen Luftschutzorten durchgeführt werden sollte, in denen 
gemäß § 9 des 1. ZBG vordringlich Luftschutzmaßnahmen 
vorzusehen sind. 
Ursprünglich halle bei der Aufstellung der Richtlinienent­
würfe auch der Gedanke eine Rolle gespielt, durch Fest­
setzung der Schadenszonen nicht nur den räumlichen Be­
reich der Analysen abzugrenzen, sondern auch Hilfsmillel 
für die Schätzung der mutmaßlichen Verluste zu gewinnen. 
Abgesehen davon, daß eine derartige Schätzung keine 
brauchbaren Werte zu liefern vermag, weil man von einer 
angenommenen Lage ausgehen muß, die die evtl. vorhan­
denen Schutzmöglichkeiten nicht berücksichtigen kann, und 
sich die Verluste mit dem Einsatz der ständig sich weiter 
entwickelnden Waffen ändern, wird es niemals Aufgabe 
einer Bestandsaufnahme sein können, derartige Berechnun­
gen durchzuführen. 
Im übrigen hatte sich bei der Arbeit an den Musteranalysen 
gezeigt, daß die Auffassung, der "Endkreis" solle die 
Grenze des in der Analyse zu untersuchenden Bereiches 
sein, sehr unzweckmäßig war. Es ist zu bedenken, daß z. B. 
bei randlieh sehr locker gebauten Städten mit einem grö­
ßeren nicht oder nur wenig bebauten Gemeindeareal, die 
jenseits des Endkreises liegenden Gemeindeteile nicht in 
die Untersuchung einzubeziehen waren; andererseits waren 
in einer dichtbebauten Stadt mit kleinerer Gemarkung auch 
umfangreiche Nachbargebiete bei der Bestandsaufnahme 
zu berücksichtigen. Weiterhin ist zu bedenken, daß gerade 
die außerhalb des Endkreises liegenden Gebiete Statio­
nierungsraum für die Hilfskräfte, für Führungsstellen und 
sonstige ortsfeste Einrichtungen sein werden, daß sie in 
vielen Fällen zugleich auch für die Versorgung des Ge­
meinwesens und für den Verkehr des Zentralortes lebens­
wichtig sind und auf diese Weise die Planungen aller Luft-

schutzmaßnahmen der größeren Gemeinden beeinflussen. 
Es schien daher erforderlich, auch diese Gebiete in die Be­
trachtung mit einzubeziehen, wenn für sie auch keine so ins 
Einzelne gehende Untersuchung wie für das angenommene 
Schadensgebiet gefordert werden sollte. Es halle sich aber 
auch gezeigt, daß die Einbeziehung benachbarter Gemein­
den in die zentrale Bestandsaufnahme einer Großstadt aus 
verwaltungsmäßigen Erwägungen, politischen überlegun­
gen und aus anderen Gründen oft recht schwierig sein 
würde. In der Praxis sind die Musteranalysen im allgemei­
nen auch nur innerholb der städtischen Gemarkung durch­
geführt worden. Lediglich in Bremen ist im Rahmen einer 
zusätzlichen Strukturuntersuchung auch dos benachbarte 
Umland berücksichtigt worden. 

Schließlich hatten die Musteranalysen gezeigt, daß man 
sich niemals mit der Annahme nur eines oder einer be­
schränkten Zahl von Zielpunkten, die als "Nullpunkte" für 
die Konstruktion von Schadenszonen anzunehmen sind, be­
gnügen kann, weil namentlich in großen Gemeinden eine 
Vielzahl von Zielpunkten über das Gemeindegebiet ver­
streut liegen kann . Außerdem hatte sich die Erkenntnis 
durchgesetzt, daß man keineswegs nur von dem Einsatz 
thermonuklearer Waffen größten Kalibers ausgehen kann. 
Die Wahl der Angriffsmillei, ihrer Stärke und Anzahl und 
die Auswahl der Zielpunkte liegt in der Hand des Gegners. 
Außerdem wird man bei einem Beschuß über große Entfer­
nungen (z. B. mit Raketen) mit erheblichen Streuungen rech­
nen müssen . Die Abgrenzung des räumlichen Bereichs der 
Analyse durch die Konstruktion eines, bei abgesetzten Bau­
gebieten ggf. mehrerer "Grundkreise", vermochte daher 
kei nesfa Ils zu befried igen. 

Da, wie bereits eingangs ausgeführt, in allen Gemeinden 
des Bundesgebietes mit Waffenwirkungen gerechnet wer­
den muß und infolgedessen auch in 0 lien Gemeinden 
die erforderlichen Luftschutzmaßnahmen und -planungen 
durchzuführen sind, wurde vorgeschlagen, die Konstruk­
tion von Schadenszonen überhaupt fallen zu lassen, dafür 
jedoch in allen Gemeinwesen eine Bestandsaufnahme nach 
einheitlichen Richtlinien durchzuführen. 

Die Bestandsaufnahme sollte sich in der Regel nur auf die 
Gemarkung jeder Gemeinde erstrecken, soweit es nicht er­
forderlich ist überörtliche Zusammenhänge zu berücksichti­
gen (z. B. außerhalb der Gemarkung liegende Versorgungs­
einrichtungen der Gemeinde, markante Bodenerhebungen 
in benachbarten Gemeinden, wichtige Verkehrswege oder 
-engpässe). Dieser Vorschlag ist von der für die überarbei­
tung der Richtlinien vom Ständigen Ausschuß für die zivile 
Notstandsplanung eingesetzten Arbeitsgruppe aufgegrif­
fen und vom Bundesministerium des Innern akzeptiert wor­
den. Damit war der Schritt von der Zielgebietsanalyse zur 
Luftschutzortsbeschreibung getan. Die Richtlinienentwürfe 
erhielten nunmehr folgerichtig den Titel "Anleitung für eine 
Luftschutzortsbesch rei bung". 

Bereits in einem früheren Stadium der Vorarbeiten ist im 
Hinblick darauf, daß die Bestandsaufnahme zweckmäßi­
gerweise in allen Gemeinden durchgeführt werden sollte, 
der Gedanke erwogen worden, in die konzentrierte Fas­
sung der Richtlinien keine Hinweise über die Auswertung 
aufzunehmen. Diese Frage ist nun erneut geprüft worden. 
Es ist schließlich für zweckmäßig erachtet worden, die An­
leitung für eine Bestandsaufnahme wie auch die Anleitung 
für deren Auswertung zur gleichen Zeit in die Hand des 
örtlichen Luftschutzleiters zu geben. Bei dieser Entschei-
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dung spielte die Uberlegung eine wesentliche Rolle, daß 
eine derartige Bestandsaufnahme ni.emals allein stehen, 
sondern daß erst eine kritische Wertung der einzelnen in 
ihr erfaßten Gegebenheiten sie zur Unterlage für alle Luft­
schutzplanungen und damit für die Führung im Luftschutz­
ort machen kann. Eine kritische Beurtei lung der örtlichen 
Gegebenheiten kommt aber praktisch einer Auswertung 
der Bestandsaufnahme gleich. Eine Behandlung von Be­
standsaufnahme, d. h. Grundlagensammlung, und Auswer­
tung in verschiedenen Richtlinien würde die notwendige 
Einheit der Luftschutzortbeschreibung zerstören. 
Die Arbeiten der genannten Arbeitsgruppe und des Bun­
desamtes für zivilen Bevölkerungsschutz an den Entwürfen 
der " Anl eitung für eine Luftschutzortsbeschreibung und de­
ren Auswertung" sind im Laufe des Jahres 1960 abgeschlos­
sen und die " Anleitung " vom Bundesministerium des In­
nern an die Innenministerien der Länder mit der Empfeh­
lung gegeben worden, sie den örtlichen Luftschutzleitern 
als Arbeitsgrundlage für die örtlichen Luftschutzplanungen 
zur Verfügung zu stellen . Die "Anleitung " stellt also keine 
Weisung dar, sondern sie soll lediglich als Hilfsmittel an­
gesehen werden, den örtlichen Luftschutzleitern die Luft­
schutzplanungen gemäß Nr. 4 Abs. 1 der AVV-LS-Ort z.u 
erleichtern. Man war sich darüber klar, daß erst die PraxIs 
in den Gemeinden zeigen kann , ob Aufbau, Inhalt und For­
mulierung dieser ersten Fassung zweckmäßig sind oder ab 
sich Änderungen und Ergänzungen als notwendig erwei­
sen werden . Es ist daher vorgesehen worden, nach ein­
jähriger Arbeit mit ihr die gemachten Erfahrungen zusam­
menzutragen und evtl. eine Uberarbeitung vorzunehmen . 
Die in den einzelnen Ländern durchgeführten Prabearbel­
ten haben jedoch gezeigt, daß wesentliche Änderungen 
nicht erforderlich sein werden. - Um mit der Bestandsauf­
nahme möglichst kurzfristig in allen Gemeinden beginnen 
zu können mußte allen örtlichen Luftschutzleitern des Bun­
desgebiet~s die " Anleitung " möglichst bald zugänglich ge­
macht werden. Das Bundesministerium des Innern hat sich 
daher Ende 1961 entschlossen, sie im Gemeinsamen Mini ­

sterialblatt zu veröffentlichen') (vgl. auch S. 299) . 

Vom Wesen der örtlichen Bestandsaufnahme 

Will man sich Klarheit darüber verschaffen, welcher Art 
eine Bestandsaufnahme sein muß, die den Forderungen 
einer Luftschutzortsbeschreibung entspricht, dann muß man 
sich vergegenwärtigen, daß sie nur diesem besondere~ 
Zweck zu dienen hat und daß die LuftschutzortsbeschreI­
bung und deren Auswertung lediglich eine Grundlagen­
sammlung für die ö r t I ich e n Luftschutzplanungen sein 
soll. Es ist aber auch zu bedenken, daß die Planungen 
von heute die Tatsachen von morgen sein werden , daß 
also die Schlüsse, die aus Art und Umfang der Bestands­
aufnahme gezogen werden , von weittragender Bedeutung 
sein können. Die Bestandsaufnahme darf daher niemals 
Selbstzweck niemals eine Sammlung von Daten um der 
Bestandsaufnahme selbst willen sein. Der örtliche Luft­
schutzleiter oder die von ihm mit der Durchführung der 
Luftschutzortsbeschreibung betrauten Personen werden sich, 
ehe sie an die Arbeit gehen, zweckmäßigerweise eine 
Ubersicht darüber verschaffen, welche Art von Luftschutz­
maßnahmen bzw. -planungen für die Gemeinde in Frage 
kommt. Die überlegungen werden zu sehr verschiedenen 
Ergebnissen führen, je nachdem ob es sich um eine Groß­
stadt, eine Kleinstadt oder um eine ländliche Gemeinde 

handelt, ob für die Gemeinde die Aufstellung eines ört­
lichen LSHD vorgesehen ist oder nicht, ob ihr im über­
regionalen Verkehr eine besondere Bedeutung zukommt, 
ob in ihr Evakuierungen oder Umquartierungen zu erwä­
gen sein werden oder ob sie in einem Gebiet liegt, das 
zur Aufnahme von obdachlos gewordenen Menschen in 
Betracht zu ziehen ist. Wenn man diese übersicht gewon­
nen hat, wird man kaum in die Versuchung geraten, Fak­
toren in einer Detailliertheit zu erfassen, die in keinem 
Verhältnis zu dem Umfang der Planungen auf einem be­
st immten Teilgebiet stehen . Der erste Grundsatz, der bei 
der Luftschutzortsbeschreibung zu beachten ist, ist also 
eine auf das Zi e l ausgerichtete Begren­
z u n g der B e s t a n d sau f nah m e. 

Die Bestandsaufnahme soll entsprechend den in der "An­
le itung " gegebenen Empfehlungen systematisch und plan­
voll von den mit der Arbeit betrauten Verwaltungsorganen 
durchgeführt werden; dies bedingt, daß sie ihrer Eigena r t 
gemäß im wesentlichen unwissenschaftlich sein wird. Sie 
hat in einfacher Weise stationäre Gegebenheiten (Ober­
flächengestaltung, Bauart und Bauweise, Einrichtungen der 
öffentlichen Versorgung), Vorgänge (Pendelwanderung, 
Wasserführung der Flüsse, klimatische Verhältnisse) und 
komplexe Tatbestände (BrandempfIndlichkeit, Zufuhrab­
hängigkeit der Lebensmittelversorgung) zu erfassen"). 

Es muß allerdings darauf hingewiesen werden, daß ein den 
Bedürfni ssen der örtlichen Planungen genügender über­
blick über die strukturellen Besonderheiten einer Gemein­
de nur durch eine aus re ich end e r ä u m I ich e 
Auf g I i e der u n g der entsprechenden E r mit t I u n g s -
erg e b n iss e erreicht werden kann. Das trifft insbeson­
dere für viele Daten statistischer Art zu, die sich mit der 
Struktur der Bevölkerung, der Gebäude und Wohnungen, 
der Betriebe und der Beschäftigten befassen. Gesamtzah­
len für eine Gemeinde reichen vor allem nicht aus, wenn 
diese ein großes Areal umfaßt und sehr einwohnerreich ist. 
Auch Angaben für Stadtteile und Stadtbezirke können ge­
wöhnlich nicht befriedigen, weil diese Gemeindeteile noch 
viel zu heterogen sein können, um die erforderlichen 
Schlüsse für die Luftschutzplanungen ziehen zu können. 
Günstiger liegen die Dinge dort, wo Angaben für die Zähl­
bezirke zur Verfügung stehen und diese nicht zu groß sind. 
Ähnliche Beobachtungen sind auch schon in anderem Zu­
sammenhang gemacht worden. So hat schon unmittelbar 
nach Kriegsende FEHRE in Bann die Zählbezirke nach Sied­
lungsblöcken, z. T. nach Straßenabschnitten eingeteilt und 
diese Gliederung seit 1946 allen Zählungswerken zugrunde­
gelegt"). Der Anregung von FEH RE entsprechend ist in Ber­
lin 1950 das dort bestehende " Blocksystem " bei der Auf­
bereitung der Volkszählung angewand t worden und aus 
der Wohnungsstatistik vom 25. September 1956 sind einige 
Hauptergebnisse in Anl ehnung an dieses System für Wohn­
blöcke ermittelt und veröffentlicht worden'). Dieses Auf­
bereitungsprinzip bildet auch die Grundlage für den von 
BOESELER gemachten Vorschlag, als kleinste Erhebungs­
einheit den Häuserblock zu wählen und auf dieser räum­
lichen Einheit eine städtebauliche Grundkartei zu schaf­
fen, in der die wichtigsten Daten enthalten sindR). Wenn es 
auch fraglich erscheint, ob es möglich sein wird, eine solche 
umfangreiche Kartei aufzustellen und evident zu halten, 
wöre doch vom Gesichtspunkt des zivilen Bevölkerungs­
schutzes zu wünschen, daß der Vorschlag, den Häuser­
block weitgehend als Grundlage für die Zählbezirkseintei-
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lung zu nutzen, sowohl von der amtlichen Statistik als auch 
von den zuständigen Stellen der Städte ernstlich geprüft 
werden würde. 

Lediglich in den leicht überschaubaren kleinen Gemeinden 
(etwa unter 5000 Einwohner) werden Gemeindezahlen die 
erforderlichen Aufschlüsse für die örtlichen Luftschutzpla­
nungen vermitteln können. Allerdings wäre es zu begrüßen, 
wenn bei der Zusammenstellung dieser Zahlen, die auch 
durch Angaben außerhalb der amtlichen Statistik ergänzt 
werden sollten, wenigstens auf Kreisebene ein einheit­
liches Schema zugrunde gelegt werden könnte, wie dies in 
den letzten Jahren schon von verschiedenen Stellen an ­
gestrebt wirdD). 

Als weiteren Grundsatz sollten sich die Bearbeiter der 
Luftschutzortsbeschreibung stets vor Augen halten, daß eine 
enge Zusammenarbeit mit allen den Stei­
I eng e bot e n ist, die vor aus s ich t I ich übe r 
spezielle Teile des benötigten Quellen­
m a te r i als ver füg e n (Statistische Ämter der Städte 
und Länder, Industrie- und Handelskammern, Handwerks­
kammern, Gesundheitsämter u. a .), 0 der die si c h mit 
ä h n I ich e n Auf gab e n be f ass e n (z. B. Bau- und 
Planungsämter) . Nur auf diese Weise wird es möglich sein , 
teure und zeitraubende Doppelarbeit zu vermeiden. In die­
sem Sinne sind z. B. die zwischen den zuständigen Bundes­
ressorts getroffenen Absprachen über die Herausgabe von 
Empfehlungen für eine Mitwirkung der Wasserwirtschafts ­
behörden und der Bundesbahnbetriebsämter bzw. der Bun­
desbahndirektionen bei der Bearbeitung der Bestandsauf­
nahme zu verstehen . In den größeren Städten, in denen 
nach den vom Bundesministerium für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung herausgegebenen Richtlinien 
" Bestandsaufnahme für den Luftschutz im Städtebau" (s . o.) 
durchgeführt werden sollen, wird zu prüfen sein, ob nicht 
die hierfür heranzuziehenden Angaben aus den im Rahmen 
der Luftschutzortsbeschreibung getroffenen Feststellungen 
entnommen werden können, so daß sich eine wiederholte 
Aufnahme bestimmter Gegebenheiten erübrigt. Im all­
gemeinen wird es zweckmäßig sein, sich an die vielerorts 
bereits aufgestellten oder noch in Aufstellung befindlichen 
"Katastrophenabwehrpläne" anzulehnen, die die örtlichen 
Ordnungsbehörden zu bearbeiten haben. Die in diesen Plä ­
nen festgehaltenen Gegebenheiten und Erkenntnisse wer­
den für die Luftschutzortsbeschreibung wertvolle Grund­
logen sein können . 

In manchen Teilen des Bundesgebietes werden auch von 
seiten der Landeskunde (z. B. bei der Bearbeitung von 
Kreisbeschreibungen 'O)), der Bundeswehr, von wissenschaft ­
lichen Instituten") und von anderen Stellen umfangreiche 
Untersuchungen veranstaltet, deren Ergebnisse - soweit sie 
sich für die Luftschutzortsbeschreibung eignen - genutzt 
werden sollten. Für alle kreisfreien Städte (und auch für 
Landkreise) sind vom Institut für Raumforschung, Bad Go­
desberg, "Kreismappen" , d. s. statistische Kreisübersichten, 
erstellt worden, die laufend ergänzt werden . - Ohne Zwei­
fel könnte eine Koordinierung häufig nebeneinander her­
laufender Bestandsaufnahmen auch für die Zwecke des 
zivilen Bevölkerungsschutzes eine nicht unerhebliche Er­
leichterung mit sich bringen. Hierfür wäre es allerdings er­
forderlich, ähnlich wie dies in den Niederlanden schon ge­
schieht, eine Stelle zu bestimmen, der alle geplanten Be­
standsaufnahmen zu melden sind, gleichgültig ob sie sich 
über ein größeres Gebiet erstrecken oder ob sie lediglich 

eine oder mehrere Gemeinden einbeziehen' ~ ) . Wahrschein­
lich würde es zweckmäßig sein, für jedes Bundesland eine 
eigene Meldestelle zu schaffen. 

Aber auch ohne eine solche zentrale Koordinierung wird 
es bei entsprechender Uberwachung und Beratung der Auf­
sichtsbehörden möglich sein , vorhandene Unterlagen sinn­
voll auszunutzen und ggf. eine zweckmäßige Arbeitsteilung 
herbeizuführen. 

Eine solche Lenkung kann vor allem dem für die Durchfüh­
rung der Luftschutzortsbeschreibung wesentlich en Z ei t -
fa k tor Rechnung tragen. Es kommt darauf an , in einer 
möglichst kurzen Zeit einen Uberblick über die natürlichen, 
baulichen, wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten zu 
schaffen, damit die erforderlichen Luftschutzplanungen in 
ihren einzelnen Teilen zeitgerecht durchgeführt werden 
können. Es wäre nicht zu verantworten, wenn wichtige 
Maßnahmen nur deswegen nicht in Angriff genommen 
würden, weil vielleicht noch einzelne Daten der Bestands­
aufnahme fehlen und aus diesem Grunde auch das vorhan­
dene Material noch nicht ausgewertet, d. h. einer luft­
schutztaktischen Untersuchung unterworfen worden wäre . 
In die "Anleitung für eine Luftschutzortsbeschreibung" ist 
daher auch die Formulierung aufgenommen worden , daß 
"der re c h tz ei t i gen Sammlung aller erforderlichen 
Unterlagen und der als bai d i gen Durchführung etwa 
notwendiger Ermittlungen" eine besondere Bedeutung zu­
kommt. Die Verhältnisse in den einzelnen Gemeinden sind 
so unterschiedlich, daß niemals eine zeitliche Norm für die 
Durchführung der Bestandsaufnahme festgesetzt werden 
kann. Andererseits sollte aber angestrebt werden, die 
Luftschutzortsbeschreibung wenigstens innerhalb eines 
halben Jahres abzuschließen, weil sonst die Gefahr be­
steht, daß sie ihre notwendige "Aktualität" verliert. Dieses 
Ziel wird auch erreicht werden können, wenn man die un­
terschiedliche Verwaltungskraft der Gemeinden in Rech­
nung stellt, da im allgemeinen der geringeren Personal­
besetzung in den kleineren Gemeinden auch leichter über­
schaubare und erfaßbare örtliche Gegebenheiten gegen­
überstehen. 

Eine Bestandsaufnahme, die wie die Lu f t sc hut z 0 r t s -
be s c h re i b u n g als Planungsunterlagen für die nach 
und nach durchzuführenden Luftschutzmaßnahmen dienen 
soll, k an n nie mal s als ab g e s chi 0 s sen be­
t ra c h te t wer den, zumal die Planungen - insbeson­
dere auf organisatorischem Gebiet - im Laufe der Jahre 
stärkeren Änderungen unterliegen können . Sie muß laufend 
ergänzt werden und bei Veränderungen bestimmter Ge­
gebenheiten erneut ausgewertet werden, um sie" jederzeit 
als vollwertige Grundlage für die Planungen des zivilen 
Bevölkerungsschutzes gebrauchen zu können". So ergeben 
sich z. B. mit der Errichtung oder Schließung von Industrie­
betrieben, dem Bau neuer Siedlungseinheiten und dem An­
wachsen der Einwohnerzahlen, der Anlage oder Verlegung 
von Straßen neue und u. U. weitreichende Folgerungen für 
die Planung des örtlichen Luftschutzes. 

Kleinere Gemeinden werden nicht immer in der Lage sein, 
eine Luftschutzortsbeschreibung richtig auszuwerten, so daß 
diese Aufgabe gelegentlich von den Aufsichtsbehörden 
übernommen werden muß. Außerdem kann es erforderlich 
werden, namentlich in Ballungsgebieten eine zusätzliche 
überregionale Auswertung der örtlichen Bestandsaufnah­
men vorzunehmen, weil hier alle Planungen unter dem Ge­
sichtspunkt einer besonders engen Verzahnung der einzel-
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nen Lebensräume gesehen werden müssen. Schließlich wird 
sich eine überörtliche Auswertung auch auf höherer Ver­
waltungsebene zumindest für bestimmte Teilgebiete als 
zweckmäßig erweisen, weil für viele Führungsaufgaben die 
Kenntnis örtlicher Gegebenheiten unentbehrlich ist. Es sei 
hier als Beispiel nur die Kenntnis der Straßen, der in ihrem 
Zuge liegenden Kunstbauten und der vorhandenen Aus­
weichmöglichkeiten erwähnt. Erste Voraussetzung für eine 
schnelle und zuverlässige überregionale Auswertung ist 
die Vergleichbarkeit der einzelnen Be­

s ehr e i b u n gen. 

Welche Forderungen sind nun in dieser Beziehung an die 
örtlichen Bestandsaufnahmen zu stellen? Zunächst muß da­
für Sorge getragen werden, daß Angaben zu den einzelnen 
Positionen (z. B. zur Bevölkerung) innerhalb der Ortsbe­
schreibung stets an der gleichen Stelle zu finden sind, d . h. 
es ist darauf zu achten, daß die in der " Anleitung " nieder­
gelegte Gliederung im wesentlichen in allen Gemeinden 
eines Landes beibehalten wird. Dieser Grundsatz sallte 
auch dann beibehalten werden, wenn zu einzelnen Positio­
nen keine Angaben zu machen sind; das wird var allem 
bei kleineren Gemeinden der Fall sein . - Es wird nach zu 
prüfen sein, ab es nicht zweckmäßig ist, für die Luftschutz­
ortsbeschreibung und deren Auswertung ein festes nume­
risches Gliederungsschema einzuführen, das für alle Stu­
fen der Verwaltung , die sich mit dieser Bestandsaufnahme 
zu befassen haben, verbindlich erklärt werden kann . 

Eine weitere Varaussetzung ist die Anwendung gleicher Be­
griffe und begrifflicher Abgrenzungen . Es genügt z. B. nicht, 
nur von " Bevölkerung" zu sprechen, sondern es sollte ein­
deutig gesagt werden, ob die Angaben der in der amt­
lichen Statistik ermittelten "Wohnbevölkerung" entspre· 
ehen und für welchen Stichtag diese Zahlen gelten. Sind in 
manchen Gemeinden bereits andere Bezeichnungen wie 
etwa "Einwahner" ader "Einwahnerzahl" angewandt wor­
den, so muß zumindest nachträglich noch eine Anmerkung 
aufgenammen werden, die die natwendige begriffliche 
Klarsteilung bringt. Eine sehr verschiedene Auslegung er­
fährt erfahrungsgemäß auch der Begriff "Bevölkerungs­
verteilung": obgleich hierunter die rein zahlenmäßige Ver­
teilung der Bevölkerung im Raum im Gegensatz zur rela­
tiven Bevölkerungsverteilung verstanden wird, findet diese 
Bezeichnung fälschlicherweise auch für die Bevölkerungs ­
dichte - also für die Zahl der Persanen, die im Durchschnitt 
auf die Flächeneinheit entfallen - Anwendung. Eine ähn­
liche Unsicherheit ist auch bei wohnungsstatistischen 
Grundbegriffen wie "Wohndichte" , "Wohnungsdichte" , 
"Wohnraumdichte" und "Bebauungsdichte" und in ande­
ren defInitarischen Bereichen anzutreffen ' 3). Hier sollten die 
Aufsichtsbehörde koordinierend tätig werden. Es wird sich 
dabei empfehlen, die in der amtlichen Statistik angewand­
ten und eindeutig abgegrenzten Begriffe zu benutzen, weil 
letzten Endes doch weitgehend Zahlenmaterial der amt­
lichen Statistik für die Luftschutzortsbeschreibung heranzu­

ziehen sein wird ' 4) . 

Damit ist bereits eine weitere Frage berührt, die für die 
Vergleichbarkeit der einzelnen Bestandsaufnahmen von Be­
deutung ist: die Frage möglichst einheitlichen Quellen­
materials. Soweit Angabe~ aus der amtlichen Statistik, aus 
Geschäftsstatistiken anderer Behörden (z. B. der Bundes­
bahn der Arbeitsämter und der Wasserwirtschaftsämter) 
oder' aus den Ubersichten des Deutschen Wetterdienstes 
herangezogen werden können, werden sich kaum Schwie-

rigkeiten hinsichtlich der Vergleichbarkeit ergeben, wenn 
nur gleiche Stichtage oder Berichtszeiträume berücksich ­
tigt werden. Dort allerdings, wo zusätzliche zahlenmäßige 
Feststellungen getroffen werden müssen, wird ein besan­
deres Augenmerk notwendig sein. 
Hier muß abschließend noch ein Wort zur Frage der Bedeu­
tung von Beobachtungen und Feststellungen aus der Ein ­
wohnerschaft gesagt werden. Soweit es nicht möglich ist, 
amtliches Quellenmaterial heranzuziehen, weil dieses nicht 
nach Gemeinden gegliedert vorliegt und die betreffenden 
Dienststellen aus personellen und finanziellen Gründen nie­
mals in der Lage sein werden, es zusätzlich zusammenzu­
stellen, wird man auf die Mitarbeit geeigneter, mit den 
Verhältnissen in der Gemeinde vertrauter Personen zurück­
greifen müssen. Sa wird es notwendig sein, im Rahmen der 
Feststellungen über das Klima die Beobachtungen Orts­
kundiger zu verwerten . Wenn für die Luftschutzortsbeschrei­
bung auch nur wenige die Luftschutzplanungen beeinflus­
sende Klimaelemente (z. B. varherrschende Windrichtung, 
häufige Nebellagen, durchschnittliche Zahl der Eistage) zu 
berücksichtigen sind, müssen die getroffenen Feststellungen 
doch ausreichend zuverlässig sein, um die erforderlichen 
Entschlüsse fassen zu können . Die Hinweise aus der ansäs­
sigen Bevölkerung müssen sich daher auf langjährige Be­
obachtungen gründen. Es sallten außerdem möglichst die 
Beobachtungen mehrerer Persanen herangezogen werden, 
um nicht zu Fehlschlüssen zu kommen. Die Aussagen von 
einzelnen Persanen können sehr leicht durch klimatische 
Einzelerscheinungen, die im Gedächtnis besonders haften 
geblieben sind, oder durch die subjektive Einstellung zum 
Witterungsablauf beeinflußt werden. Zur Klärung wider­
sprüchlicher Aussagen wird man entweder anderes Quel ­
lenmaterial heranziehen oder die eigenen Beobachtungen 
mit denen der Nachbargemeinden abgleichen müssen. In 
Zweifelsfällen sind auch die Wetterämter bereit, zu ört­
l ichen Beobachtungen Stellung zu nehmen und ergänzende 
Angaben bereitzustellen. 

Die Darstellung der Ermittlungsergebnisse 

Es entspricht der Eigenart der Luftschutzortsbeschrei bung, 
daß in ihr vor allem jene Faktoren aufgenommen werden 
müssen, die raumgestaltend (z. B. Oberflächenformen, Flä­
chennutzung, Oberflächengewässer, Bauart und Bauweise, 
Verkehrswege) wirken oder deren räumliche Verteilung 
(z. B. Bevölkerung, T rink- und Löschwasserversorgung) be­
sondere Aufschlüsse für die Notwendigkeit und Zweckmä­
ßigkeit der örtlichen Luftschutzplanungen gewährt. Es ist 
nicht nur notwendig zu wissen, wieviel Einwohner eine Ge­
meinde hat, sandern wie die Bevölkerung innerhalb der 
Gemeinde verteilt ist; nicht allein Zahl und Kapazität von 
Krankenanstalten sowie von Betrieben und Anlagen, deren 
Zerstörung zusätzliche Gefahren mit sich bringen, muß der 
örtliche Luftschutzleiter kennen, sondern auch ihre Lage zu 
den Wohngebieten und zum Straßennetz. Das starke Her­
vortreten der Raumbezogenheit der Ermittlungsergebnisse 
bedingt es, daß der kartographischen Darstellung eine be­
sondere Bedeutung zukommt. 

Diese Erkenntnis hat in der "Anleitung für eine Luftschutz­
ortsbeschreibung" darin ihren Ausdruck gefunden, daß in 
einem besonderen Abschnitt Hinweise für die "ze ichne­
rische Darstellung der Ermittlungsergebnisse" aufgenam­
men worden sind. 

Welche Gesichtspunkte sind nun bei der kartographischen 



296 Werner Nellner, Die Luftschutzortsbeschreibung Zivilschutz Heft 9 

Darstellung zu beachten? Zunächst muß sich der örtliche 
Luftschutzleiter entscheiden, für welches Gebi et die Ermitt­
lungsergebnisse dargestellt werden so llen . Im allgemeinen 
wird es das Gemeindegebiet sein. Es muß jedoch auch be­
rücksichtigt werden, daß manche Faktoren nur dann eine 
Au ssagekraft besitzen, wenn die Verhä ltnisse in benach­
barten Gemarkungen mit aufgenommen werden (z. B. Ver­
kehrsverhältnisse, Versorgungsnetz). Andererseits wird es 
na mentl ich in großen Gemeinden mit enger Bebauung ge­
legentlich zweckmäßig sein, bestimmte Bezirke gesondert 
zu behandeln, um ein übersichtliches Karl'enbild zu erhal­
'en. Erst wenn solche Uberlegungen angeste llt sind, wird 
dieAuswah l des Ka rte nmaßstabes und des Kartenausschnit­
tes sinnvoll se in. 

Als Bas is der gesamten kartograph ischen Darstellung so llte 
eine "Grundkarte" dienen, die nicht nur einen zusammen­
hängenden Uberblick gewährt, sondern es auch gestattet, 
Ermittlungsergebnisse übersichllieh darzus tellen. Die ge­
meindliche Planungspraxis hat gezeigt, daß es sich emp­
fiehl t, für die Au fste llung von Bauleitplänen oder Fläch en­
nutzungsp länen mög li chst große Maßstäbe zu verwenden. 
Das gleiche gi lt auch für die Karten zur Luftschutzorts­
beschreibung. Im allgemeinen wird die "Deutsche Grund­
:;arte 1 : 5000" eine gute Planungsun terl age bilden. Dieses 
I(a rtenwerk ist zwa r in seinem Endstadium einschließ lich 
der Höhenlinien erst für einen Teil der Gemeinden fertig­
geste ilt, doch werden für die Bes tandsaufnahme auch die 
Vorstufen, die sogenannten "Rohkarten", gute Dienste lei­
sten können "). 

r-ür die Masse der Gemeinden werden in manchen Ländern 
allerdings noch andere Maßstäbe herangezogen werden 
müssen. Wegen des handlichen Formats bei durchaus aus­
reichender Detai lliertheit bietet sich vor allem der Maßstab 
1 : 10000 an. In größeren Gemei nd en sind daher Orts- und 
Stadtpläne vielfach in diesem oder einem ähnlichen Maß­
stab hergestellt. 

Die Verwendung von Vergrößerungen des Meßtischblattes 
1 : 25000 auf 1 : 10000 kann nur als Notbehelf angesehen 
werden. Man wird aber namentlich in den vielen klein eren 
Gemeinden, für die die Blätter der Deutschen Grundkarte 
1 : 5000 oder deren Vorstufen noch nicht greifbar sind, diese 
behelfsmäßigen Kartenunterlagen zunäch st heranziehen 
müssen. Für Gemeinden mit einer sehr großen Gemarkung, 
w ie sie za hl reiche Großstädte besitzen' ''), und für die Dar­
stellung der Umgebung des Luftschutzortes werden aller­
dings kleinere Maßstäbe zweckmäßig sein. Hierfür eignen 
sich die schon erwäh nten Meßtischblätter 1 : 25 000 und die 
Blätter der Topographischen Karte 1 : 50000 am besten . 
r-ür Teilgebietsuntersuchungen - z. B. für die Darstellung 
der Ermittlungsergebnisse in einem Stadtzentrum - sind 
großmaßstäbliche Pläne 1 : 5000 oder sogar 1 : 2500 oder 
1 : 1000 zu empfehlen. Es ist schon an anderer Stelle an­
gedeutet worden, daß der Wert der kartographischen Dar­
ste llung darin besteht, alle Faktoren, die das Wesen des 
Raumes bestimmen und die örtlichen Luftschutzplanungen 
beeinflussen werden, in ihrer Lage zueinander so zu zei­
gen, daß durch einen Kartenvergleich das strukturelle Ge­
füge und das funktionelle Zusammenwirken der EinzeI­
ersche inungen deutlich werden . Dieses Ziel wird am ehe­
sten erreicht, wenn außer der Grundkarte, die die topo­
graphische Situation des darzustellenden Gebietes wieder­
geben soll, alle anderen Ermittlungsergebnisse auf Trans­
parentfolien gezeichnet werden . Es wird dabei allerdings 

nur in den se ltensten Fällen möglich se in, die Situation zu­
sätz lich auf die Rückseite der Foli en zu zeichnen oder zu 
drucken, wie dies gelegentlich empfohlen worden ist 17 ), 

weil den meisten Gemeinden hierfü r die technischen und 
finanziellen Vorau ssetzungen fehlen werden. Für die Folien 
sollte außerdem möglichst immer das gleiche Materia l be­
nutzt werden, um Verzerrungen weitgehend auszuscha lten . 
Die Verwendu ng von glasklaren Tran spa rentfolien gestat­
tet es, zah lreiche Kombinationen durch Aufeinanderlegen 
der ei nze lnen Pläne herzustellen. Voraussetzung ist jedoch, 
daß das Kartenbild in allen Tei len deutli ch lesbar bleibt 
und die genaue Uberdeckung durch die -Einzeichnung von 
mindestens zwei Paßkreuzen, -ecken oder - linien auf allen 
Kar ten und Transparenten gewährleistet wird . Weiterhin 
muß die zeichnerische Darstellung - von der G ru ndkarte 
abgesehen - weitge:lend von Beschriftung freigehalten 
werden. Man wird die Beschriftung, wo auf sie nicht ver­
zichte t werden kann, zweckmäß igerweise am Rand des 
Ka rtenbildes anbringen. Es wird sich empfehlen, die Zei­
chenerklärung in einer Gesamtl egende zusammenzufassen, 
die alle in der Luftschutzortsbeschreibung verwandten 
Signaturen enthalten muß. Dadurch werden die einze lnen 
Blätter ent lastet und bei Vergleichen die Lesbarkei t er­
höht. 

Unter den Bearbeitern von Luftschutzortsbeschre ibungen 
wi rd häufig die Frage diskutiert, ob einer mehrfarbigen 
Clder einer einfarbigen Darste llung der Vorzug zu geben 
ist. Die mehrfarbige Darstellung hat zwar den Vorteil, daß 
ggf. auf einen Plan mehrere Ermittlungsergebnisse neben­
einander lesba r eingetragen werden können oder daß ver­
schied ene Kategor ien eines bestimmien Faktors (z. B. Indu­
striebetriebe nach Industriezweigen oder -gruppen) über­
sichtlich aufgezeigt werden können. Es ist aber zu beden­
ken, daß die Luftschutzortsbeschreibung nicht nur in einem 
Exemplar benötigt wird. Neben dem örtlichen Luftschutz­
lei ter werden auch die übergeordneten Verwa ltungsbehör­
den Bedarf für ein e überregionale Auswertung haben. Es 
muß daher angestrebt werden, eine einfache Vervi elfälti ­
gung der Bestandsaufnahme zu ermög li chen. Im allgemei ­
nen werden al lenfalls die Grundkarten in mehreren Exem­
plaren gezei chnet werden können, alle übrigen Blätter, ins­
besondere die Transparentpläne werden dagegen kopiert 
werden müssen. Die graphische Ausführung hat diesen Er­
fordern issen Rechnung zu tragen. Es dürfte daher für alle 
zu vervie lfältigenden Karten und Pläne nur eine Schwarz­
weiß-Darstel lung übrig bleiben. 

Für die Ein tragung der Ermittlungsergebn isse so llen Signa­
turen verwendet werden. So weit Gegebenheiten aufzuneh­
men sind, die bereits in den zugrundegelegten amtlichen 
Karten entha lten sind (z. B. Bodennutzung, Verkehrswege) 
sollten die hierfür vorgesehenen amtlichen Karten zeichen 
benutzt werden . Müssen innerhalb einer Luftschutzortsbe­
schreibung amtliche Karten verschiedener Maßstäbe her­
angezogen werden, sol lten jedoch nur die Signaturen 
ein esKartenmaßstabes in der Bestandsaufnahme ver­
wendet werden, weil dadurch die Ubersichtlichkeit besser 
gewährleistet ist. In solchen Fällen ist zu empfehlen, stets 
die Kartenzeichen des kleineren Maßstabes zu benutzen. 
Es so llte in jedem Falle in einer zusammenfassenden Le­
gende vermerkt werden, welche Signaturen verwendet wor­
den si nd. 

Die "Anleitung" enthält auch Hinweise, welche anderen in 
den amtlichen Kartenwerken nicht enthaltenen Signaturen 
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für die Darstellung besonderer Gegebenheiten (z. B. Bau­
weise, Versorgungseinrichtungen) zweckmäßig benutzt wer­
den sollten. Außerdem sind für die Eintragung bestimmter 
ortsfester oder artsgebundener Anlag en und Ein richi'ungen, 
die für die örtlichen Luftschutzplanungen wichtig und in 
den amtlichen Kartenwerken oder in DIN-Normzeichen 
nicht berücksichtigt sind, zusätzliche Signaturen vom Bun­
desamt für zivilen Bevölkerungschutz entwickelt worden. 
Soweit sie Anlagen oder Einrichtungen des zivilen Bevöl­
kerungssch utzes betreffen, lehnen sie sich an die "Vorläu­
figen taktischen Zeichen im zivilen Luftschutz " an. Eine un­
veränderte Obernahme dieser Zeichen war nicht möglich, 
wei l sie sich für eine Verwendung auf den in der Luftsch utz­
ortsbesch reibung zu benutzenden Kartenmaßstäben wegen 
ihrer Aufwendigkeit und Größe nicht eignen. Die praktische 
Arbeit wird zeigen, ob noch weitere zusätzliche Signaturen 
entwicke lt werden müssen. 

Es ist bereits erwähnt worden, daß das Karten b i I d tun­
liehst von Beschriftung freigehalten werden soll, um die Les­
barkeit vor allem beim Obereinanderlegen mehrerer Trans­
parentblätter nicht zu beeinträchtigen. Das bedeutet jedoch 
nicht, daß unbeschrifteten Blättern der Vorzug zu geben 
wäre. Auf jedem Blatt sollte am Ronde der Name des Land · 
kreises und der Gemeinde eingetragen werden, um bei 
einem überregionalen Vergleich die Zugehörigkeit der Kar­
fen und Pläne zu den einzelnen in die Auswertung einbezo­
genen Luftschutzortsbeschreibungen erkennen zu können. 
Außerdem muß die Angabe des Meßstabes (einschließlich 
einer Maßstableiste) und soweit die Karten nicht nach Nor­
den orientiert sind, was häufig bei Stadtplänen der Fall ist, 
die Nord-Süd-Achse eingezeichnet werden. Schließlich müs­
sen die Karten Titel erhalten, aus denen zu ersehen ist, was 
in den einzelnen Blättern dargestellt ist. MACHTEMES hat 
in der städtebaulichen Luftschutzuntersuchung Düsseldorf ' S) 

angeregt, auf die Inhaltsangabe in Form eines Kartentitels 
zu verzichten und diesen durch einen Schlüssel zu ersetzen. 
In die Karte wäre in diesem Falle om oberen Rand ledig­
lich eine Leiste zu setzen, in deren Felder jeweils die Num­
mern der Karten oder Pläne einzutragen sind. Bei der Kom­
bination verschiedener Kartenblätter zum Zwecke der luft­
schutztaktischen Auswertung mit Hilfe von Pausen oder 
durch Kopieren müßten auf dem Kombinationsblatt die 
Nummern der Einzelblätter vermerkt werden. Es wird sich 
empfehlen, mit der Numerierung von links zu beginnen, 
und der Grundkarte mit der topographischen Situation die 
Nummer 1 zu geben. Die Nummer für die zweite Karte 
würde dann in das zweite Feld eingetragen werden, wäh­
rend das erste Feld frei bleibt usf. Reichen die Felder eine ~ 
einzeiligen Zahlen leiste nicht aus, kann ohne Bedenken auch 
eine zweizeilige Leiste benutzt werden. - Ein solches Ver­
fahren würde dem Lichtpauser und anderen gegenüber 
nicht nur die Angabe über bestimmte Kartenkambinationen 
erleichtern, sondern auch zur Wahrung der Vertraulichkeit 
des dargestellten Gegenstandes Außenstehenden gegen­
über beitragen. 

Die kartographische Darstellung der Ermittlungsergebnisse 
w ird zwar den größten Teil einer Luftschutzortsbeschre i­
bung ausmachen. Ihre volle Aussagekraft kann die Be­
standsaufnahme jedoch erst dann gewinnen, wenn die Kar­
ten durch Text und tabellarische Obersichten ergänzt wer­
den. So bedarf z. B. eine Karte über den Standort der Tank­
stellen unbedingt einer Ergänzung durch eine Liste, in der 
neben der Anschrift auch dos Fassungsvermögen der ein-

zeinen Tankbehäl ter getrennt nach Treibstoffarten ent­
halten ist. Die Karte über die Straßen und Wege wird erst 
dann etwas aussagen, wenn auch eine Obersicht über die 
Breite dieser Verkehrslinien und die Straßendecke, über 
Steigungsverhältnisse u. a . vorhanden ist. Manche Bereiche 
wie etwa die klimatischen Verhältnisse und die Bevölke~ 
rung sstruktur, werden auf Gemeindeebene fast immer nur 
durch Zahlenreihen und textliche Erläuterungen dargestellt 
werden können, wobei die textliche Darstellung möglichst 
kurz gefaßt werden sollte. Soweit es das Quellenmaterial 
und die technischen Möglichkeiten gestatten, sollte der ört­
liche Luftschutzle iter bestimmte Ermittlungsergebnisse auch 
graphisch darstellen, weil auf diese Weise ihr möglicher 
Einfluß auf die örtlichen Luftschutzplanungen deutlicher 
hervortreten wird. Es sei hier als Beispiel auf die Darstel­
lung der Hauptwindrichtungen in Form einer Windspinne 
und des Altersaufbaues der Bevölkerung als " Alterspyra­
mide" verwiesen. 

Zum Schluß muß noch kurz eine Arbeitsunterlage erwähnt 
werden, deren Wert für die Luftschutzplanungen heute viel­
fach noch nicht erkannt wird, obgleich sie für die Beurtei -

Beispiel für Aufteilung und Beschriftung von Kartenblättern 
zur Luftschutzortsbeschreibung : 

Gemeinde 

Kreis 

LUftschutzortsbeschrejbung 

Maflstab 1: ... _----- ..... 

2 3 J ~ 6 7 8 9 10 Io\ m 

+ 
o 
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lung der Verhältnisse vor allem in den größeren Gemein­
wesen und in bestimmten Landschaften von großer Bedeu ­
tung sein kann: Das Lu f t b i I d. 
Luftbildaufnahmen gibt es bereits für weite Gebiete der 
Bundesrepublik'O) in verschiedenen Maßstäben. Im allge­
meinen sind zur Interpretation von Luftbildern Erfahrung 
und Kombinationsgabe erforderlich, um die vielfachen 
Wechselbeziehungen ablesen zu können , die z. B. zwischen 
Industrie, Siedlung und Verkehrswesen, zwischen Boden 
und Pflanzendecke, Relief und Gewässer bestehen und im 
Luftbild über weite Flächen in ihrer Gesetzmäßigkeit deut­
lich zutage treten. Bestimmte Aussagen werden jedoch auch 
vom Laien ohne Schwierigkeiten erkannt werden. Das trifft 
z. B. für so schwer erfaßbare Tatbestände wie die Bebau­
ung in verschiedenen Bezirken einer Stadt oder mögliche 
Uberschwemmungsgebiete an Flüssen ader im Marschen­
gebiet der norddeutschen Küste zu, die das Luftbild recht 
deutlich zeigt. Am besten eignen sich hierfür Aufnahmen 
großer Maßstäbe (etwa 1 : 5000), die das fotografierte Ge­
biet mit der erforderlichen Detailliertheit zeigen. Für be­
stimmte Gebiete, z. B. für große zusammenhängende Sied­
lungsräume können auch die Weitwinkelaufnahmen, die bis 
zum Maßstab 1 : 120000 reichen, interessante Einblicke in 
die Struktur der Landschaft vermitteln. 

Von besonderem Wert für die örtlichen Luftschutzplanun ­
gen werden die großmaßstäblichen Lu f t b i I d p I ä ne 
sein, die entzerrt und mit einem Gitternetz versehen sind . 
Sie können ggf. sogar als "Grundkarte" verwendet werden. 
In diese Luftbildpläne können in einem besonderen Verfah­
ren zusätzlich auch Höhenlinien hineinkapiert werden . 
Schließlich lassen sich die aus Katasterplänen und ähn ­
lichen Unterlagen zu entnehmenden Verwaltungsgrenzen 
einzeichnen. Durch solche Ergänzungen kann die Aussage­
kraft der Luftbildpläne beträchtlich gesteigert werden. -
Es sallte angestrebt werden , daß das Luftbild ebenso wi e 
die Karte zum allgemein anerkannten Hilfsmittel der Pla ­
nungen im Bereiche des zivilen Bevölkerungsschutzes wird . 

Zusammenfassung 

Aufgabe dieser Ausführungen war es zu zeigen, daß die 
Luftschutzortsbeschreibung die wichtige Aufgabe hat, dem 
örtlichen Luftschutzleiter, der für die Luftschutzplanungen 
in der Gemeinde verantwortlich ist, Einsicht in die Tat­
bestände und Möglichkeiten für seine Arbeiten zu geben. 
Es sollte außerdem gezeigt werden, daß eine derartige Be­
standsaufnahme einen durch den besonderen Zweck be ­
dingten eigenen Charakter haben muß und nicht mit Be-
3tandsaufnahmen anderer Art zu vergleichen ist; das wird 
besonders deutlich in der Auswahl der aufzunehmenden 
To tbestände und in der Art, wie die Ermittlungsergebnisse 
dargestellt werden sollen. Schließlich wollten diese Zeilen 
klarstellen , daß die heute in einzelnen Gemeinden als Pla­
nungsunterlagen noch vorhandenen Zielgebietsanalysen 
als überholt angesehen werden müssen, weil sie nur Vor­
sl'ufen zur Luftschutzortsbeschreibung in ihrer heutigen 
Konzeption sind. Lediglich der Teil der Materialsammlung, 
der seither keine Veränderungen erfahren hat, wird für die 
Luftschutzortsbezeichnung verwertet werden können. 

Es konnte nicht Aufgabe dieses Beitrages sein, ins einzelne 
gehende Darlegungen über die Art zu bringen, wie die ver­
schiedenen Gegebenheiten In der Bestandsaufnahme 
zweckmäßig zu behandeln sein werden. Es kannten ebenso 
wenig ein Katalog der Begriffsbestimmungen, eine Uber-

sicht über das gesamte regionalstatistische Quellenmate ­
rial der amtlichen Statistik und andere für die Arbeitspra­
xis interessierende Hinweise aufgenommen werden. Solche 
Hinweise und Arbeitsgrundlagen könnten allenfalls in 
einer besonderen Schrift zusammengestellt werden . Es wäre 
zu prüfen, ob ein Bedürfnis für eine derartige Zusammen­
stellung besteht. 

Die Arbeit an der Luftschutzortsbeschreibung wird niemals 
als abgeschlossen angesehen werden können. Eine stän­
dige, mindestens jährliche Uberarbeitung ist nicht nur not­
wendig , um neuere und ergänzende Angaben einzubauen, 
die aus den Veränderungen in der Gemeinde erforderlich 
geworden sind. Es muß auch bedacht werden, daß die 
Weiterentwicklung auf rechtlichem Gebiet, die Verände­
rung eines möglichen Kriegsbildes sowie hieraus und aus 
anderen Entwicklungen erforderliche neuere luftschutztakti­
sche Konzeptionen immer wieder eine Uberprüfung der Be­
standsaufnahme werden geboten erscheinen lassen. 
Schließlich kann auch die Entwicklung neuer städtebau­
licher und anderer DIN-Norm-Zeichen bei der kartagra­
phischen Darstellung der Ermittlungsergebnisse nicht Ull­
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DER BUNDESMINISTER DES INNERN 

VII. Zivi ler Bevölkerungsschutz 

Anleitung für die Luftschutzortsbeschreibung und deren Auswertung 

- Bek. d . BMI v . 12. 12. 1960 - VII 1 - 71 123 - 514/60 -

A. Anl eitung für eine Luftschutzortsbeschreibung 

I. Vorbemerkungen 

D ie Entw ick lung neuer militärische r Angriffsmittel läßt im Verteid igungs· 
fall das gesamte Bundesgebiet als luftgefährde t erscheinen. Wenn auch 
Grad und Ausmaß der Luftempfi ndl ichkeit nicht für alle Teil e der Bun­
desrepu blik gleich hoch zu bewerten sind, dürhe es dennoch erforder· 
I lch sein daß a I I e Gemeinden im Interesse Ihrer Ei nwohner zweck· 
mäßige 'u nd wirkungsvolle L uft schutzmaß~a hmen pIonen. , H ier~ür muß 
zunächst eine Bes tand saufnahme der örtlichen Gegebenheiten In Form 
ei ner Luft schutzo r tsbeschre ibung durchgeführt werden. . 
D ie . Luft schutzortsbes ch reib ung ers treckt sich auf . das ganze. G emei nde· 
gebiet. Außerdem sind auch - sowed notwend ig - die uberortllchen 
Zusammenhänge zu berücksichtigen. . 
Der Bedeu tung entsprechend , die der Luftschutzortsbeschreibung als 
Grundlage für die Pla nung von Einzeimaßnahmen zukommt , Ist beson· 
derer Wert auf die laufende Ergänzung der Unterlagen zu legen. 

11. Sachlicher Bereich 

Eine Luft schutzortsbeschreibung erfüll t ihren Zweck nur, wen n sie die 
notwendigen Kenntn isse für eine Beurteilung der örtlichen Gegeben­
heden vermittelt. Der rech tzeitigen Samml ung aller erfo,rderllChe.n Unter· 
logen und der alsboldigen Du rchführung etwa notwendiger Ermdtl ungen 
kommt da her besondere Bedeu tung zu. Auf die bereds bel den Gemein­
den vorh andenen Karten und Pläne sowei t diese den gegenwarttgen 
Zustand darstellen ist in erster li~ ie zurückzugreifen. Reichen diese 
nicht aus, ha ben sich di e Gemeinden bei anderen Träg.ern ö ffentlicher 
Aufgaben um Unterlagen zu bemühen. Träger öffentlicher Aufgaben 
im Sinne dieser Anleitung sind z. B. sta t is tische Ämter , Bau - und Pla­
~ungsämter, Versorgu ngsbetriebe, Polizeibe~örde n , G ewe.~beaufslch t s. 
amter, Brandschu tzbehörden ggf. ouch sonsti ge Sonderbehorden, Indu­
strie. und Handelskammern, Handwerkskammern, Bundesbahn und Bun ­
despos t. 
Trotz der Verschiedenhe iten die sich durch den Umfang der Arbeiten 
i n den einzelnen Luftschut~orten ergeben werden, empfiehlt es sich, 
folgende Gliederung anzuwenden : 

1. Allgemeine Ubersicht 
Ei nwohnerzahl, 
Flächengröße, 
Verwoltungsg liederung (Verwoltungsbez lrke, O rtstede), 
H inweise über den Sitz von Behorden, Gerichten, Schulen 
Ki rchen u . ä.; 
überörtliche Zusommenhänge. 

2. Natürliche Gegebenheiten 
Erdkund l iche Gegebenhei ten, insbesondere Obernä chengestaltun g 
innerha lb der Gemei nde und in der Umgebung ; 
Boden - und Ges teinsorten ; 
Obernäch engewässer, G rundwasse rverhältnisse; .. 
Polder, Deiche, Stouanlagen ( Stau~erke , Staubecken u. 0 .); 
klimotische Verhältnisse (z. B. vorwiegende Windrichtungen). 

3. Flächengliederung 
Gesamtstruk tur (z. B. Gliederung des Gemeindegeb i.e tes unter d"m 

Ges ich tspunkt der Bebauung , der Verkehrsverhal tnISse, .natur­
licher Begrenzungen oder anderer G eSicht spu nkte,. die fu r c1 ,e 
luftschutzmäßige Einteilung der Gemei nde maßgeblich sein kon­
nen), 

bebou te und unbebau te Flächen, 
Fl ächennutzung noch Hauptmerkmalen, 
Bebouungsdichle, 
überwiegende Baua rt und Ba uweise. 

4. Brandemplindliche und andere besonders gefährdete Objekte 
(Einzelobjekte, Ortsteile) 
Indus triebetriebe , 
Logerhäuser, 
Tonk loger, 
Holz loger, 
Be tri ebe und An lagen, deren Zers tö rung zusätzliche Gefahren mit 
sich brin{:Jen, 
Hochhäuser . 

5. Bevölkerung 
Struktur (A ltersaufbou, Be.ufsgliederung, Zahl der Housholte); 
Beschä ft igtenzahl , .. . .. 
räumliche Verteilu ng der Bevölkerun(l und der Beschofligten (Beruck­
sich t igu ng unterschiedlicher Verhältnisse bel Tog und N acht), 
Pend lerbewegu ngen. 

6. Versorgung 
0) öflentliche Versorgung 

Ga s, Wo sser, El ektriz i tät und Wä rm eversorgung 
ei nschI. Verte il ern etze; 
unobhängige Trink- und Löschwasserverso rgung, 
Abwa sserbesei t igung. 

b) Lebensm ille lve rso rgung 
Art und Umfong, 
Selbstversorgung noch Art und Umfong 
Zufuhrabhängigkeit, ' 
NahrungsmiHelbetriebe und öffentlic~e Einr ichtungen (z. B. M üh­
len, Großbackerelen , Molkereien, Kuhlhauser Schlochthäfe) 
Material· und Vorratslager. ' , 

c) Sonstige Versorgungsgüter 
Erzeu!lungs- und Verarbeitungsbetriebe, 
Matertal- und Yorratslager, 
Brenn- und Treibstoffe . 

7. Verkehr 
W ichtige Verkehrswege, 
Verkehrsengpässe , Brück~n ,. Unterführungen, Tunnel; 
Verkehrso~logen und -elnrtchtu~gen on. und auf Straßen, Schienen 
und Gewossern (z. B. Bahnhofe, Schiffsa nlageplätze Schleusen 

Föhren; I I 

ferner die Einrichtungen der Straßen· und Wasserbouverwa ltun. 
gen einschI. ihrer Loger), 

Flug - und Landeplätze. 
8. Nach ri chtenverbindungen 

Anlogen der Bundespost und des öffentlichen und behördlichen Fern­
meldewesens (z. B. Fernsprechämter, Verstärkerömter Funkanl agen 
wichtige Kabelanlagen und Kabelkno tenpunkte). ' , 

9. Betreuung 
Krankenhäuser einschi. der A usweich· und Hilfskronke nhäu ser. 
Gebäude, die als Notunterkünfte oder H ilfseinrichtungen für Kron­
kenhäuser geeigne t sind; 
Rettungsstellen; 
corita t ive Einr ichtu ngen (z. B. Kindergärten Altersheime) · 
die m!t ~roßkücheneinrichtungen versehene~ Bouten; , 
Arzneimittel- und Verbandstoffhersteller· 
Arzneimi tt el- und Verbandstoffloger; , 
Apotheken , Orogenen; 
große Versammlungsräume (z. B. Schulen , Theater, lich tspiel häuser, 
große Säle, auch Kirchen). 

10. Schutzraumbauten 
OffenUiche und priva te Schutzroumbauten (gegenwärtige Nutzung 
und Eignung), 

11 . Alarmanlagen 
D ie bereits durchgeführte oder i n Gang befindliche Plan ung der 
Slrenenstondorte 1St zu berücksich t igen und in die LS·Ortsbeschrei­
bun~ aufzunehmen . 

111. Zeichnerische Darstellung der Ermilliungsergebnisse 

Die Sachbes tandsaufnahme noch f I. erlangt als praktISche Unterlage 
ers t Bedeu tun g, wenn sie zeichnerisch auf Karten dargestellt Wird H ier­
bei empfiehlt sich, wie folgt, vorzugehen: 

1. B~i der D.orstellung is t vo ~ einer .. G run d kar t e H auszugehen , 
die ~och Ihrem Maßstob einen zusommenhängenden Oberblick übe r 
die ortl ichen Gegebenhe iten gewährt. 

2. Für die Darst.ellu ng der Lo ge des Luftschutzortes zu den N achba r ­
o:.ten oder fur die 9arstellung st;>ns t iger überörtlicher Zusa mmen . 
hange empfiehlt es Sich, 0 b e r s ,c h t s kor t e n im en tsprechen ­
den Maßstob zu benutzen. 

3. Für die Dorstellung. von örtlichen Gegebenheiten aus Teilgebie ten 
des Luftschutzortes Ist es zweckmäßig, Aus s c h n i t t s kar t e n 
Im entsprechend en Maßstab zu benutzen. 

4. Um die zeichne'.ische Darstellung einzelner Soch~ebie te übersichtlich 
zu gestal ten, konnen Tra nsporentblätter verwendet werden.") 

5. Um eine einfache Vervi e lföltigung der ei nzelnen Korten zu erm ög­
lichen , soll eine Schwarzweiß-Dars tell ung gewählt werden. 

6. Zur Verei nfach ung von Ein trogungen au f Karten und Transparenten 
empfiehl t Sich , Signaturen zu ve rwenden. H ierfür ergeben g ute An . 
holtspunkte: 

DIN 18001, Entwurf " Zeichen für Flächennutzungsplä ne", 
DIN 18003, Entwurf " Zeichen fur Bebauu ngspläne " 
DIN 2425 , Richtlinien fur Rohrn etzplo ne der Ga;- und Wasser­

ve rsorgung mit Be.l blatt , " Richtlinien für Pläne der 
Wasserversorgung Im Brandschutz " . 

DIN 1988, Wasservers"rgungsanlagen - W asserlei tungsonlogen 
In G ru nds tucken -

DIN 19665, PIonzeichen .für Londschaftspflege und siedlungsge-
bundenes G runwesen , 

F ~r die Ein tragung einzelner Luft schutzonlagen und -einri chtuna en 
ko nnen die In der Anlage verzeichneten Sig naturen verwen~de t 
werden. 
Ferner können als Anho l tspunk te die Pl anzeichen der Bundesbahn 
und Bundespost verwende t werden. 

Die verwende ten Sig naturen si nd a m Ka r tenrand zu ve rm erken. 

' ) D ie Korten und die Tronsporente si nd dodurch aufeinander einzurich. 
t ~ n , daß mindes tens zwe i sich deckende Paßkreuze oder Paß l inien 
eingetragen werden. 
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7. Die räumliche Verteilung der Bevölkerung wird durch Punkte darzu­
ste ll en sein, wobei für je 100 Einwohner tunliehst ein Punkt zu ver­
wenden ist. 

B. Anleitung für die Auswertung der Luftschutzortsbeschreibung 

I. Vorbemerkungen 
1. O,tliche Auswertung 

Grundlage für olle Luftschutzplanungen bildet die sorgfä ltige Aus­
wertung der Luft schutzortsbeschreibung jeder Gemeinde im Bundes­
Rebiet. 
Die in der Luftschutzortsbeschreibung ermittelten und zusammen­
gestellten örtlichen Gegebenheiten müssen insbesondere noch den 
Gesidltspunkten der Luftschutztokt ik und hinsichtlich der Erforder­
nisse des boulichen Luftschutzes untersuch t, beurteilt und ousge­
wertet werden. Dabei sind die örtlichen Gegebenheiten, i nsbeson­
dere auch unter dem Gesichtspunkt ihrer Abhängigkeit unterein­
ander, sowie überörtliche Zusommenhänge zu berücksichtigen. 
Bei der Auswertung der Luftschutzortsbeschreibun!1 ist davon auszu­
gehen, daß durch Waffenwirkung die im GemeIndegebiet befind­
lichen Bauwerke zum überwiegenden Teil zerstört sei n können und 
daß sich die Woffenwirkung evtl. auch über das Gemeindegebiet 
hinaus erstrecken kann, Von dieser angenommenen Waffenwirkung 
ausgehend muß also ouch das außerhalb der Gemeindegrenzen lie­
gende Gebiet in die Untersuchung einbezogen werden . Bei der Aus­
wertung ist doher mit den Nachbargemeinden Fühlung zu nehmen. 
Der ein zu b e z i ehe n d e Be re ich und die Ausführlichkeit 
der Untersuchung wird sich nach den ärtlichen Verhältni ssen zu 
ri chten hoben. In jedem Folie ist dasjenige Gebiet außerhalb der 
Gemeinde zu berücksichtigen, das für die Versorgung oder in ande­
re r Weise für den Luftschutzort von besonderer Bedeutung ist (z. B. 
Anlagen der Wasser- und Energieversorgung; . mit dem Luftschutzort 
baulich zusammenhängende Industrie- und Wohnfiebiete). Gegebe­
nenfalls is t die Auswertung auch auf einzelne G egebenheiten in 
den Gebieten auszudehnen, die für die organisator ischen, boulichen 
oder sonstigen Maßnahmen des zivilen Bevölkerungsschutzes in An­
spruch genommen werden müssen (z. B. Unterbringung von LS-Füh­
rung ss tellen, LS-Hilfsdiensten u. ä .)_ Ober diesen Bereich hinous 
kann es erforderlich sein, einzelne in größerer Entfernung liegende 
Objek te, insbesondere Einrichtungen des Verkehrs, zusätzlich in die 
Auswertung einzubeziehen. 
Ebenso wie die Luftschutzortsbeschreibungen ist ouch die Auswertung 
laufend zu ergänzen, um sie - ihrer Bedeutung entsprechend - jeder­
zei t als vollwertige Grundlage für die Planungen des zivi len Be­
völkerungsschutzes gebrouchen zu können. Wertvolle ergänzende 
Hinweise bei der Auswertung der Luftschu tzortsbeschreibung werden 
alle Struktur-Untersuchungen, die von anderen Stellen durchgeführt 
wurden, bieten. Sie en tholten nicht nur wich ti ges Quellenmoteriol, 
sondern vermitteln auch interessante Erkenntnisse über Besonder· 
heiten des Untersuchungsroumes . 

2. Uberörtliche Auswertung 
Da die heu tigen Luftangriffsmittel ouch über gemeindliche und staat­
liche Gebietsgrenzen hinaus wirken und teilwei se die Gemeinden 
se lbst nicht in der Lage sein werden, ei ne Luftschutzortsbeschreibung 
richtiq auszuwerten, wird auch eine übe r ö r tl ; ehe Auswertung 
und Beu rteilung der Luftschutzortsbeschreibung erforderlich werden. 

11. Sachlicher Bereich 

Im einzelnen ist die Auswertung unter Anlehnung an die durch die Luft­
schutzor tsbeschreibung gegebene Gliederung durchzuführen. Die Ergeb­
ni sse der Auswertung sind noch dieser Gliederung textlich festzuholten 
und in Anwendung der Ziffer III durch Spezialkarten, graphische Dar­
stellungen, Schaubilder, Fotos u. ä. zu verdeutlichen. Notwendigkeit 
und Umfang dieser Verdeut li chu ng richten sich nach den Gegebenheiten 
des Einzelfalles. 

1. Allgemeine Ubersicht 
Die festgestellten Totbestände dienen der allgemeinen Information; 
sie sind bei Ziff. II 2. bis II 10. als Grundlage zu ve rwenden. 
Ferner ist die VerAech tung der örtlichen mit überörtlichen Gegeben­
heiten (z. B. Energieversorgung - s. Ziff. II 6 0) -, Verkehrslage -
s. Ziff. II 7. -, Arbeitereinzugsgebiete) zu berücksichtigen. 

2. Natürliche Gegebenheiten 
MÖRlicher EinAuß der OberAächengestaltung auf die Woffenwirkung 
(z. ·B. Luftstoß- und StrohlungsschoHen hinter Badenerhebungen und 
in Tälern, Verstärkung der Woffenworkung In Talkesseln); 
EiRnung der Bodenarten und des Untergrundes für die Anlage von 
Schutzraumbauten ; 
Behinderung des Verkehrs zwischen zerstörten und nicht zerstörten 
Gebieten durch OberAächengewässer, insbesondere bei Hochwasser, 
Eisstau usw.; 
Bedeutung von WosserAächen für die Begrenzung von Bränden, als 
Lösch-, Brouch- und Trinkwasserreserve und ols Fluchtwege; 
Gefährdung der an natürliche und künstliche WasserAächen angren­
zenden Gebiete bei Beschädigung oder Zerstörung von Wasser­
schutzbauten, Stouanlagen u. ä . ; 
Beu rt ei lung der Grundwasserverhältnisse unter dem Gesichtspunkt 
einer mÖRlichen Nutzung zur Deckung zusätzlichen Wasserbedarfs; 
Auswirkung des Windes ouf die Ausbreitung rodioaktiver Nieder­
schläge und auf die Brandausdehnun~; 
Bedeu tung der natürlichen GegebenheIten für die Auswahl des Auf­
stellungsraumes für den örtlichen LSHD und derjenIgen Stellen, on 
denen Selbstschutzzüge sta tioniert werden können. 

3. Flöchengliederung 
Gesamtstruktur: Oberprüfung der Flächennutzung ouf Eignung als 
Angriffsziele (z. B. Hofen- und Bahnanlagen, Industriewerke, groß­
räumiRe militärische Anlagen); 
La>1e der VerkehrsAädlen innerhalb und oußerhalb des engeren Ge­
fährdungsgebietes; 
Bedeutung von Grünstreifen ols Brondschneisen und für die Anlage 
von Not- und Fluchtwegen; 

Einteilung der Stroßen in Versorgungs-, Rettungs-, Flucht - und Mili­
tärstraßen (vg l. Ziff. 11 7.); 
Möglichkeit der Minderung rodiooktiver Niederschläge in Wald­
gebieten; unterschiedliches Verhalten von Nadelwold und Laubwald 
bei verschiedenen Wetterlagen hinsichtlich der brand hemmenden 
Wirkung; 
Beurteilung des Maßes der baulichen Nutzung, des Gebäudeabstan­
des und der Bauart im Hinblick auf die Luftempfindlichkeit (= Wir­
kung der Angriflsmittel) (vg l. ouch Ziff. II 4.). 

4. Brandempfindliche und sonst besonders geföhrdete Objekte 
(Einzelabjekte, Ortsteile) 

Beurteilung der Brandgefährdung besonders empfindlicher Objekte 
als Grundlage für die Anlage von Schutzraumbouten, der Plonung 
von Flucht- und Rettungswegen, der Windverhältnisse (Entstehung 
von Flächenbränden) usw. (vgl. auch Ziff. 11 3.). 

5. Bevölkerung 

Verteilung der Wohnbevölkerung bzw. der in der Nacht onwesenden 
Bevölkerung, der Tagbevölkerung und Bevölkerungsdichte ols Grund­
lage für die Gliederung der Gemeinde in LS-Abschnitte und LS­
Teilabschnitte; 
Bedeutung der Gliederung der Bevölkerung noch Alter, Geschlecht 
und Bevölkerungsgruppen (Erwerbspersonen, se lbständig e Berufs­
lose, Angehörige ahne Beruf) sowie der Hausha lte nach Zahl und 
Größe für Evakuierungs- und Umquortierungsplonungen, Konzentra­
tion der Bevölkerung in Hauptverkehrszeiten an bestimmten Stellen 
als Grundlage für Schutzmaßnahmen (z. B. für Standorte von Sire­
nen, Errichtung von Schutzraumbauten, Planungen von Rettungs­
wegen) ; 
Beurteilung der regionalen Verteilung der Bevölkerung und der Pend­
ler unter dem Gesichtspunkt eines umfassenden Schutzraumbaues, 
der Anlage von Rettungsstellen und der Planung von Fluchtwegen 
(vgl. ouch Ziff. 11 6. und 7.). 

6. Versorgung 

0) Offentliehe Versorgung 
M ö >1 I ich k e i t e n der Strom-, Gas- und Wosserversorgung 
ous dem örtlichen Versorgungsnetz nach einem Angriff (z . B. Um­
scholtmög lichkei ten im Elektrizitätsnetz, Abriegelungsmöglichkei­
ten im Gosversorgungsnetzl i 
Einsatz von fahrbaren Wasseroufbereitungsanlogen und fahr­
baren Wasserverteilungsanlagen ; 
Erschließung zusätzlicher Wasserversorgungsanlagen (z. B. be­
stehender Brunnen, Zisternen und sonstiger Einzelversorgun~s­
einrichtungen ; Anlage von Brunneni Nutzung von WassergewIn­
nungsa nlagen der Industri e, insbesondere auch der Brauereien, 
Brennereien, Molkereien, Schwimmbäder und ähnlicher Wasser­
en tnahmestellen) ; 
ßeurteilung der Gefahr einer Verunreinigung des Grund- und 
Oberfiächenwassers durch ABC-Waffen; Prüfung der Umleitungs­
möglichkei ten der Abwässer; Einsatz von Notstrom-Aggregaten; 
Prüfung der Versorgungs netze unter dem GeSIchtspunkt der Sabo­
tageempfindl ichkeit. 

b) und c) Lebensmittelversorgung und sonstige Versorgungsgüter 
Ersatz für ausgefallene Versorgungsei nrichtungen; 
Versorgung der lebenswich ti gen Betriebe und Hilfseinrich­
lungen i 
Versorgung der zurückbleibenden Bevölkerungsteile bei 
Evakuierung en und Umquartierungen; 

7. Verkehr 

Einrichtung von dezentralisierten Versorgungsstellen ; 
Bedarf an Transportmitteln zur Aufrechterhaltung der Ver­
sorgung. 

0) Beurteilung der Verkehrswege und der Engpässe sowie der Ver­
kehrsmitte l , insbesondere für Rettungsdienste, Lotsenstellen, Ver­
sorgung, Stationierung der Selbstschutzzüge, Evakuierungs- und 
Umquoriieru ngsonaßnahmen unter Berücksichtigung der Waffen­
wirkung i 

b) Einteilung der Straßen in Versorgungs-, Rettungs-, Flucht- und 
Militärstroßenj 

c) Stroßenbreite und Randbebouung unter Berücksichtigung der Wof­
fenwirkung (Verschüttung der Straßen, Möglichkeit des Einsotzes 
von Röumgeröten); 

d) Ausweichmöglichkeiten für Nah- und Fernverkehr; 
e) Sabotageempfindliche Stellen des Verkehrsnetzes. 

8. Fernmeldeverbindungen 

Ermittlung des Bedarfs für die Führung im Verteidigungsfall ; 
Anschluß der Führungsstellen an das Fernmeldenetz. 

9. Betreuung 

Oberprüfung der Evokuierungsmöglichkeiten von Krankenan stolten in 
Aus w e i e h krankenhäuse r unter dem G es ichtspunkt der Verkehrs­
und Versorgungsverhältnisse sowie der WaffenwirkunQ; 
Lage der Rettungsstellen zu Flucht- und Rettungswe>1en, zu Houpt­
wohngebieten, zu großen Industriebetrieben u. 0.; Beurteilung der 
Lage von Ausweich- bzw. Hilfskronkenhäusern, z. B. unter dem Ge­
sichtspunkt der Erreichbarkeit von den Stammkrankenhäusern bzw. 
von besonderen Gefährdungsgebieten ; 
Lage der Großküchenanlagen zu Notunterkünften, Hilfskrankenhäu­
sern, Rettungsstellen u. a. 

10. Schutzraumbauten 

Beurteilung der Instandsetzungswürdigkeit vorhandener Schutzroum­
bauten und des Standortes für neu zu errich tende öffentl iche Schutz­
raumbauten und andere ortsfeste LS-Einro chtu n~en unter dem Ge­
sichtspunkt der Bevö lkerungsverteilu ng zu verschIedenen Tageszeiten 
sow ie der LOR e von Industrieonlagen und besonders gefährdeten 
Objekten in ihrer Umgebung. 
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111. Zeichnerische Darstellung der Ermittlungsergebn isse 

Für die Auswertung der Luftschutzort sbesch re ibunfj wird u. a. die Her­
stellu ng ei ner Rei he von Spezial karten erforderlich sein , die vorzugs· 
weise aus der Kombination ei nzelner Besto~dskarten ents.tehen. . 
Obe r die zeich nerische Darstellung der Ermittlungse rgebnISse vergleIChe 
"Anleitung für ei ne Luftschul zo rlsbeschreibung " - Teil A. III - . 

Signaturen 

für die Bestandaufnahme und deren Auswertung in den Gemeinden 
- Bek. d . BMI v. 11. 1. 1962 - VII 1 - 71 123 - 436/61 

ge mäß der "Anleitung für eine Luft schutzortsbeschreibung und deren 
Auswertung". Diese Signaturen könn en fur die o~!sg.ebundene~ und orts ­
fes le n Anlagen und E i nrichtun~en neben den ubngen amtlICh festge­
leg ten Planungsze ichen verwende t werden. 

1 Ortliehe Luft schutzleitung 

2 -- "'-/'V"\ __ Luftschutzgebiet 

3 ---wvv--- Luftschulzort 

4 ----wv---- Luftschutzbereich 

5 ----W----Luftschutzabschnitt 

6 ----V ---- Luftschutzt eil abschni tt 

7 ~ Grenzen mil itörischer Anlagen 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

(ff::: :JUrt>JBetriebe, An.log e n und Einr ich tu ngen, 
deren Zerstorung besonde re G efa hren 

.-- *VA" mit sich bringen wird 

B Feuerweh rdepot 

l::::f Löschwasserteich 

b:f Löschwosse rbru nnen 

l:lD Löschwasserz i ste rne 

llf Hydrant 

@ LS·B ra nd schu tzmat erio Ilage r 

Der gen 0 u e S ton d 0 r t auf de r Karte wird w ie fol g t fes tgeieg i : 
1. Bei rechteckigem Zeichen rechle uniere Ecke 
2. Bei dreieckigem Zeichen rech te uniere Ecke 
3. Bei rhombi schem Ze ichen uniere Ecke 
4. Bei kreisförmigem Zeichen liefsler Punkl 

W e nn sich mehrere Ze iche n an eine r Si e ll e höuf e n, kö nn e n Winkel ­
slriche als Pfeil ongefügl werde n, die zu dem Slandorl hinweise n. 

15 L:r 

16 J:l. 

17 0 

18 [QJ 

19 ra 
20 [QJ 

21 ~ 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 FS 

29 --------

30 .. ------. 

Schutzbau unler Erdglei che 

Schutzbau über Erdg le iche 

Sonstige r Schutzbau 

Schu tzbunk e unler Erdgleiche 

Schutzbunker üb er Erdgle iche 

S,..ns tig er Schutz bu nke r 

Schulzslollen 

LS -Warna mt 

LS-Warnslelle 

LS-Lei lmeßslelie 

LS-S ire ne 

Instandsetzungswerkstatt des 
LS·Fernmelded ie nsle s 

LS- Fernsprechverbi ndu n9 

LS-Fernschrei bverbi ndung 

LS-Funkverbindung 

LS- Richtfun kverbi ndung 
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0 Evakuierungs·, 

~ 31 Umquortierungs- und 46 Gesundheitsamt 
FI üchtl i ngsstraßen 

32 A Verkehrsposten 47 L2i Kreistierarzt 

33 ~ Polizeistation, Polizeirevier 48 ~ Arztpraxis 

34 ~ Polizeidirektion, 

49 ~ Pol izeipräsidium Zahnarzt 

35 ~ Landeplatz für Hubschrauber 50 ~ Tierarzt 

36 ~ Fuhrpark 0 Sani tätsmittel -Herstell er - und 

51 Großhandlungen 

37 & Lotsenstelle 52 A Apotheke 

38 A T ransportmittel-Leitstelle 53 ~ Drogerie 

39 ~ Sammelstelle für Geschädigte 54 ~ LS -Zel trettungsstelle 

40 Notunterkunft für Geschädigte 55 ~ LS -Rettungsstelle 

41 56 ~ Krankenanstalten Jauch Hilfs-
Bek I eidu ngsa usga bes te II e krankenhäuser un für der-

artige Einri chtungen geeignete 
Gebäude) 

42 Koch- und Verpflegungsstelle 57 EB LS-Sonitätslager (für den 
LSHD) 

43 0 Wasserabgabestelle für Behälter 58 @) ZB-Sonitätsloger (für die 
und Fahrzeuge sanilä re Versorgung der 

Bevölkerung) 

44 -- Trinkwasserbrunnen, Wasser- 59 Q LS -Veterinärloger abgabestelle für Einzelpersonen 

~ 

45 
.L!..!..L.!-- ~~ 60 ta Ti erkörpe rverwe rtu ngso nsta I t .- =: Wasser-Mangel gebiet (Abdeckerei) 
~-=-- =--;-r • . .-:: . -:-;-~ . 

64 ~ LS -ABC-Park 

61 & LS-ABC-Meßs telie (stationär) 

@ LS -ABC-Sachenentgiftungs- 65 9 LS-Bergungs-Geräte- und 

62 stelle 
Materia llager 

63 ® 
66 8 LS-Brückengerätelager 

LS-ABC-Loger 
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Besondere Vorschriften für den LSHD-Kraftfahrer 

nach dem geltenden Straßenverkehrsrecht 

Von Assessor Hermann Kohlhage, Köln 

Jeder Kraftfahrer muß über ausreichende Kenntnisse der 
Verkehrsvorschriften und Verkehrsregeln verfügen, damit 
auf den Straßen unserer heutigen motorisierten Welt ein 
größtmögliches Maß an Ordnung herrscht. Aus der Masse 
der Kraftfahrer heben sich bestimmte Gruppen hervor, 
denen durch besonders normierte Ausnahmebestimmungen 
Vorrechte eingeräumt werden, die dem Kraftfahrer sonst 
nich t zusi ehen, deren Kenntnis zwar für jeden Kraftfahrer 
wichtig ist, deren Inhalt aber denjenigen Gruppen von 
Kraftfahrern genau bekannt sein muß, weil sie auf Grund 
der gewährten Vorrechte durch ihre Ausübung besonders 
aktiv in das Verkehrsgeschehen eingreifen und eine falsche 
Handhabung der Vorrechte schwerwiegende Folgen nach 
sich ziehen und den Sinn dieser Vorschriften in ihr Gegen­

teil verkehren könnte . 
Die Sonderrechte sind in § 48 StVO enthalten und finden 
zum großen Tei I auch unter den noch näher zu erörtern­
den Voraussetzungen auf die Kraftfahrer des LSHD An· 

wendung. 
Daneben kommen noch einige Bestimmungen für die LSHD­
Kraftfahrer in Frage, die zwar kein e Sonderrechte gewäh­

ren, aber auch kurz behandelt werden sollen. 
Im folgenden soll nun ein Uberblick über diese Bestim­
mungen unter Herausstellung der von der Rechtsprechung 

erarbeiteten Grundsä tze gegeben werden. 

I. 

Gemäß § 48 Abs. I StVO sind u. a. die Bundeswehr, die 
Polizei, der Bundesgrenzschutz und die Feuerwehr von den 
Vorschriften der StVO befreit, soweit dies zur Erfüllung 
hoheitlicher Aufgaben unter gebührender Berücksichtigung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung dringend gebo­

ten ist. 
Obwohl der LSHD in dieser Bestimmung nicht aufgeführt ist 
und der Absatz I demzufolge nicht auf den LSHD Anwen­
dung findet, erscheint eine Erläuterung doch notwendig; 
einmal trägt sie zum besseren Verständnis für die anderen 
Absätze des § 48 StVO bei, zum anderen kann diese Be­
stimmung auch für einen Teil der LSHD-Kraftfahrer akut 
werden, zwar nicht in ihrer Eigenschaft ols Angehörige 
des LSHD, sondern als Angehörige der Feuerwehren . Denn 
ein großer Teil der Angehörigen des LSHD entstammt den 
kommunalen Feuerwehren. Sie haben also eine DoppelsteI­
lung. Diese Personen können demnach die Vorrechte aus 
§ 48 Abs. I StVO für sich beanspruchen, wenn sie bei Kata­
strophen, Notständen und größeren Unglücksfällen als An­
gehörige der Feuerwehren im Katastrophenschutz einge­
setzt werden. Dazu stehen ihnen dann teilweise die Fahr­
zeuge des LS-Brandschutzdienstes zur Verfügung (vgl. 
Nr. 55 und 56 der AVV-Ausrüstung-LSHD vom 19.5. 1960j, 
die sie schon durch ihre Mitarbeit beim LSHD kennen. 

Die Befreiungsvorschrift des § 48 Abs. I StVO erstreckt sich 
auf alle Vorschriften der StVO, also auch auf die den Teil­
nehmern am Straßenverkehr obliegende allgemeine Sorg-

faltspflichti). Jedoch ist damit kein Freibrief für rücksichts­
loses Fahren gegeben . Das weitgehende Vorrecht aus § 48 
Abs. I StVO darf aber nur dann ausgeübt werden, wenn 
damit die Erfüllung hoheitlicher Aufgaben - d. h. aus der 
Staatsgewalt abzuleitende und staatlichen Zwecken die­
nende Aufgaben - dringend geboten ist. Damit bringt der 
Gesetzgeber zum Ausdruck, daß es nur in wirklichen Not­
und Eilfällen in Anspruch genommen werden dorf. Bei der 
Auslegung dieser Vorschriften sind daher notstandsähnliche 
Gesichtspunkte heranzuziehen 2). Der Kraftfahrer hot auf 
Grund seines Einsatzbefehls noch pflichtgemößem Ermes­
sen zu enlscheiden, ob diese Voraussetzungen vorliegen. Es 
ist daher ausdrücklich darauf hinzuweisen, doß ein Kraft ­
fahrer, der dos Vorrecht ohne dringende Veranlassung in 
Anspruch nimmt, widerrechtlich handelt mit ollen sich dar­
aus ergebenden straf- und zivilrechtlichen Folgen. Da dos 
Vorrech t nur in wirklichen Not- und Eilfällen in Anspruch 
genommen werden dorf, kommt es bei einer Einsatzübung 
nich t in Betracht. 

Die Vorschrift des § 48 Abs. I StVO gestattet den Fahrern 
der davon betroffenen Fahrzeuge z. B. die Durchfah rt on 
Stoppschildern, die Benutzung der Einbahnstraßen in ent­
gegengesetzter Richtung, dos Uberholen auf falscher Seite, 
dos Holten und Parken on sonst verbotenen Stellen dos 
Benu tzen von Bürgersteigen und Fahrradwegen, dos Ober­
schre iten der innerörtlichen Geschwindigkeitsgrenze. Sie 
befreit diesen Personen kreis weiterhin von der Pflicht, Ver­
kehrsregelungen durch einen Polizeibeamten oder durch 
mechanische Blinkeinrichtungen (Verkehrsampeln) einzu­
halten3). Sie befre it den Fahrer auch von der Beachtung des 
noch § 13 StVO für andere Teilnehmer gegebenen Vor­
fahrtsrechts. Dabei ist ober zu betonen, daß die in § 48 
Abs . I StVO gewährte Befreiung on sich noch nicht dos 
Vorfahrtsrecht begründet. Dieses kann sich ober im Einzel­
fall aus der Hoheitsgewalt ergeben, die der Kraftfahrer 
rechtmäßig ausübf4). 

Dos Vorrecht aus § 48 Abs. I StVO besteht, wie oben an­
gedeutet, jedoch nicht unbeschränkt. Es erfährt eine sehr 
starke Einschränkung dadurch, daß es nur unter gebüh­
render Berücksichtigung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung in Anspruch genommen werden dorf. Der Fahrer 
eines Vorrechtsfahrzeuges dorf dos Vorrecht nicht ohne 
jede Rücksichtnahme auf den übrigen Straßenverkehr aus­
üben . 

Für den durch § 48 Abs. I StVO bevorrechtigten Personen­
kreis ist schon deswegen besondere Vorsicht geboten, weil 
andere Verkehrsteilnehmer leicht in Verwirrung gebracht 
werden können, wenn der Vorrechtsfahrer von den allge­
meinen Verkehrsregeln abweicht. Dadurch ist eine erhöhte 
Unfallgefahr gegeben; z. B. muß ein Vorrechtsfahrer der 
vor einem Stoppschild nicht holten oder entgegen '§ 13 
StVO einem anderen Verkehrsteilnehmer vorfahren will 
besonders vorsichtig sein"). Der noch § 48 Abs. I StVO be: 
vorrechtigte Kraftfahrer dorf 0 Iso nicht rücksichtslos dar-
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auflasfahren und alle Verantwortung auf die anderen Ver­
kehrsteilnehmer abwä lzen. Er muß sein Heranna hen 
rechtzei tig ankündigen H). 

Abschließend mag zu dieser Bestim mung noch hinzugefügt 
werden, daß für den verkehrssicheren Zustand des Fahr­
zeugs, insbesondere für eine einwandfreie Funktion der 
Bremsen, auch der Fahrer verantwortlich isl'). 

11. 

All gemeine Anwendung auf den LSHD findet § 48 Ab s. III 
Buchstabe c) StVO. Nach dieser Vorschrift dürfen die Fah­
rer von Einsatz- und Kommandofahrzeugen des LSHD sich 
im Straßenverkehr durch blaues Blinklicht und durch Warn­
vorrichtungen mit ein er Folge verschieden haher Tön e be­
merkbar machen, wenn zur Abwehr oder Bekämpfung einer 
G efahr für die öffentlich e Sich erheit od er Ordnung oder 
zur Rettung von M enschen leben ader bedeutenden Sach­
werten höchste Eile geboten ist. Demgegenü ber haben di e 
Fahrer aller anderen Fahrzeuge, die nicht unter dieses Vor­
recht fallen, sofort freie Bahn zu schaffen. 

Die Fahrzeuge des § 48 Abs . III StVO werden unter der aus 
der früheren Reichsstraßenverkehrsordnung übernomme­
nen Bezeichnung "Wegerechtsrohrzeuge" zusammenge­
faßt. 
Es ist hier besonders im Anschluß an die Au sfüh rungen zu 
§ 48 Abs. I StVO darauf hinzuweise n, daß die Fahrer der 
Wegerechtsfahrzeuge - im Gegensa tz zu den Fahrern der 
im § 48 Abs. I StVO bevon'echtigten Fahrzeuge - von der 
Einhaltung der Verkehrsvorschri ften der StVO nie h t be­
freit si nd, sowei t für sie nicht zug le i c h die Vorausset­
zungen des § 48 Abs. I StVO zutreffen"). 

Da s bedeutet für die Fahrer des LSHD - um es mit aller 
Klarheit zu sagen - keine Befre iung von den Vorschriften 
der StVO, da der LSHD nich t in § 48 Abs . I StVO genannt ist. 
Eine wesentliche Einschränkung erfä hrt das Vorrecht des 
§ 48 Abs . III StVO dadurch, daß es nur dann in Anspruch 
genommen werden darf, wenn höchste Eil e geboten ist. 
Diese Voraus setzung ist nur auf der Fahrt zum Einsatz ge­
geben, li eg t aber auf der Rückfahrt nach beendigtem Ein ­
satz nicht mehr vor9). Ob die Vorauss etzungen des § 48 
Abs. II1 StVO vorliegen, richtel sich nach dem Ein satzbefehl 
für den Fahrer. 

Es ist auch hier, ebenso wie oben bei § 48 Abs. I StVO dar­
auf aufmerksam zu machen, daß ein Mißbrauch des Vor­
rechts aus § 48 Ab s. II1 widerrechtlich ist mit den sich daraus 
nach dem Straf- und Zivilrecht ergebenden Folgen . 

Die Inansp ruch nahm e des W egerechts des § 48 Abs. III 
StVO ist davon abhängig, daß der Fahrer dies den anderen 
Verkehrsteilnehmern erkennbar ma cht. Dies geschieht durch 
eine Kombination von Licht- und Lautzeichen . Di e Lichtzei ­
ehen sind die in § 52 Abs. II StVZO vorgeschriebenen Kenn ­
scheinwerfer mit blau em Bl inklicht; Lautzeichen ist die nach 
§ 55 Abs . IV StVZO vorgeschriebene Vorrichtung zur Erzeu­
gung einer Folge verschieden hoh er Töne, das sog. Martins­
horn. Nur die Einschaltung bei der Warnvorrichtungen 
löst die Verpflichtung der anderen Verkehrsteilnehmer aus, 
freie Bahn zu scha ffen. Das Einscha lten nur einer der bei­
den Vorrichtungen allein genügt nichP9). 

Das Vorrecht des Wegerechtsfahrers des § 48 Abs. III 
StVO besteht darin, daß er von den anderen Verkehrsteil ­
nehmern Platz zu ung ehinderter Fortbewegung verlangen 
kann. Er ist aber nicht, wie oben angedeutet, von den Vor-
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schriften der StVO befreit, wie die in § 48 Abs. I StVO be­
vorrechtigten Personen " ). 
Verpflichtet, "sofort freie Bahn zu schaffen" sind alle Ver­
kehrsteilnehm er, soweit sie nich t selbst unter § 48 Abs. II1 
oder unter § 48 Abs . I StVO fallen. Da die dem § 48 Ab s. I 
zug ehörig en Bevorrechtigten von allen Vorschriften der 
StVO befreit sind, ha t das Recht au s § 48 Abs. I StVO dem 
Weg erechtsfahrer aus § 48 III StVO gegenüber Vorran g'2) . 
Freie Bahn schaffen bedeutet, daß Platz geschaffen wird , 
etwa dadurch, daß der andere Verkehrsteiln ehmer rechts 
hera nfährt, seine Geschwindigkeit ermäßigt, notfall s vor­
übergehend hält. Selbstverständlich hat ei n auf einer Kreu­
zung befindlicher nicht bevorrech tig ter Fahrer die Kreu ­
zu ng soweit freizumachen , daß der Wegerechtsfahrer un­
gehindert die Kreuzung pass ieren kann . 

Demgegenüber hat der LSHD-Fahrer, der da s Vorrecht aus 
§ 48 Abs . III Buchst. c) StVO in Anspruch nehmen will, zu 
beachten, daß durch seine Signale möglicherweise die an ­
deren Verkehrstei lnehmer verwirrt werden. Das gilt beson­
ders an Kreuzungen, an den en die Fahrt durch Verkehrs­
schilder oder Amp eln geregelt ist. Hier sind die Benutzer 
der durch Beschilderung oder Ampeln bezeichneten Vor­
fahrtsstraßen darauf eing erichtet, daß sie die Vorfahr t 
haber). Das Herannahen des Wegerechtsfahrzeugs unter 
Einscha ltung der beiden Wa rnvorrichtungen bedeute t dann 
ein e Umkehr des Vorfahrtsrechts'3). 

Im allgemeinen kann der Weg erechtsfahrer des §48 Abs.111 
StVO darauf vertrauen, daß se ine Zeichen wahrgenommen 
werden, wenn er sie rechtzeitig und deutlich gibt. Di e 
Wahrnehmbarkeit der Signale kann aber durch Witterung s­
einflüsse, durch die ört lichen Gegebenh eiten oder andere 
Umstände beei nträchtig t werden . Er muß al so je nach der 
Verkehrslage damit rechnen, daß ein anderer Kraftfahrer 
im Vertrauen auf sein Vorfahrtsrecht in zügiger Fahrt sei ­
nen Weg fortsetzt. Es kommt daher für die Frage, ob der 
Vorrechtsfa hrer des § 48 Abs . I1I StVO auf die Wahrneh ­
mung se in es Herannahens durch andere Kraftfahrer ver­
tm uen durfte, darauf an, ob sich Anhaltsp unkt e aus der 
gesamten Verkehrslage dafür gewinnen la sse n, daß seine 
Signale deutlich hörbar ware n' ''). 

111. 

Von Wichtigkeit für den LSHD-Fahrer ist noch die Bestim­
mung des § 48 Abs. II StVO. Di ese lautet: 

"Geschlossene Verbände der Bundeswehr, des Bun­
desgrenzschutzes und der Polizei, Leichenzüge und 
Prozessionen dürfen nur durch die Poli ze i und die 
in Abs. 3 genannten Fahrzeuge in ihrer Bewegung 
gehemmt werden." 

Zwar ist der LSHD nicht in diese Bestimmung aufgenommen 
worden, er genießt folglich auch nicht das Vorrecht der ge­
schlossenen Verbände nach § 48 Abs. II StVO. Trotzdem 
ist es für jeden Kraftfahrer des LSHD (natürlich auch für di e 
Führer und Unterführer) wichtig zu wissen, was als ge­
schlossener Verba nd anzusehen ist und wie weit das Vor­
recht geht. Außerdem können LSHD-Kraftfahrer die Bewe­
gung eines solchen geschlossenen Verbandes hemmen, 
nämlich dann, wenn sie Wegerechtsfahrer (§ 48 Abs. 111 
Buchst. c StVO) sind, also unter den oben erörterten Vor­
aussetzungen das Recht haben, mit eingeschaltetem Blau­
licht und Martinshorn zu fahren. 
Der Begriff des geschlossenen Verbandes, auf eine kurze 
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FOI·mel gebracht, ist folgender: "Ein geschlossener Verband 
ist eine Kolonne von Fahrzeugen yon ähnlichem Äußeren 
und ähnlichem Verkehrsverhallen, die in ihrer Zusammen­
gehörigkeit den Verkehrsteilnehmern erkennbar ist15)." 

IV. 

Schließlich sei noch auf eine Vorschrift der StVZO hinge­
Wiesen . Der LSHD verfügt über Mannschaftskraftwagen 
und uber Großraumkrankentransportwagen. Diese Fahr­
zeuge sind auf einen Transport von mehr als 8 Personen 
eingerichtet. Dos Fahren eines solchen Kraftfahrzeugs un ­
terl ieg t deshalb der besonderen Erlaubnis- und Ausweis­
pflicht des § 15 d StVZO. Danach bedarf einer zusätzlichen 
Erlaubnis der Verwaltungsbehörde, wer einen Kraftomni­
bus (ein noch Bauart und Einrichtung zur Beförderung von 
Personen bestimmtes Kraftfahrzeug mit mehr als 8 Fahr­
gastplätzen) fährt (Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung). 
Die Erlaubnis Ist durch einen besonderen Führerschein nach­
zuweisen. Hinsichtlich der einzelnen Voraussetzungen für 
die Erteilung der Erlaubnis kann auf § 15 e StVZO ver­
wiesen werden. Es mag hie r der Hinweis genügen, daß die 
Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung für eine Dauer von 
nicht mehr als 3 Jahren erteilt wird (§ 15 f StVZO) und auf 
Antrag verlängert werden kann. 

Ein genauer Abstand zwischen den einzelnen Fahrzeugen 
läßt sich dabei nicht einheitlich festlegen. Es kommt ober 
darauf on, "doß jeder betroffene Verkehrsteilnehmer den 
Verband als in sich geschlossen , als eine Zusammenfassung 
der zueinander gehörenden Glieder erkennen kann"!"). Es 
läßt sich heute mittels Funk ein Verband auch dann führen, 
we nn weite Abstände zwischen den einzelnen Gliedern be­
stehen, ein solcher Verband würde ober nicht mehr den Er­
fordern issen des § 48 Abs. 11 StVO entsprechen. Denn es 
kommt hier darauf on, daß der Verband als ein geschlos­
senel· für andere Verkehrsteilnehmer auftritt und für diesen 
als solcher erkennbar ist"). Die Mindestzahl der Fahrzeuge 
ist drei, andernfalls kann mon schon noch dem Sprachge­
brauch keinen "Verband" annehmen. Die Fahrzeuge des 
geschlossenen Verbandes müssen durch ähnliches Äußeres 
und ähnliches Verholten zu erkennen sein . Dos schließt na­
türl ich nich t aus, daß er sich aus verschiedenen Fahrzeug­
typen zusammense tzt. 
Als äußere Kennzeichnung für die Fahrzeugkolonnen der 
Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes und der Bereit­
schaftspolizei der Länder hoben sich folgende Mittel her­
ausgebildet: Alle Fahrzeuge hoben auch während des Ta­
ges dos Abblendlicht eingeschaltet, dos Spitzenfahrzeug 
führt eine blaue, dos Schlußfahrzeug e ine grüne Flagge. 
Noch der Änderung der Straßenverkehrsordnung durch die 
Verordnung zur Änderung von Vorschriften des Straßen­
verkehrsrechts vom 7. 7. 1960 (BGBI. I S. 485) ist es gemäß 
§ 48 IV StVO nunmehr auch gestattet, dos blaue Blinklicht 
als Warnung vor Fahrzeugkolonnen zu verwenden, ober 
ohne Betätigung des Martinshorns. Noch § 48 Abs. 11 StVO 
dürfen die oben beschriebenen geschlossenen Verbände 
nicht in ihrer Bewegung gehemmt werden . Hemmen ist je­
des Aufholten oder Hindern on geordneter Fortbewegung. 
Jedoch fällt darunter nicht jede unbedeutende, noch außen 
kaum in Erscheinung tretende, sofort wieder zu beseiti­
gende Bewegungsstörung!"). D. h. also, daß z. B. auf freier 
Landstraße dos Hineinfahren eines fremden Fahrzeugs in 
die Kolonne dann nicht als ein Hemmen anzusehen sein 
wird, wenn dos Hineinfahren nur kurzzeitig geschieht und 
der Abs tand der Kolonnenfahrzeuge dies erlaubt. Zu be­
achten für den LSHD-Fahrer ist ferner, daß dos Recht aus 
§ 8 Abs. 111 Satz 3 StVO (die Wortepflicht des Linksabbie­
gers gegenüber dem auf der gleichen Straße Entgegen­
kommenden) durch dos Vorrecht des geschlossenen Ver­
bandes verdrängt wird!"). Dos bedeutet, daß der linksab­
biegende geschlossene Verband die auf gleicher Straße 
entgegenkommenden Fahrzeuge nicht vorbeifahren lassen 
muß, ehe er selbst noch link s abbiegt. 
Dos Vorrecht geschlossener Verbände (§ 48 Abs. 11 StVO) 
wirkt on Straßenkreuzungen und Straßeneinmündungen wie 
ein Vorfahrtsrecht20), dadurch wird der Grundsatz "rechts 
vor links" (§ 13 Abs. 11 und 111 StVO) verdrängt. 
Alle diese beispielhaft angeführten Vorrechte des geschlos­
senen Verbandes, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
erheben, gelten jedoch nicht gegenüber den Wegerechts­
fahrzeugen des § 48 Abs. 111 StVO. LSHD-Fahrern gegen­
über, die gemäß § 48 Abs. 111 StVO berechtigt sind mit ein­
geschaltetem Blaulicht und Martinshorn zu fahren, treten 
die Vorrechte der geschlossenen Verbände zurück. 

Während die gewöhnliche Fahrerlaubnis der Klass en I-V 
den Schutz der außerhalb des Fahrzeugs befindlichen Ver­
kehrsteilnehmer bezweckt, dient die zusätzliche Erlaubnis 
des §15 d StVZO der Sicherung der beförderten Personen. 
Daraus folgt, daß die Fahrerlaubnis bei Leerfahrten also 
bei solchen Fahrten nicht benötigt wird, auf denen b~stim­
mungsgemäß keine Fahrgäste befördert werden. 

Gemäß § 70 Abs. I Ziff. 2 StVZO können die obersten Lan­
desbehörden oder die von ihnen bestimmten Stellen von 
ollen Bestimmungen der StVZO (also auch von § 15 d) Aus ­
nahmen sowohl für bestimmte Einzelfälle als auch allge­
mein für bestimmte einzelne Antragsteller zulassen. Ihre 
Befugnis beschränkt sich ober nur auf dos eigene Land. Er­
streckt sich eine soche Maßnahme über dos Gebiet des 
Landes hinaus, und würde damit eine einheitliche Entschei­
dung erforderlich , so ist dos Bundesverkehrsministerium 
zuständig t !). 
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ABC-Abwehr 
Bergung von Verunglückten aus einem Gebäude mit starker 

radioaktiver Verstrahlung 

Die folgenden Ausführungen sind aus d en Berichten amerikonischer 
Fachzeitschriften über den Re akt 0 r - U n fa I I von Idaho-Fall s 
mit der Absicht zusammengestellt, pro k t i s c h e. E r f 0 h run­
ge n über die Berg ung verunglückter Pers0.nen aus eln'~m Gebiet mit 
stork er rodioaktiver Verstrahlung zu vermitteln , Ob der Unfoll auf 
mechani sche Fehler oder auf einen Bedienungsfehler Infolge mensch­
lichen Versagens zurückgeführt werden muß, wird woh l nicht mehr 
völlig geklärt werden können, Diese Frage Ist ledoch " n bezug auf 
das vorliegende Thema unwesentlich, da hier nur di e durch den 
Unfall en tstandene Situotion und die Durchführung der Aufklärung s­
und Bergemaßn ahmen interessieren . 

Der Unfallort 

Der Unfall ereig nete sich am 3, Januar 1961 um 21.02 Uhr 
an einem ortsfest aufgebauten Versuch sreak tor mit einer 
Gesamtleistung von 3000 KW in dem Reoklorgebäude der 
Versuchsanstalt für Kleinreaktoren des amerikanischen 
Heeres. Ein derartiger Reaktor konn zerlegt und in ein­
zelnen Teil en im Flugzeug zu ent legenen militärischen 
Stützpunkten transportiert werden, um dort als Energie­
quelle zu dienen. 
Der Reaktor wird durch natürliche Zirkulation von norma­
lem Wasser gebremst und gekühlt. Als Kernbrennstoff dient 
angereichertes Uran. Der kritische Zustand wa r im Jahre 
1958 erreicht worden. Seitdem diente der Reaktor haupt­
sächlich zur Ausbildung derjenigen Angehörigen der ame­
rikanischen Stre itkräfte, die mit der Bedienung dieses Reak­
tortyps vertraut gemacht werden sollen. 
Der Reaktor wurde im Auftrage der amerikanischen Ato­
mic Energy Commission (AEC) von der Firma "Combustion 
Engineering Inc. " in Betrieb gehalten. Das Gebiet der 
Reaktoranlagen ist ein kleiner Teil des gesamten Geländes 
der Versuchsanstalt, auf dem sich noch andere Institute be­
finden. Das Reaktorgebiet liegt - mit gutem Sicherheitsab­
stand - etwa 8 km von der nächstgelegenen Versuchsg e­
ländegrenze entfernt. Die Entfern ung bis zur nächsten 
Stadt beträgt rund 60 km . 
Da das Reaktorgebäude bei dem Unfall unbeschädigt 
blieb, sind keine radioaktiven Stoffe in die Umgebung ge­
langt. Nach dem Unfall durchgeführtes Strahlenspüren in 
der Luft und in der weiteren Umgebung des Unfallortes 
ergaben keinerlei Gefährdung. Doher war zunächst bei 
der Durchführung der Aufklärungs- und Bergearbeiten nur 
die nächste Umgebung des Reaktorgebäudes in dem auf 
dem Lageplan durch die Strahlenmeßergebnisse angege­
benen Umfrage als durch Gammastrahlung gefährdet an­
zusehen. 

Der Unfall 

Am 3. Januor waren drei Personen des militärischen Fach­
personals mit der Durchführung eines Wartungsauftrages 
im Reaktorraum beschäftigt. Alle drei hatten Hochschul­
bildung und waren in Spezialschulen des Heeres und der 
Marine als Fachspezialisten ausgebildet warden . 
Um 21.02 Uhr ertönten die Gefahren-Signale der automati­
schen Alarmanlagen der drei auf dem Gelände befind­
lichen Feuerwachen. Eine automatische Strahlungs-Anzeige­
vorrichtung alarmierte die zuständige Sicherheitszentrale. 
Diese Anzeichen deuteten auf ein besonderes Ereignis im 

Reaktorgebäude hin, möglicherweise auf eine Reakto rex­
plosion. 

Als die Feuerwehr- und Hilfszüge am Unfallort eintrafen, 
wa r an der Außen seite des Reaktorgebäudes nichts Unge­
wöhnliches zu bemerken. Am Gebäudeeingang wurde je­
doch eine derart hohe Strahlungsintens ität festgestellt, daß 
der Feuer löschtrupp gezwungen war, sich zurückzuziehen. 
In den Nebenräumen und im Verwaltungsgebäude befan­
den sich keine Menschen, es konnte dort wed er Feuer noch 
Rauch festgestellt werden. Die im Reaktorraum tätig ge­
wesenen Soldaten meldeten sich nichT. 

Das Ereig ni s war sofort der in der Versuchsanstalt einge­
richteten Geschäftsstelle der AEC gemeldet worden. Von 
dort aus w urden dann die Maßnahmen zur Aufklärung 
eies Unfalles und zur Bergung der Verunglückten geleitet. 
Da sich zum Zeitpunkt des Unfalles gerade Fachpersonal 
der Firma "Phillips Petroleum Company" in der Versuchs­
a nsta lt befand, wurde zunächst ein Strahlenschutzphysiker 
dieser Firma mit der Durchführung der ersten Maßnahmen 
beauftragt. Er traf um 21.17 Uhr am Unfallort ein. 

Die Aufklörungs-, Sicherungs- und Bergungsmaßnahmen 

Der zuerst eingetroffene Strahlenschutzphysiker und ein 
Feuerwehrmann bildeten den ersten Strahlenspürtrupp. 
Sie waren mit staubdichten Spezialanzügen bekleidet, tru­
gen Atemschutzmasken und führten Strahlenspürgeräte mit 
einem Meßbereich bis 25 r / h mit sich. (r / h = Röntgen pro 
Stunde) 

Zunächst machten Sie einen Rundgang durch das Verwal­
tungsgebäude und die Nebengebäude und gelangten zur 
Treppe, die zur Eingangsplattform des Reaktorgebäudes 
(außen) emporführt. Beim Rundgang durch die Gebäude 
ra nden sie Strahlungsintensität von 500 mr / h (Milliröntgen 
pro Stunde) bis 10 r/ h vor. Beim Ersteigen der Treppe stieg 
die Strahlungsintensität jedoch so stark an, daß der Meß­
bereich ihrer Strahlenspürgeräte nicht mehr ausreichte. 
Daher mußten sie sich zurückziehen, ohne das Reaktorge­
bäude betreten zu haben. 
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Dieser erste Spür- und Aufklärungstrupp hatte bisher noch 
keinen Mann des Reaktor-Bedienungspersonals angetrof­
fen . Eine Umfrage bei den andern .Instituten der Versu~hs­
anstalt ergab, daß niemand von diesem Personal zu einer 
anderen Anlage gegangen war. Es mußte a.lso angenom­
men werden, daß sich die drei Mann noch Im Reaktorge-

bäude befanden. 
Etwa 1/ 4 Stunde später, um 21.35 Uhr, wurde ein zweiter 
Spürtrupp aus einem Strahlenphysiker und einem Feuer­
wehrmann gebildet und mit einem Strahlenspürgerät mit 
Meßbereich bis 500 r / h ausgerüstet. Dieser Trupp stellte 
beim Ersteigen der Treppe am oberen Treppenende eine 

Strahlungsintensität von 200 r / h fest. Daraufhin wurde der 
Trupp sofort wieder zurückgezogen . 
Zur Weiterführung der Erkundung wurde nun mit Geneh­
migung der AEC ein dritter Strahlenspürtrupp aus einem 
Strahlenphysiker und einem Feuerwehrmann gebildet, der 
von der oberen Treppenpla-rtform aus einen Blick in den 
Reaktorraum werfen sollte. Dabei wurden einige Anzei­
chen von Beschä.d~gungen am Reaktor erkannt, jedoch kein 
menschlicher Korper. Da Im Reaktorraum bereits in der 
Nähe des Eingangs Strahlungsintensitäten von 500 r/ h 
festgestellt wurden, war der Trupp gezwungen, sich schnell 
Wieder zurückzuziehen. 
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Inzwischen war nach Vorschrift über das Rundfunknetz ein 
Alarm für eine Katastrophe der Alarmstufe I durchgegeben 
warden. Das in der weiteren Umgebung wohnende Fach­
personal wa r herbeigeeilt. Der Strahlenschutzphysiker des 
Unfallreaktors und drei Mann des Fachpersonals der Be­
triebsfirma entschlossen sich, in den verstrahlten Reaktor­
raum einzudringen. Auch sie trugen Schutzbekleidung und 
führten Strahlenmeßgeräte mit einem Meßbereich von 500 
r / h mit. Um 22.35 Uhr betraten sie den Reaktorraum und 
erblickten zwei menschliche Körper. Der eine davon be­
wegte sich. 
Der Trupp zog sich zunächst aus dem Bereich starker Strah­
lung zurück und kehrte mit zwei weiteren Hilfskräften und 
einem Strahlenschutzphysiker der AEC zurück, die bisher 
noch keiner Strahlung ausgesetzt gewesen waren. Zwei 
Mann der Gruppe nahmen den Verunglückten auf, der 
noch am Leben war, aber nicht mehr sprechen konnte. Sie 
legten ihn auf eine Trage und trugen ihn die Treppe hin­
unter. Die andern drei Mann des Trupps stellten fest, daß 
der zweite Reaktorbedienungsmann tot war. Diese drei 
Mann hatten sich insgesamt 3 Minuten in der 500 r / h-Zone 
aufgehalten. Es war damit zu rechnen, daß sie eine Strah­
lendosis von 25 rrn aufgenommen hatten . 
Die Trage mit dem Verunglückten wurde durch einen Last­
kraftwagen zum Arzt der AEC gebracht. Dieser stellte um 
23.14 Uhr den Tod des Mannes fest. Die stark verstrahlte 
Leiche wurde mit einem Krankenkraftwagen zunächst zum 
Unfa II reaktorgelä nde zurückgebracht. 
Um 22.48 Uhr betrat ein Trupp aus 2 Soldaten und 2 Fach­
arbe itern der Firma Phillips für kurze Zeit die Bedienungs­
plattform des Reaktors und stellte die Lage des dritten 
Mannes fest. Da er tot war, wurde nicht versucht, ihn weg­
zuschaffen. 
Auf Anordnung der AEC wurden nun die Rettungsarbeiten 
eingestellt und sämtliche Personen, die der Strahlung aus­
gesetzt gewesen waren, entstrahlt und ärztlich untersucht. 
Nach Auswertung der Filmdosimeter und Analysen der 
Urinproben konnten alle ohne Feststellung von Strahlen­
schäden entlassen werden. 
Am 4. Januar wurde die Leiche des verstorbenen Mannes 
im Krankenwagen mit Bleischürzen abgedeckt und in einen 
anderen Teil der Versuchsanstalt Iransportiert. Dort wurde 
eine Oberflächenentstrahlung versucht. Das Personal, das 
die Leiche transportiert und entkleidet hatte, empfing da­
bei eine Strahlendosis von 770 Millirem. Vor der Entstrah­
lung wurden an der Leiche folgende Strah lungsintensitäten 
gemessen: Am Kopf 400 r / h, über dem Rest des Körpers 
200-300 r / h. Die Entstrahlungsmaßnahmen ergaben zu­
nächst keine bedeutende Abnahme der Strahlungsintensi­
tät. 
Ferner wurden am 4. Januar mehrere Eingangsöffnungen 
in das Reaktorgebäude gebrochen. Um 16.00 Uhr konnte 
mit den Vorbereitungen begonnen werden, die zweite 
Leiche zu bergen. Sie lag in einer Strahlenzone mit etwa 
750 r/ h. Ein Bergungstrupp, bestehend aus 6 Soldaten und 
2 Strahlenphysikern der AEC war eingehend eingewiesen 
worden, hatte geprobt und war mit Schutzanzügen und 
Schutzmasken ausgerüstet. Er wurde um 19.30 Uhr wie folgt 
eingesetzt: 
Ein Strahlenschutzphysiker erhielt den Auftrag, mit einer 
Stoppuhr die Verweilzeit der Bergungstrupps zu überwa­
chen. Diese Zeit betrug eine Minute. - Demnach konnte je 
Mann nur eine Dosis von 12,5 r aufgenommen werden. -
Der zweite Strahlenschutzphysiker blieb im Nebengebäude, 
wohin die Leiche zu bringen war, und hatte sie abzuspüren . 
Die 6 Soldaten bildeten 3 Bergungstrupps zu je 2 Mann. 
Der erste Trupp erhielt den Auftrag, die Leiche zu bergen . 
Nach einer nochmals wiederholten Einweisung betraten 
die beiden Männer die Reaktor-Plattform und gingen direkt 
auf die Leiche zu. Der eine hob die Beine des Körpers 
hoch, der zweite umfaßte den Körper an den Schultern . 

Sie trugen die Leiche auf schnellstem Wege aus dem Ge­
biet der starken Strahlung und stiegen damit die Treppe 
hinunter. Die zulässige Verweildauer von einer Minute war 
erst vergangen, als sie schon einen Teil der Treppe her­
untergest iegen waren. Die Leiche wurde auf eine im Ne­
benraum ausgebreitete Decke gelegt. 
Der zweite Bergungstrupp betrat das Nebengebäude, hob 
die Leiche an den 4 Ecken der Decke hoch und trug sie zu 
einem Krankenwagen. Zunächst wurde der Arbeitsanzug 
vom Körper der Leiche abgezogen, dann wurde diese zu 
einem andern Teil des Versuchsgeländes gebracht, wo nun 
bereits Vorbereitungen zur Aufnahme des stark verstrahl­
ten Körper·s getroiTen worden waren. 
Der dritte Bergungstrupp, der in Reserve geb li eben war, 
wurde dann noch eingesetzt, um Aufschlüsse über die Lag e 
der dritten Leiche und über den Zustand des Reaktors zu 
gewinnen. Die Angehörigen dieser Bergungstrupps hatten 
infolge der kurzen Verweilzeiten Gamma-Strahlungsdosen 
von 1 bis etwa 13 rem empfangen. (rem - biologisches 
Röntgenäquivalent beim Menschen). 
Am 5. Januar wurden durch einen Behördenphotographen 
Aufnahmen des Reaktorraumes vorgenommen. Der Photo­
graph erhielt je Aufnahme eine Verweilzeit von 30 Sekun­
den im verstrahlten Raum. Diese Aufnahmen waren der 
AEC eine wichtige Hilfe zur Bergung des dritten Körpers 
und zur Feststellung der Schäden am Reaktor. Der Photo­
graph empfing bei der Arbeit eine Strahlendosis unter 2 r. 
Die Bergung der dritten Leiche war besonders schwierig, 
da sie auf der Arbeitsbühne über dem Reaktor zwischen 
verschiedenen Aufbauten lag und hier starke Strahlungs­
intensitäten weit über 500 r/ h herrschten. Die Leiche selbst 
war durch radioaktive Stoffe so stark verstrahlt, daß sie 
von den Bergungsmännern nicht getragen werden durfte. 
Daher wurde der Entschluß gefaßt, zur Bergung unter die 
Arbeitsbühne ein Netz von 1,50 x 6,00 m zu bringen. Der 
Körper so llte dann auf dieses Netz gerollt oder gestoßen 
werden . Das Netz wurde an dem Arm eines Schwenkkra­
nes befestigt, der von außen her durch eine große Tor­
öffnung eingeschwenkt werden konnte. Eine Fernsehka­
mera wurde im Reaktorraum angebracht, die als Hilfsmit­
tel zum Einschwenken des Nelzes in den Raum unter der 
Arbeitsbühne dienen sollte. Dort herrschten Strahlungsin­
tensitäten von etwa 1000 r/h. Sobald sich das Netz in der 
richtigen Lage befand, mußten Trupps von je 2 Mann ver­
suchen, den Körper hineinzustoßen. 
Da das Fernsehgerät eine Stö rung hoHe, mußte der erste 
Trupp dazu eingesetzt werden, die richtige Lage des Net­
zes zu überprüfen und zu korrigieren . Die Bergungstrupps 
erhielten eine Verweilzeit unter einer Minute. Sie führten 
ihren Auftrag jedoch stets in weniger als der er laubten 
Zeit durch. 
Nach dem ersten Trupp wurden nacheinander 4 weitere 
Trupps eingesetzt, um den Körper in das Netz zu bringen. 
Ein sechster Trupp bewegte den Kran. Diese Bergungs­
mannschaften haben dabei Strahlendosen von 2,5 bis 7,5 
rem aufgenommen. 

Bemerkungen 

Zur Verstrahlungslage 

Ein Vergleich der Strahlen-Spürergebnisse aus den 3 Be­
richtstagen mit den auf dem Lageplan etwa 92 Stunden 
nach dem Unfall aufgezeichneten Messungen ergibt die 
Feststellung, daß in dieser Zeit sche inbar kein wesentliches 
Absinken der Strahlungsintensität stattgefunden hat . Die­
ser auffallende Unterschied gegenüber der Tatsache, daß 
die durch eine A-Detonation entstandenen radioaktiven 
Niederschläge im allgemeinen nach 72 Stunden die Hälfte 
- oder mehr - ihrer Strahlungsintensität verlieren, kann 
vielleicht als ein wertvoller Fingerzeig für ähnliche Fälle 
dienen. 
Bei Betrachtung der Ve(strahlungslage auf dem Lageplan 



fällt ferner auf, daß die Straße vom Wachhaus zum Reak­
tor durch die Gebäude (Vers.-Anlpgen) recht gut gegen 
die Gammastrah lung aus dem Reaktorhaus abgeschirmt 
wird. Dagegen sind die Strahlungsintensitäten in .dem dek­
kungslosen Gelände zwischen dem Reaktorgebaude und 
dem Wasserbehälter erheblich stärker. 

Zur Organisation 

Aus den Berichten geht hervor, daß in der Versuchsanstalt 
eine Sicherheitszentrale und drei Feuerwachen mit ent­
sprechender Ausrüstung vorhanden und aktionsbereit wa­
ren. Die AEC-Geschäftsstelle war besetzt und ergriff sofort 
die Leitung der ganzen Aktion. . . 
Bezeichnend für die Situation in der Reaktoranlage Ist le­
doch, daß sich die drei verunglückten Soldaten ohne Auf­
sicht und Verbindung mit der Betriebsleitung im Reaktor­
raum befanden . Die nach dem Unfall anrückenden Feuer­
wehr- und Hilfszüge fanden in den Nebengebäuden der 
Reaktoranlage keinen Menschen mehr vor, so daß. über 
den Verbleib des Reaktorpersonals nicht sofort Klarheit ge­
schaffen werden konnte. Es mußte deswegen erst einmal 
bei den andern Instituten nachgefragt werden. 
Ferner fällt auf daß zur Unfallzeit kein Physiker der Be­
triebsfirma zur Stelle war, so daß die AEC im Augenblick 
auf den zunächst erreichbaren Physiker einer anderen Fir­
ma zurückgreifen mußte, der mit den örtlichen Verhältnis-
sen doch wohl nicht so ganz vertraut gewesen Ist. . 
Wie die angegebenen Uhrzeiten beweisen, .wurden die 
Maßnahmen der Aufklärungs- und Rettungsaktionen schnell 
durchgeführt. Es ist aber dabei zu bedenken, daß in diesem 
Falle schon in kurzer Zeit Fachpersonal in großer Anzahl 
zur Verfügung stand, so daß eingesetzte Trupps stä~dig 
abgelöst werden konnten. Dieser glückliche Umstand durfte 
nicht überall - vor allem nicht in Kriegs-Katastrophenfäl­
len - zu erwarten sein. In solchen Fällen muß auf eine 
große Reserve von geübten Fach- und Hilfspersonal zu­
rückgegriffen werden, das schnell zum Katastrophenort 
heranzuführen ist. 
Wenn man das Verhältnis des Zeitbedarfs zu dem kleinen 
Umfang des Unfallortes auf die wesentlich anderen Maß­
stäbe einer Großkatastrophe anwendet, dann ergeben sich 
in verschiedener Hinsicht schwerwiegende Probleme, die 
hiermit nur angedeutet werden sollen. 

Zur Personal 
Während der Aktion haben insgesamt 23 Personen Gam­
ma-Strahlungsdosen zwischen 3 rem und 27 rem aufge-
nommen . 
Davon empfingen 14 Personen 3 bis 12 rem, 

6 Personen 12 bis 25 rem, 
3 Personen über 25 rem. 

Ärztliche Untersuchungen ergaben in keinem Fall Anzei­
chen von Strahlenschädigungen. Dieses sehr günstige Re­
sultat ist durch die in den Berichten eingehend beschrie­
bene Begrenzung der Verweilzeit und die Möglichkeit der 
Ablösung der eingesetzten Trupps durch neues Personal er­
reicht worden. Allerdings muß berückslchhgt werden, daß 
es sich um Personen handelte, die über das Verhalten ge­
genüber radioaktiver Strahlung gut unterrichtet waren und 
bei ihrem Einsatz dauernd unter fachkundiger Aufsicht 
standen. 
Die gewöhnlich als zulässig bezeichnete "Friedenszeit­
Dosis" von 300 mr pro Woche ergibt eine Totaldosis von 
150 r pro Jahr. In zwei Jahren würde eine Person die für 
das ganze Leben zulässige Dosis von 300 raufgenommen 
haben. In besonderen Notlagen kann jedoch eine Höchst­
dosis von 150 r für die Zeit einer Woche oder im äußer­
sten Notfall 100 r für die Zeit eines Tages betrachtet werden. 
Demnach haben 12 Personen ein Viertel dieser" Toleranz­
dosis" erre icht und nur zwei Personen dieses Viertel ge­
ringfügig überschritten. 
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Die Erfahrungen mit Personal, das ohne dauernde Aufsicht 
bei anderen gefährlichen Arbeiten eingesetzt war, haben 
gezeigt, daß viele Personen dazu neigen, nach kurzer Zeit 
unaufmerksa.m.zu werden und dann auch in Bezug auf sich 
s~ lbst fahrlosslg zu handeln,. wenn ihnen nichts passiert 
'sr. Dah~r Ist .dle Anwesenheit einer fachkundigen, nicht 
selbst mllarbeltenden Aufsichtsperson unerläßlich. 
Besonders zu beachten .. ist, daß Ärzte und Krankenpflege­
personal sowie Hilfskrafte Im Sanitätsdienst bei der Be­
handlung verstrahlter Personen oder der Entstrahlung von 
Leichen selbst erhebliche Strahlendosen aufnehmen kön­
nen . Bei Großkatasirophen ist damit zu rechnen daß auch 
dieses Personal bei Erreichen der Toleronzdosi~ abgelöst 
werden muß und daß daher auch in dieser Beziehung für 
eine ousrelchende Personal reserve zu sorgen ist. 

Zur Gerötausstattung 

In erster Linie interessiert hier die Ausstettung der Strahlen­
spür- und Hilfstrupps mit Strahlenspürgeräten. Unter die­
ser Bezeichnung .wer~en Geräte sowohl zur Feststellung 
des Vorhandensems einer radioaktiven Strahlung als auch 
zur Messung der Strahlungsintensität verstanden. 
Die Berichte geben Aufschluß darüber, daß die zur Un­
fallsteIle .. anrückenden Feuerwehr- und Hilfszüge nur mit 
Spurgeraten mit einem Meßbereich bis 25 r/ h ausgestattet 
waren. Als ~.,e Zeiger dieser Geräte voll ausschlugen, 
mußte der Ruckzug angetreten werden, da jeder Schritt 
weiter ohne Meßanzeige gefährlich werden konnte . Als 
später Geräte mit einem Meßbereich von 500 r/ h verwen­
det wurden, zeigte es sich, daß auch diese im Reaktorraum 
nur zum Teil ausreichten, da dort Strahlungsintensitäten 
von 750 biS 1000 rh herrschten. Damit ist die Auffassung 
mancher Experten, daß man nur Geräte mit einem Meß­
bereich biS 300 oder höchstens 500 r/ h brauche, widerlegt. 
Diese sehr wertvolle Erfahrung sollte für alle Fälle in Zu­
kunft beachtet werden. 
Ob;r die Schutzbekleidung wird berichtet, daß nur die 
er~len Trupps mi t einer staubdichten, sogenannten Luft­
waffenbekleidung ausgerüstet waren. Als es sich heraus­
stellt~, daß für die nächsten Trupps keine derartige Schutz­
beklel.dung. mehr vorhanden wor, wurden je Mann 2 Ove­
ralls uberelnander angezogen. Zum staubdichten Abschluß 
der Ärmel an den Handgelenken benutzte man Klebestrei­
fe~. Diese Bekleidung wurde durch Handschuhe und eine 
Mutze als Kopfbedeckung ergänzt. Anscheinend ist durch 
die ,?chutzbekleldung die sogenannte "Schmierverstrah­
lung des Personals beim Berühren radioaktiven Materials 
und das Absetzen radioaktiven Staubes auf der Haut ver­
hindert worden. Die Schutzmasken verhinderten ebenfalls 
lediglich das Einatmen radioaktiven Staubes, der bei den 
Bergungsarbeiten aufgewirbelt worden ist. 
Es ist beka~nt, daß Bekleidung jeder Art - auch Spezial­
schutzbekleidung -, durch Schmier- und Staubverstrahlung 
erhebliche Mengen radlooklIven Materials aufnehmen 
kann: Wenn Luftfeuchtigkeit von außen oder Kärperfeuch­
tlgkelt von Innen .her hinzutritt, ist die Verstrahlung nur mit 
Hilfe sehr langWieriger Verfahren zu beseitigen. Ein Ab-
stauben" genügt dann nicht. " 

Das Zurückgreifen auf gewöhnliche Arbeitsanzüge zeigt, 
daß auch In dieser Beziehung vorausschauend für ausrei­
chende Reserven gesorgt werden muß. 

Schlußbemerkung 

Wenn auch ein Reaktorunfall keinesweas das Bild d 
Großkatastrop~e einer A-Detonation bietet, so hat do~~ 
das Unfall-Ereignis mit seinen ernsten Folgen vielerlei 
A.nhaltspunkte und r,rak.tische Erfahrungen ergeben, die 
eine ~ertvalle HI.lfe fur die Lösung vieler Fragen darstellen 
und fur die Ausbildung von Spürtrupps, Sanitäts- und Hilfs­
~ersonal z~m Einsatz bei hohen Strahlungsintensitäten 
rIchtungsweisend sein können. 
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PERSÖNLICHES 
Es wurden ernannt: 

Zum Ministerialrat Herr Oberre\1 ierungs rat Pollack im 
Bundesmini ste rium für Wirl schoft; 

Zum Regierungsdirektor Herr Ober reg ierung srat Dr. Eduord 
Beyer im Bundesmini sterium für Verteidigung; 

Zum Regierungsdirektor Herr Oberregi erung sra t Hein z 
Kirchner im Bundesmini sterium des Inn ern . 

Eine der markantes ten Persönlichk eiten der Feuerlö schin ­
d ustri e, Fabrikant Di eter Schmitz, Inhaber der Firma J. 
Schmitz & Co., Ffm .- Höchst, feier te im Juli 1962 se inen 
50. G eburtstag. 
Dieter Schmitz bes uchte das Gymna sium Höchst und stu­
d ierte nach dem Abitur 1932 an der J. Wolfgang Goeth e­
Universität Frankfurt am M ain. 
Hi erauf erfolgte eine gründliche kaufmännische und tech­
nische Au sbildung in mehreren Großbetri eben. Im An schluß 
doran längerer Aufenthalt in mehreren Ländern zur Ver­
tiefung se ines Wi ssens und der Sprachkenntnisse. 
Schli eßlich trat Di eter Schmitz 1935 in das väterlich e Unter­
nehmen ein. Von 1942- 1945 machte Dieler Schmitz den 
Rußlandfeldzug mit, um nach Rückk ehr se inen zu 80 0 10 zer­
störten Betri eb zu übernehm en. Da s Kriegsende machte 
naturg emäß das Aufbauen schwer. Aber mit nie ermüden­
der Tatkraft und Energi e verstand es Schmitz mit bewähr­
ten treuen Mitarbeitern seines Betriebes ein Betriebsgebäu­
de nach dem andern wieder aufzurichten. 
Heu te gehört die Firma Schmitz & Co. zu den bedeutend­
sten und bekannlesten Feuerlösch-Armaturen- und Geräte­
fabriken Deutschland s. 
Eine glückliche Mischung von beruflich en Qualitäten und 
ausgeprägtem Gemeinsamkeitssinn und offenem Blick für 
das wirtschaftliche Geschehen brachten ihm zah lreiche 
Ehrenämter ein. 
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Eine erschöpfende Au swertung der ganzen Aktion ist im 
Rahmen dieser notwendigerweise stark gekürzten Zusam­
menstellung nicht möglich. Diese Aufgabe muß den daran 
interessierten Stellen überlassen bleiben. Eingehende An ­
gaben über technische Einzelheiten können der amerika ­
nischen Fachzeitschrift " Nucleonics", Heft Februar und 
März 1961 entnommen werden. 
Postanschrift: Nucleonics, 330 W. 42nd St., N ew York 36, 
N. Y. 

Ko 

Veranstaltungskalender 
Dos Bundesamt für zivi len Bevölkerungs schutz führt in der 
Zeit vom 11. Sep tember bis 14. Dezember 1962 fo lgende 
Au sb ildung svera ns tal tung en durch: 

0) Planungsseminare "Baulicher luftschutz" 
vom 25. - 28. September 1962 

9. - 12. Oktober 1962 
23. - 26. Oktober 1962 
13. - 16. November 1962 
27. - 30. November 1962 
11 . - 14. Dezember 1962 

b) Ausbildungslehrgönge für ZB-Beauftragte der land­
kreisverwaltungen 

vom 25. - 28. Sep tember 1962 
13. - 16. November 1962 
27. - 30. November 1962 
11. - 14. Dezember 1962 

c) Ausbildungslehrgönge für lS-Abschnittsleiter der Orte 
nach § 9 I. ZBG 

vom 2. - 5. Ok tob er 1962 
9. - 12. Oktober 1962 

16. - 19. Oktober 1962 
23.-26. Oktober 1962 

d) Informationstagung für zentrale Frauenverbönde 
vom 11. - 12. September 1962 

e) Speziallehrgang ABC-Schutz für Bedienstete aus dem 
Geschöftsbereich des Bundesministers für Verkehr ein­
schließlich der Deutschen Bundesbahn 

vom 4. - 5. Dezember 1962 

f) Informationstagungen für leitende luftschutzkröfte aus 
dem Industriebereich 

vom 30. - 31 . Oktober 1962 
8. - 9. November 1962 
6. - 7. Dezember 1962. 

Die Einladungen zu den Veranstaltungen sind durch das 
Bundesamt für ziv il en Bevölkerungsschutz an die ieweils 
zuständigen Behörden und Verbände ergangen bzw. wer­
den ze itgerecht zugeste llt. 

Druckfehlerberichtigung aus Heft 7/8, 1962. 
1. Auf Seite 231, linke Spalte, 3. Absatz, vorletzte Zeile , 

muß es heißen: " ... beides ist 0 b hängig von den spe­
ziellen Aufgabengebieten" (n ich tunabhängigi ). 

2. Auf Seite 232, rechte Spalte, 2. Absatz, 1. Zeile, muß es 
heißen: "Zwe ifellos bedeutet dies ei ne Ab wendung 
von mancherlei . . . " (n ich t Anwendung!) Wir bitten 
dies zu entschuldigen. 
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-------BAULICHER LUFTSCHUTZ ---------------------
Konstruktionsberechnung von Personenschutzräumen 

für mittleren Grad der Luftstoßsicherheit 

von Merit P. White, Abteilung Zivilingenieurwesen der Universität Massachusetts , Amh erst, Massachusetts 

Einleitung 

Dieser Bericht behandelt die Berechnung und Konstruktion 
ei nfacher Schutzbauten - Kastenform, Gewölbefarm usw. -, 
die dynamischen Belastungen durch Luftstoß bis zu 6 ader 
8 atü bei Explosion von Kernwaffen im Megatonnenbe­
reich ader darüber ausgesetzt werden. Die gleichen Berech ­
nungsmethoden können auch für Bauwerke weniger einfa­

cher Konstruktion, für höhere Drücke und für kleinere Waf­
fen, als oben angeführt, verwendet werden. Jedoch ist es 
dan n schwieriger, eine Lösung zu finden , auch wird die Zu­

verlässigkeit der Berechnung geringer. 
Die Durchführung eines Schutzprogramms gegen Luftstoß 

besteht aus folgenden Abschnitten: 
1. Festl eg ung der geeigneten Widerstandsfähigkeit ader 

Stabilität des Schutzbaues 
2 Wahl des Standorts für den Schutzbau, seiner äußeren 

Form und der Baustoffe 
3 Ermittlung des Verlaufs der dynamischen Belastung auf 

Schutzbauten 
4. Konstruktionsberechnung von Schutzbauten, wie Ab­

schlüsse, Armaturen für Luftauslaßventile usw. 
G. Berücksichtigung sonstiger Gefahren außer dem Luft­

stoß. 

Schutzumfang 

Der für ei ne bestimmte Lage geeignete Schutzumfang ist 
durch eine Berechnung festzulegen, in welcher ein Vergleich 
vorgenommen wird zw ischen den für ei n Schutzraumpro ­
gramm erforderlichen Aufwendungen an Geld, Materia ­
li en und Arbeitszeit und Auswirkungen auf die gemeind­
liche ader nationale Wirtschaft (je nach Umfang des Pro­
g ramm s) einerseits und dem Nutzen eines solchen Pro­
gramms für das Uberleben der Menschen, der Produktion s­

stätten und der ganzen Nation. 
Bei dieser Berechnung mü ssen vielerlei Wahrscheinlichkei­
ten berücksichtigt werden: der Fall eines Krieges, die feind ­
liche Strategie, der Waffenbestand und die Zielgenauigkeit 
des Feindes nicht nur im gegenwärtigen Zeitpunkt, sandern 
auf einen längeren Zeitraum gesehen. In Anbetracht der 
zahlreichen Ungewißheiten, die mit einer solchen Studie 
ve rbunden sind, können genaue Angaben nicht erwartet 
werden, und deshalb si.,d komplizierte Berechnungsverfah ­

ren auch nicht erforderlich. 
Und doch ist es angebracht zu versuchen, einen Blick in 
die Zukunft zu tun, anstalt willkürliche Entscheidungen zu 
treffen, die nur auf Eingebungen oder "Schätzungen" be-

ruhen. Es ist damit zu rechnen, daß normolerweise _ mit 
Ausnahme besonders wichtiger Personen oder Einrichtun­
gen - der optimal e Schutzumfang von Personensch utzrä u­
men im Bereich von 1- 10 atü liegen wird. 

Formgebung, Standort und Baustoffe für Schutzbauten 

Die Wahl der Form, Größe und Baustoffe für Schutzbouten 
sowie die Frage, ob sie über oder unter Erdg leiche liegen 
so llen, Ist abhängig von den Kosten, die je nach den Kon ­
struk tion serfordernissen und den örtlichen Verhältnis sen 
ve rsch ieden si nd. Die Kastenfarm und Gewölbeform sind 
möglich, mit oder ohne innere Stützwände oder Säulen 
Sofern nicht fül' Mehrzweck nutzung des Schutzbaues erfor~ 
derlieh, sind große Spannweiten ahne Stützen unwirtschaft­
lich , insbesondere bei höherem Schutzumfang. Schutzbau­
ten unter Erdgleiche sind - abgesehen von den Fällen ver­
hältnismäßig niedrigen Schutzumfanges - wirtschaftlicher 
als solche über Erdgleiche, wenn die örtlichen Verhältni sse 
dies zulassen. Teilweise unter Erdgleiche liegende, mit Erde 
abgedeckte Schutzbauten sind Widerstandsfähiger als sol­
che, die weniger geschützt liegen. 

Die Au swa hl an geeigneten Materialien ist groß. Stahlbe­
ton und 8austahl - od er beides zusammen - kann für 
Schutzbauten sowohl über als auch unter Erdgleiche ver­
wendet werden. Selbst ausgesprochen leicht verformbare 
Bauweisen - z. B. Wellblech-Gewölbe- ader Kuppelbau ­
ten - haben sich als recht widerstandsfähig erwiesen, so­
fern sie unter Erdgleiche liegen. Es ist anzunehmen daß 

verschiedene andere Materialien, z. B. Holz, Kuns;staff­
Schichtplatten (besonders in Gewölbeform) usw. , für Schutz­
bauten unter Erdgleiche ausreichend 5ind. 

Verlauf der dynamischen Belastungen 

Die durch den Luftstoß auf ein Bauwerk einwirkende Bela­
stun g ist dynamisch, d. h., sie ist abhängig von der Zeit. 
Die Stärke und die zeitliche Veränderung der Belastung 
hängen von der Form und dem Standort des Schutzbaues 
sowie von dem Luftstoß-Uberdruck und der Dauer des Luft ­
stoß-Impulses ab. Im allgemeinen sind die auf das Bau ­
werk einwirkenden Belastungen um so größer, je mehr das 

Bauwerk die Bewegung der Stoßfront und die starke Luft­
strömung hinter dieser Stoßfront behindert. 

B:vor wir uns mit dem Verlauf der Belastung befassen, der 
ein Bauwerk ausgesetzt werden kann, ist es ratsam den 
Zustand einige hundert Tausendstelsekunden nach 'einer 

Kernexplosion am oder nahe am Erdboden zu betrachten . 
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Da wir von einem Schutzumfang des Schutzbaues von nur 
6 bis 8 atü ausgehen, haben wir uns mit den Luftstoßer­
scheinungen zu befassen, die mehr als 1 km von der Explo­
sion einer 1 MT-Waffe zum Zeitpunkt von mehr als 0,5 Se­
kunden nach ihrer Explosion auftreten. (B ei einer 1 KT­
Waffe sind die Entfernungen und die Zeiten durch 10 zu 
teilen; bei einer 1000 MT-Waffe ist mit 10 zu multiplizieren.) 
Zu diesem Zeitpunkt ist eine ungefähr halbkugelförmige 
Luftschicht, deren Krümmungs -Mittelpunkt am Nullpunkt 
liegt, von der Explosion mechanisch beeinflußt worden. An 
der Krümmungsgrenze der Halbkugel befindet sich entwe­
der die Stoßfront (eine plötzliche Veränderung des Druckes, 
der Luftdichte und der Strömungsgeschwindigkeit) oder zu­
mindest ein sehr starkes positives Gefälle dieser Größen. 
Innerhalb der gestörten Halbkugel verringern sich diese 
Werte zum Mittelpunkt hin. Die Stoßfront selbst wandert 
nach außen mit einer Geschwindigkeit, die von dem Spit­
zendruck unmittelbar hinter der Stoßfront abhängt. Mit 
zunehmender Ausd ehnung der Halbkugel verringert sich 
der Spitzendruck, die Stoßgeschwindigkeit läßt nach und 
nähert sich der Schallgeschwindigkeit bei großen Entfer­
nungen. Die Strömungsgeschwindigkeit an einem beliebi­
gen Punkt hinter der Stoßfront ist eine Funktion ihres Druck­
verlaufs. An einem Punkt am Erdboden, wo keine Behin­
derung der Stoßfront und der Luftströmungen vorhanden 
ist, zeigt ein Stoßdruck-Meßgerät ein rasches oder augen­
blickliches An steigen bis zur Druckspitze an, dem ein 
ständiges Nachlassen des Druckes bis auf und unter den 
atmosphärischen Druck (überdruck = null) und dann wie­
der eine Rückkehr auf den atmosphärischen Druck folgt. 
Ein Windgeschwindigkeitsmesser, der die Strömungskom­
ponente in der Richtung vom Nullpunkt weg regi striert, 
zeigt ein sehr ähnliches Ergebnis an; der Hauptunterschied 
liegt darin, daß die Dauer der positiven Phase, d. h. die 
Zeit, bis die Strömungsgeschwindigkeit auf null sinkt, län­
ger ist als die Zeit bis zum Absinken des überdruckes auf 
null. Dieser Unterschied wird häufig nicht beachtet, und es 
wird die Dauer der positiven Phase des überdruckes der 
Dauer der Strömungsgeschwindigkeit - oder dem von ihr 
abhängigen dynamischen Druck - gleichgesetzt. Messungen 
des überdrucks (p), der Luftströmungsgeschwindigkeit (v) und 
des dynamischen Druckes (q = f} v2/z, wobei (! die Luft­
dichte ist) sind bei Kernexplosionen fast immer komplizie r­
ter als solche mit einer Anzahl von überlagerten Verände­
rungen. Für Konstruktionszwecke wird allgemein die ideale 
Form gewählt. 

Theoretisch besteht eine Wechselbeziehung zwischen über­
druck und dynamischem Druck. Jedoch sind bei den hier 
erörterten Oberdrücken die beobachteten dynamischen 
Drücke höher als die theoretischen und sollten deshalb bei 
der Konstruktionsberechnung zugrunde gelegt werden. Ta ­
belle I zeigt für eine 20 MT-Waffe, die am oder nahe dem 
Erdboden explodiert, die Werte für die überdruckspitze (p), 
die Dauer der positiven Phase des überdruckes (T), den 
dynamischen Druck (q) und die Geschwindigkeit der Stoß­
front (U) bei verschiedenen Entfernungen vom Nullpunkt. 
Wie vorstehend dargelegt, hängt die Belastung eines Bau­
werkes durch Luftstoß davon ab, wieweit es die Bewegung 
der Stoßfront und die Luftströmungen hinter der Stoßfront 
behindert. Die geringste Behinderung stellt ein Bauwerk 
unter Erdgleiche dar, dessen Decke mit dem Erdboden in 
einer Ebene oder dicht unter Erdgleiche liegt. In diesem 
Falle entspricht natürlich die senkrechte Belastung, die auf 

Tabelle I 

Luftstoß-Beiwerte für 20-MT-Bodenexplosionen 

0 
Entfernung km/sec. 
km p (at) q (at) T (sec) U 

6,80 0,4 6,5 0,475 
4,70 '1. 2,5 5,0 0,580 

30,00 5 13,0 4,0 0,825 
22,50 10 20,0 3,5 1,080 

die Decke des Schutzbaues einwirkt, genau der Verände­
rung des überdruckes an diesem Punkt. Der Teil der Be­
lastung, der die Decke des unter Erdgleiche liegenden 
Schutzbaues erreicht, hängt in nicht bekannter Weise von 
dem Verhältnis der Tiefe unter Erdgleiche zur Spannweite 
sowie von der Verformbarkeit des Schutzbaues ab (sie 
nimmt mit Zunahme eines der o. a. W erte ab). Die Art und 
Dicke der überdeckung sind ebenfalls von Bedeutung. Ist 
die Tiefe unter Erdgleiche gle ich der Mindestspannweite 
der Decke, dann ist anzunehmen, daß die Belastung auf 
die Decke um einen Faktor von mindestens 2 verringert 
wird, wenn Durchbiegungen von einigen Prozent der Spann­
weite auftreten. Es muß jedoch betont werden, daß hier­
über noch wen ig Beweise vorliegen. 
Die kurzzeitige unsymmetrische Belastung, die einwirkt, 
während die Stoßfront durch die Erdüberdeckung eines 
unter Erdgleiche liegenden Bauwerkes wandert, ist im all­
gemeinen ohne Bedeutung. Als Au snahme kommt höchstens 
der Fall einer gewölbten Decke mit einer sehr dünnen Erd­
überdeckung in Frage, wenn die Stoßwelle sich rechtwink­
lig zur Gewölbe-Achse bewegt. 
Die senkrechten Beanspruchungen im Erdboden, die un­
mittelbar durch den Druck auf die Oberfläche entstehen, 
sind auch mit Beanspruchungen in allen anderen Richtun­
gen verbunden. So werden die Seitenwände eines unter 
Erdgleiche liegenden Schutzbaues Drücken ausgesetzt, die 
zu den Drücken auf die Decke und die Sohle in Beziehung 
stehen, aber normalerweise viel geringer sind. Bei der Kon­
struktionsberechnung wird für gewöhnlich angenommen, 
daß das Verhältnis zwischen diesen beiden nur von der 
Art des umgebenden Mediums abhängig ist. Einige typische 
Berechnungswerte für das Verhältni s sind in Tabelle II auf­
geführt. 

Tabelle 11 

Verhältnis des auf die Wand eines unter Erdgleiche liegen­
den Schutzbaues infolge Luftstoßbelastung einwirkenden 
Druckes zu dem auf die Decke einwirkenden Druck _ 

Bodenart 
Trockener Sand oder Kies 
trockener Lehm oder Schlamm 1/ 2 

weicher Lehm 3/.1 
gesättigter Boden 1,0 

Bauten über Erdgleiche wirken auf zwei Arten auf den bei 

einer Explosion auftretenden Stoß und die Luftströmungen 
ein: 

Die Stoßfront, die gegen ein Hindernis prallt, wird re­
flektiert. Dadurch wird auf das Hindernis ein Druck aus­
geübt, der das Mehrfache der einfallenden Welle be­
trägt. 

2. Die Luftströmung, die sich in der Nähe des Erdbodens 
innerhalb des von der Stoßfront erfaßten Bereichs vom 



Nullpunkt weg bewegt, übt einen Druck auf jedes Hin­
dernis aus. Di eser Druck ist propor tional zu q, dem 

dynamischen Druck. 
Auf diesen Wirkungen beruht es zum Teil, daß Schutzbau­
ten über Erdgl eiche mit zunehmenden überdrücken immer 

unwirtschaftlicher werden. 
Bei der Berechnung des kastenförmigen Schu tzbaues über 
Erdgleiche ist angenommen worden, daß die eine Seite 
dem Nullpunkt zugekehrt und von der Stoßwelle auf der 
ganzen Fläche belastet wird. Der dynamische Verlauf der 
Belastungen, die auf diese Seite einwirken, wird ermittelt 
und als Grundlage für die Berechnung der Reaktion oder 
zur Besti mmung des auf dieser Seite erforderlichen Wider­
standes verwendet. NaTürlich muß nacheinander jede Seite 
als dem Nullpunkt zugekehrt angenommen werden. 
Die Belastung auf die Rückwand wird ebenfalls ermittelt; 
die Differenz zwischen der Belastung auf die Vorderseite 
und der Belastung auf die Rückseite (i n Abhängigkeit von 
der Zeit) bildet die Grundlage fGr die Berech nung der Re­
akti on des gesamten Schutzbaues oder für die Ermittlung 
der erforderlichen Widerstandsfähigkeit des Schutzbaues. 
Die Decke und die Sohle werden senkrechten dynamischen 
Belastungen ausgesetzt, die fast genau diE; gleichen sind 
wie die normale Veränderung des überdruckes der Lu ft­

stoßwel le, multipliziert mit der Grundrißfläche. 
Bild 1 zeigt die durchschnittlichen Drücke auf die Vorder­
und Rückseite eines kastenförmigen Schutzbaues. Die Ge­
samtbelastung ermittelt mon, indem mon die hier aufge­
zei gten Ordinaten mit der projizierten Fläche multipliziert. 
Auf der Vorderseite ist der Druck anfangs wegen der Re­
flexion des Stoß-überdruckes P gleich dem reflektier ten 

Druck pr. 

In Atmosphären ausgedrückt: 

~ 2 (7 + 4p) (1) 
Pr ~ p 7 + p 

Wir sehen, daß pr je nach dem Wert von p im Bereich von 

2 p bis 8 p liegt. 
Der hohe reflektierte Druck auf die Vorderseite läßt rasch 
noch und erreicht sehr bald einen fast gleichbleibenden 
Wert p -' q (überdruck plus dynamischer Druck), der all ­
mählich wä hrend der restlichen Dauer der positiven Phase 
ganz abklingt. Di e Zeit bis zum Erreichen dieses fast gleich­
bleibenden Zustandes, die Abkling-Zei t wird für gewöhn­
lich mit 3 h /U angenommen, wobei h entweder die Hähe 

Vorders~jte 

Rückseite 
P+CDJ 

Bild 1, Luftstoßbeloslung ouf kas tenförmigen Schulzbou. 
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oder die halbe Breite der Vorderseite ist - je nachdem, 
welches Maß das k leinere ist - und U ist die Geschwin­
digkeit der Stoßfront nach Tabelle I. Manche Konstruk­
teure bevorzugen es, anstelle von U die bei dem Druck 
pr auftretende Schallgeschwindigkeit zu verwenden. Dies 
ist logischer, aber der zah lenmäßige Unterschied ist im Ver­
gleich zu den übrigen Ungenauigkeiten der ganzen Berech­
nung gering. Wie noch weiter unten ausgeführt, ist es bei 
Schu tzbauten im allgemE;inen nicht erforderlich, das Nach­
lassen des fast gleichbleibenden Druckes p +-- q in dem 
Zeitraum noch der Abklingzeit zu berücksichtigen, und 
diese Größe kann deshalb als konstant angenommen wer­
den. 
Auf der Rückseite beginnt die Belastung ers t, wenn der 
Stoß die Länge des Bauwerks - die Entfernung L - passiert 
hot, so daß die Belastung auf die Rückseite zum Zeitpunkt 
L U beginnt (Bild 1). Die Geschwindigkeit des Anwachsens 
der Belastung ist etwas geringer als das Nachlassen der 
Belastung auf die Vo rde rseite, so daß eine gewöhnlich mit 
4 h U angenommene Zeit zwischen Beginn und Beendigung 
des Druckanstiegs an der Rückwand vergeht. Der schließ­
lich vo rhandene fast gleichbleibende Druck auf die Rück­
wand ist p - CI> q, wobei der StrömungskoeffIzient CI> 
ei ne nega tive Größe und von der Stärke des dynamischen 
Drucks abhängig ist (Tabelle 11 1). 

Tabelle III 
q (atü) CII 

1 - 0,4 
2-3 -0,3 
4-20 -0,2 

Die Belastungen bei anderen Schutzbau-Formen, z. B. Zy­
linder, Gewölbe und Kuppelform, können in etwa ähn li cher 
Weise ermittelt werden, w ie sie vorstehend unter 1) und 2) 
angegeben ist. 
Im allgemeinen sind die Belastungen bei solchen Schutz­
bau-Formen geringer als bei Kastenformen, weil 

0) die Stoßfront allmählich reflektiert wird, denn der Stoß 
trifft nicht voll auf eine ebene Fläche auf und 

b) weil die StrömungskoeffIzienten auf der Vorderseite 
wegen der St rom linienform kleiner als 1 sind. 

Schutzbauten über Erdgleiche können widerstandsfähiger 
gemacht werden, indem mon an den Seiten und auf die 
Decke Erde aufschüttet. Der reflektierte und der dynamische 
Druck sind bei geneigten Seiten geringer als bei senkrech­
ten Seiten; außerdem erreicht nur ein Teil der Schrägseiten­
Belastung den innenliegenden Schutzbau. Der übrige Druck 
wird unmittelbar in den Erdboden un ter der An schüttung 
abgeleitet. Diese Druckvertei lung ist abhängig von der 
Geometrie der Erdaufschüttung. Eine weitere Auswirkung 
~er Erdaufschüttung ist, daß die Spitze der Druckbelastung 
In der Beugungsphase (reflektierter Druck) abgeschwächt 
wird, bevor sie zum innenliegenden Schutzbau gelangen 
kann. Schließlich bietet die Erde rundum dos Bauwerk ei­
nen guten Massen-Widerstand sowie ba uli chen W ider­
stand gegen seit li che Verschiebungen. 
Für die Zwecke der Konstruktionsberechnung sind die Be­
lastungen, welche auf die dem Stoß zugewandte und ab­
g.ewandte Schrägflä.che . einer Erdanschüttu ng mit trapez­
formlgem Querschnitt einwirken, den in Ta belle IV ange­
gebenen Belastungen gleich. Wie weiter unten ausgeführt, 
stnd diese Belastungen nur bei dünnen Erdüberdeck ungen 
zu verwen den. 
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Tabelle IV 

Luftstoßlast auf trapezförmige Erdüberdeckung 

Fläche Neigung 1:2 1 :3 1 :4 

Vorderseite p + 0,6 q p + 0,5 q p + 0,3 q 
Rück sei te p - 0,4 q p-O,4 q P - 0,4 q 
Ebene Decke 
oder Seite p p p 

Bei einer Berechnung mi t höherer Sicherheit würde man die 
Annahme zugrunde legen, daß die von außen einwirkende 
Belastung unverändert auf jedes umschlossene Bauwerk 
übertragen wird . Jedoch wenn die Decke und die Seiten des 
überdeckten Schutzbaues sich durchbiegen können, dann 
wird einem Teil der Belastung durch das Gewölbe aus Erde, 
welches den Schutzbau umgibt, Widerstand geleistet. Ober 
die Größe dieser Teillast ist noch wenig bekannt, und der 
Konstrukteur kann sie nur nach seinem Gutdünken anneh­
men . Ist die Dicke der Erdüberdeckung gleich der Breite 
des Schutzbaues, dann könnte ein Abminderungsfaktor 2 
angebracht erscheinen. In diesem Falle wird vorgeschlagen 
- da der Durchschnitt der Drücke auf alle Seiten und auf 
die Decke der Erdanschüttung etwa dem Oberdruck p ent­
spricht -, daß der Abminderungsfaktar für den Oberdruck 
p berechnet wird. Die sich ergebende Belastung ist für das 
innenliegende Bauwerk als gleichmäßiger hydrostatischer 
Druck auf alle Seiten anzunehmen. Nur wenn die Erdüber­
deckung dünn ist, z. B. wenn sie weniger als die Hälfte der 
Spannweite beträgt, muß man die Einwirkung des dyna­
mischen Druckes auf die Schrägseiten berücksichtigen, und 
zwar nur dann, wenn die seitlichen Abschrägung en sich 
über die Kanten des Bauwerks hinaus erstrecken. 

Der Autor möchte betonen, daß die in den vorstehenden 
Abschnitten enthaltenen Ausführungen seine besten ihm 
zur Zeit der Abfassung dieses Berichtes möglichen Schät­
zungen darstellen, daß diese jedoch bisher weder durch 
Versuche noch durch Theorien bestätigt sind . 

Konstruktionsberechnung 

Die Konstruktionsberechnung besteht aus der Wahl eines 
Konstruktions-System (Form und Materialien) und der Be­
messung der Einzelteile, damit sie den zu erwartenden Be­
lastungen ausreichend standhalten können. "Ausreichend" 
heißt bei der herkömmlichen Konstruktionsberechnung für 
stati sche Beanspruchungen, daß ein Lastfaktor oder ein 
Sicherheitsfaktor zwischen der zu erwartenden Belastung 
und der einen Schaden verursachenden Belastung (elasti­
sche Konstruktion) oder der ein Versagen bewirkenden Be­
lastung (Grenz-Berechnung) eingeführt wird. In jedem Falle 
bleibt der Schutzbau normalerweise unter der Nutzlast 
elastisch und unbeschädigt, außer evtl. an unwichtigen ört­
lichen Stellen, z. B. an den Nieten usw. 

Bei der Berechnung für Luftstoßlasten gehen die Konstruk­
teure etwas anders vor, indem sie normalerweise mit einer 
gewissen zulässigen Beschädigung rechnen. Hierfür gibt es 
zwei Gründe: 

Die Luftstoßbelastung wird als eine einmalige Bela­
stung angesehen; 

2. Häufig besteht die Hauptfunktion des Bauwerks in der 
Energie-Absorption und weniger in einer bestimmten 
Widerstandsfäh igkeit. 

Bei den meisten Bauwerken stellt die Energie, die elastisch 
absorbiert werden kann (ohne ständige Verformung oder 

Beschädigung), nur einen sehr kleinen Teil (etwa 1 %) der 
Energie dar, die plastisch absorbiert werden kann, bevor 
das Bauwerk versagt. 

Zu 1) ist folgendes zu sagen: Es ist bei den meisten luft­
stoßsicheren Bauwerken, die für einen bestimmten Scha­
densgrad durch einen bestimmten Oberdruck konstruiert 
sind, festgestellt worden, daß ein geringes Nachlassen des 
Oberdruckes - etwa 5 % - eine viel stärkere Verringerung 
des Schadens (in bleibender Durchbiegung ausgedrückt) 
bewirkt. Infolgedessen ist eine mehrmalige Wiederholung 
- etwa 5 bis 10 mal - der geringeren Belastung erforder­
lich, um den Schaden zu verdoppeln, der durch einmaliges 
Einwirken der gesamten Belastung verursacht würde. So 
könnte normalerwei se ein Versagen nur das einmalige Ein­
wirken der vollen Belastung erfordern, oder das zwei­
malige Einwirken einer 98 %igen Belastung, oder das 10-
malige Einwirken einer 95 %igen Belastung usw. usw. Selbst 
bei einem oder mehreren Angriffen mit vielen Waffen ist 
die Wahrscheinlichkeit, daß die beiden stärksten Belastun­
gen z. B. 98 bis 100 % der Ersatzlast betragen, außerge­
wöhnlich gering . 

Der Berechner luftstoßsicherer Schutzbauten wendet die 
Methode der Grenzberechnung, d. h. der plastischen Be­
rechnung an, aber er berücksichtigt dabei den Einfluß der 
Zeit und die Massenträgheit des Schutzbaues und läßt 
Durchbiegungen über die Elastizitätsgrenze hinaus zu . 

Wenn ein Schutzbau zum langsamen Durchbiegen gebracht 
wird, dann besteht immer ein Gleichgewicht zwischen der 
einwirkenden Belastung und den inneren Kräften im Schutz­
bau. Bei einer Belastung, die größer ist als diese, verur­
sacht die Oberbelastung eine Beschleunigung, d. h. sie be­
findet sich im Gleichgewicht mit den Trägheits- und Alem­
bert'schen Kräften. Auf andere Weise ausgedrückt: der Un­
terschied zwischen der tatsächlichen dynamischen Belastung 
zu irgend einem Zeitpunkt und der statischen Belastung, 
die dem Zustand der Verformung zu diesem Zeitpunkt ent­
sp richt, ist gleich dem Trägheitswiderstand des Systems. 
Diese Feststellung ist in gewissem Ausmaße abzuändern, 

da 

a) der innere Widerstand eines Schutzbaues gegen Ver­
formung zunimmt, wenn die Verformung rasch anstatt 
langsam erfolgt, 

b) die Verformungen in dynamischer und statischer Hin -
sicht unterschiedlich sein können . 

Die zweite Wirkung wird normalerweise nicht berücksich ­
tigt; die erstere Wirkung wird manchmal berücksichtigt, in­
dem angenommen wird, daß der dynamische Widerstand 
gleich dem um 10 bis 20 % erhöhten statischen Widerstand 
ist. Infolgedessen gilt bei einem System mit einem Freiheits­
grad - d. h. im Normalfall - die folgende Bewegungsglei­
chung : 

M d 2 x/d t' = A [p (t) - r (x)] (2) 

Hierbei ist x die Durchbiegung (eines bestimmten Punktes 
des Schutzbaues oder Bauteils), 

M Ersatz-Masse des Schutzbaues oder Bauteils, 

A equivalente Fläche, auf die die Luftstoßbelastung 
einwirkt, 

p (t) durchschnittliche Druckbelastung, eine Funktion 
der Zeit. Sie kann beruhen auf einem Zusammen­
wirken von Oberdruck, reflektiertem Druck und 
dynamischem Druck - je nach den Verhältnissen -
(siehe Abschnitt "Dynamische Belastung"); 



r (x) der innere Widerstand gegen Verformung, eine 
Funktion der Durchbiegung x, ausgedrückt als 

Druck, der genau wie p verteilt ist. 

Der Widers tand r (x) wird durch Berechnungen ader Ver­
suche als verteilter Druck ermittelt, der erforderlich ist, um 
die Durchbiegung x zu verursachen, evtl. um 10 bis 20 ",; er­
höht, um die Wirkung der raschen Verformung zu berück­

si chtigen . 

Normalerweise umfaßt r (x) eine elastische und eine pla­
stische Phase mit einer Art Obergongszustand dazwischen. 
Dos Ergebnis ist eine mehr oder weniger gleichmäßige 
Funktion von x (Bild 2). Es ist angebracht und auch ausrei­
chend genau, wenn diese Funktion durch zwei Gerade er­
setzt wird, von denen die eine horizontal ver läuft (Bild 2). 

r gleic.hwertig 

i~--
7 ~ beobachtet 

Bild 2: Verhäl tn is Widerstand Durchbiegung. 

Die elastische Gerade findet mon durch eine gewöhnliche 
elastische Berechnung des Schutzbaues, der durch Druck r 
belastet wird welcher die gleiche Verteilung aufwetst wi e 
die Luft stoßI~st. Die horizontale Gerade (für die plastische 
Phase) wird örtlich bestimmt durch eine gewöhnliche pla­
stische Berechnung, welche die Belastung bis zum Versagen 

bestimmt. 
Die Begriffe "Ersatz-Masse" Mund "equivalente Fläche ". A 
müssen noch erörtert werden . Für gewöhnlich verformt sich 
ein Schutzbau oder Bauteil nicht als starrer Körper, san­
dern es haben verschiedene Teile des Schutzbaues oder 
Bauteils verschiedene Beschleun ig ungen, Geschwindigkei­
ten und Verschiebungen. Die " Ersatz-Masse" M definiert 
man am einfachsten mit Hilfe der kinetischen Energie des 
Systems. Nimmt man an, daß der Punkt, an dem di.e Durc~ ­
biegung x gemessen wird, sich mit eine: ~esc~wlndlgkelt 
V bewegt, dann findet man die Geschwindigkeit aller an­
deren Punkte des Systems, in V ausgedrückt, als bekannte 
Mehrfache von V je nach der Geometrie des Sys tems. Dann 
wird die gesamte kinetische Energie des Systems aus der 
bekannten Geometrie und Massenverteilung als Mehrfa­
ches von Vt berechn~t. Sie wird der kinetischen Energie des 
Ersatzsystems, d. h. MV 2/t , angeglichen, und man er.mittelt 
auf diese Weise M, die Ersatz-Masse. Betrachten wir zum 
Beispiel einen einfach gestützten, gleichförmigen Balken 
mit der Länge L und der Masse/ Länge m. Bei Verformungen 
über die Elastizitätsgrenze hinaus verformt sich der Balken 
auf eine Weise, daß zwei Gerade mit der Länge U2 ent­
stehen, mit einem Gelenkpunkt in der Mitte (Bild 3) . Nimmt 
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L ) 

Bild 3 : Durchbiegung eines Bal kens mit plastischem Gelenkpunk t. 

man die G eschwindigkeit des Mittelpunktes mit V an, dann 
kann die kinetische Energie wie folgt errech net werden: 

KE = 2 (J w 2 2) = 2 [(112) (1 / 3) m (L / 2P (2V 1 L)2] = 
(112) (ml/3) V'. 

Also ist in diesem Falle die Ersatzmasse des Balkens = mU3 
oder ein Drittel ihrer tatsächlichen Masse. 
In etwa ähnlicher Weise kann man die equivalente Fläche 
errechnen. Hier wird die Arbeit des Druckes p (oder des 
statischen Widersta nds r), während dos System sich um die 
kleine Größe x durchbiegt, der Leistung von p (oder r) an­
geglichen, die auf eine starre, nichtrotierende Fläche A 
einwirkt, die ebenfalls die Strecke x zurücklegt. Nehmen 
wir den Balken aus Bild 3 als Beispiel und nehmen wir an 
daß er durch eine Streckenlast p belastet wird, die auf di~ 
Länge L und auf die konstante Breite b einwirk t, dann ist 
die Arbeit von p 

Arbe it = p b L x/2. 

Also ist in diesem Falle die equivalente Fläche A = b U 2. 
Die Lösung der Gleichung 2 ist etwas umständlich wegen 
der Ungleichmäßigkeiten der Funktianen p (t) und r (x) . 
Eine schrittweise Integration ist durchaus möglich und ist 
auch oft durchgeführt worden; sie ist jedoch sehr zeitrau­
bend. Außerdem kann eine solche Lösung nur für eine 
Oberprüfung angewandt werden, d . h. für die Ermittlung 
des Verhalten s eines bekannten Bauwerks oder Bauteils 
auf eine gegebene Belostung . Das umgekehrte Verfahren 
ist normalerweise erforderlich: Ermittlung des Widerstan ­
des, den ein bestimmter Schutzbau aufweisen muß, um einer 
bestimmten Belastung mit einem bestimmten Schadensgrad 
sta ndzuhalten . Die Anwendung der Gleichung 2 für diesen 
Zweck erfordert wiederholte Berechnungen mit angenom­
menen Widerstandswerten , bis das richtige Ergebnis ge­
funden ist. 

Aus diesen Gründen und weil der bei der ganzen Berech­
nung zu erzielende Genouigkeitsgrad nicht sehr groß ist, 
können verschiedene Annäherung en angewendet werden, 
um eine direkte Berechnung zu ermöglichen. Eine dieser 
Annäherungen ist bereits oben angeführt, nämlich die An ­
nahme, daß nach Beendigung der Druckbelastung in der 
Beugungsphase die verbleibende Belastung - die abhängig 
ist von dem Oberdruck oder von dem Zusammenwirken 
von Oberdruck und dynamischem Druck - als konstant an­
gesehen werden kann. Diese Annahme unterstellt, daß die 
Reaktionszeit des Bauwerks, d. h. die Zeit, die erforderlich 
ist, bis das Bauwerk auf die einwirkende Belastung reagiert 
und sein Gleichgewicht erreicht, kurz ist im Vergleich zur 
Dauer der positiven Phase des Oberdruckes, so daß die 
Veränderungen der Belastung während der Reaktionszeit 
nur gering sind . Dies gilt für die meisten Schutzbauten die 
Waffen im Megatonnenbereich ausgesetzt werden . ' 
Eine weitere zweckmäßige Annahme liegt darin, daß, wenn 
eine Belastung in der Beugungsphase erfolgt (auf Grund 
reflektierten Druckes auf eine ungeschützte Wand), deren 
Dauer nur kurz ist im Vergleich zur Reaktionszeit des Schutz­
baues. Diese Annahme ist weniger gerechtfertigt als die 
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erstere. Jedoch ist dies eine auf der Sicherungsseite lie­
gende Annahme, und die sich ergebende Konstruktion ist 
etwas stärker als nötig . 
Aus diesem Grunde können bei der Berechnung der Be­
lastung p (t) und der Widerstand r (x) für gewöhnlich so 
dargestellt werden wie in Bild 4. Hier ist p" der konstante 
Wert der Druckbelastung, und I ist der Impuls je Flächen­
einheit, der während der Beugungsphase (sofern eine sol­
che vorhanden ist) auf das Bauwerk ei nwirkt. (Es ist die 
Fläche des Beugungsdreiecks über p" in Bild 4.) Der kon­
stante plastische Widerstand je Flächeneinheit ist r", und e 
ist eine Art Elastizitätsgrenze, eigentlich die Durchbieg ung, 
die durch den Schnittpunkt der elastischen Widerstands­
Geraden mit dem konstanten plastischen Widerstand be­
stimmt wird. Die Einheiten p und r sind die gleichen und 
müssen mit den Einheiten der übrigen Begriffe der Glei­
chung 2 übereinstimmen, d. h., pNM muß die Beschleuni­
gungseinheiten aufweisen . 

b 

r 

t 

)( 

e 
Bild 4 : Idea li sierte Funktionen der Be la st un g und des Widerstandes. 

Die Reaktion entsprechend Bild 4 ist leicht zu ermitteln. 
Nach dem Anfangs-Impuls I ist die Belastung zeitlich kon­
stant und deshalb auch in x konstant (s . Bild 5). Die maxi­
male Durchbiegung des Bauteils XIII kann ermittelt werden, 
wenn man die Energie berücksichtigt, die der Impuls I dem 
System vermittelt, die Arbeit der konstanten Belastung und 
die bei der Verformung des Bauwerks absorbierte Energie; 
hierbei ist die Summe der beiden ersteren gleich der drit­
ten. Der Anfangsimpuls gibt dem System eine Anfangs­
geschwindigkeit v = IA/M. Die entsprechende kinetische 
Energie ist 12 N/2 M . Die Arbeit des konstanten Druckes p" 
ist PnA XIII, wenn der Schutzbau sich um eine Größe XIII 

durchbiegt. Dann ist die an das System abgegebene Ener­
gie: 

Ei = I' N I 2M + Po A xm 

Die bei der Verformung des Systems absorbierte Energie 
entspricht der Fläche unter dem Widerstands-Verhältnis, 

Eo = A[ro xm -ro el2] 

Die beiden Formeln werden angeglichen, und die sich erge­
bende Gleichung kann für XIII gelöst werden (damit wird 
die maximale Durchbiegung eines gegebenen Bauteils auf 
Grund einer gegebenen Belastung vorausbestimmt), oder 
für ro (damit wird der Widerstand ermittelt, der erforder-

lieh ist, um eine bestimmte maximale Durchbiegung eines 
gegebenen Bauteils unter einer bekannten Belastung zu 
verursachen) : 

xm = I' AlM + ro e 

2 (ra - Po) 

ro = PA IM + 2po x m 

2 xm - e 

für die Nachberechnung (3) 

für den Entwurf (4) 

Wenn XIII als Funktion von r" angesehen wird und umge­
kehrt, dann ist ersicht lich, daß bei Verformungen, die weit 
über die Elastizitätsgrenze hinausgehen, eine geringe Ver­
änderung von r" eine starke Veränderung von XIII zur Folge 
hat. Mit anderen Worten: 
XIII reagiert schnell auf Veränderungen von r", und r" rea­
giert kaum auf Veränderungen von XIII. Das ist dienlich für 
den Konstrukteur, der errechnet, welcher Widerstand in 
einer gegebenen Lage erforderlich ist, es ist aber umständ­
lich, wenn die Durchbiegung eines Schutzbaues vorausbe­
rechnet werden soll, das einem Kernwaffenversuch ausge­
setzt wird . 

+-----~----------~---------x 
e 

Bi Id 5: Da rste llung der BeiostunQ und des Widerstandes. 

Starre Scheiben 

Starre Scheiben - sie mögen als Innen- oder Außenwände 
verwendet sein - bieten horizontalen Lasten, die parallel 
zu ihrer Fläche verlaufen , starken Widerstand. Sie können 
in Verbindung mit ebenen oder auch gewölbten Decken 
verwendet werden. 
Eine starre Scheibe muß, um einen maximalen Nutzen zu 
erzielen, durchgehend oder zumindest mit der Sohle oder 
dem Fundament und der Decke verankert sein. Wenn sie 
von einem Rahmen durchgehender starker waagerechter 
und senkrechter Stahl- oder Betonteile gehalten wird, dann 
wird ihre Widerstandsfähigkeit nicht nur gesteigert, son­
dern auch bei ziemlich starken Durchbiegungen aufrecht­
erha lten, auch nachdem die Wand selbst stark gerissen ist. 
(Bezüglich der Vorausbestimmung der Widerstandsfähig­
keit und Steifigkeit siehe unten, Schrifttumsnachweis 2). 

Fundamente 

Das Fundament eines Schutzbaues muß imstande sein, auf 
begrenzte Zeit eine senkrechte Belastung auszuhalten, die 
gleich dem Gewicht des Schutzbaues und seiner Uberdek­
kung zuzüglich des auf die Decke einwirkenden Druckes ist. 
Die Erfahrungen haben gezeigt, daß bei einer kurzzeitigen 



Belastung die Widerstandsfähigkeit eines Fundaments senr 
viel größer sein kann als bei ständigen Lasten - etwa um 
einen Faktar 5. Dies beruht wahrscheinlich auf mehreren 
Faktaren, nämlich 
1. auf der Trägheit der Gründung und des Materials, das 

durch eine Bewegung der Gründung versetzt wird, 
2. auf dem Oberdruck, der auf den Baden außerhalb des 

Schutzbaues einwirkt und eine Auflast darstellt, die ge­
eignet ist, den Erdboden gegen äußere Verschiebungen 

widerstandsfähig zu machen. 
Betrachten wir zum Beispiel einen Schutzbau, der auf einer 
steifen Platte ruht, deren Fläche gleich der Schutzbaudek­
kenfläche ist. Ein Stoß, der über den Schutzbau hinweg­
geht, übt einen Druck auf die Decke aus, der unverändert 
an das Fundament weitergeleitet wird, während die Erde 
an allen Seiten des Schutzbaues dem gleichen Druck aus­
gesetzt ist. Da auf diese Weise eine einheitliche Belastung 
der gesamten Fläche entsteht - so als ob der Schutzbau 
gar nicht vorhanden wäre - ist das Fundament keiner un­

terschiedlichen Bewegung ausgesetzt. 
Eigentlich ist eine solche Art des Fundaments nicht zu emp­
fehlen , da die Möglichkeit besteht, daß in der Sohle große 
senkrechte Beschleunigungen entstehen . Gründungen, die 
von dem Sohlensystem getrennt sind, eignen sich hier bes­
ser. 

Zulässige Durchbiegungen 

Die zulässige Durchbiegung X II' wird vom Konstrukteur un ­
ter Berücksichtigung z. B. der Durchbiegungsfähigkeit des 
Bauwerks oder Bauteils festgesetzt (bei der das Bauwerk 
unstabil wird oder anfängt, weniger widerstandsfähig zu 
werden), ferner unter Berücksichtigung der Auswirkung 
starker Durchbiegungen auf die Benutzung oder die Funk­
tion des Schutzbaues (z. B. Störungen in der Funktion der 
Abschlüsse oder Undichtigkeiten durch Risse) . Glücklicher­
weise ist - wie bereits oben erwähnt - der Umfang der er­
forderlichen Widerstandsfähigkeit verhältnismäßig unab­

hängig von der Wahl von X III' 

Konstruktion der Zubehörteile eines Schutzbaues 

Abschlüsse, Belüftungsrohre, Antennen und sonstige den 
Waffenwirkungen ausgesetzte Teile, die dem Luftstoß 
standhalten müssen, sind für den gleichen Widerstands­
grad zu berechnen wie der Schutzbau selbst. Eine Druck­
tür, die in einer senkrechten Wand liegt, würde normaler­
weise so konstruiert werden , daß sie dem gesamten reflek­
tierten Druck widersteht, der plötzlich auf die Drucktür ein­
wirkt und der dem angenammenen Ersatz-Oberdruck ent­
spricht. Wenn die Drucktür überhaupt keine plastischen 
Verfarmungen erleiden soll, dann darf ihre maximale 
Durchbiegung die elastische Grenz-Durchbiegung nicht 
übersteigen . Gleichung 4 kann hier verwendet werden, wo­
bei anzunehmen ist, daß I = 0 ist, PO) = pr und x'" = e. 
r" wird mit 2 pr angenommen. (Dies bestätigt lediglich die 
bereits bekannte Tatsache, daß eine plötzlich einwirkende 
Belastung auf ein elastisches System gleich dem Doppelten 
der gleichen, aber allmählich einwirkenden Belastung ist.) 
Eine senkrechte Schutzwand unmittelbar vor einer solchen 
Drucktür würde die sich nähernde Stoßfront unterbrechen 
und damit die Reflexion des gesamten Oberdrucks verhin­
dern. Die Belastung auf die Drucktür läge dann etwa zwi­
schen dem Oberdruck p und dem entsprechenden reflek­
tierten Druck pr, je nach den Abmessungen der Wand, in 
welcher sich die Drucktür befindet, sowie je nach den Ab-
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messungen der Schutzwand. Die Schutzwand muß natür­
lich so konstruiert sein, daß sie nicht versagt. 

Dagegen braucht eine Drucktür, die in einer waagerechten 
Fläche liegt, nur dem Oberdruck p Widerstand zu leisten 
sofern sie .nicht .unmittelbar vor einer senkrechten ader ge~ 
neigten Flache liegt, die eine Reflexion der Stoß- und Druck­
steigerung in ihrer Umgebung verursacht. 

Schlanke, ungeschützte Zubehörteile, z. B. Rohre oder An ­
tennen , werden wegen ihrer außerordentlich kurzen Ab ­
klingzeit durch die Beugung nicht beeinflußt, jedoch sind 
sie sehr empfindlich gegen dynamischen Druck. Die Be­
lastung je Einheit projizierter Fläche - wie aus der Richtung 
der Luftstoßbewegung ersichtlich ist = CI ) q, wobei CD der 
Widerstandsbeiwert für die betreffende Form ist. Bei einem 
langen kreisförmigen Zylinder kann der Widerstandsbei ­
wert mit 0,3 angenommen werden . 

Sonstige Gefahren 

Es braucht nicht betont zu werden , daß ein Schutzbau kon ­
sequent konstruiert werden muß, d . h. unter Berücksichti­
gung aller Gefahren, die möglicherweise auftreten kön­
nen. Bei Kernwaffen sind diese Gefahren die Anfangs­
strahlung, der radioaktive Niederschlag, Wärme, Versiau­
bung und Kahlenoxyd aus brennenden Gebäuden in der 
Nachbarschaft, Sauerstoffmangel und Kohlendioxyd-Zu ­
nahme innerhalb des Schutzbaues, ferner Erdstoß. 
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LUFTKRIEG UND LANDESVERTEIDIGUNG 
NATO 

Erörterungen über die Verteidigungsstrategie 

T rotz der Sommerpause sind in den zuständigen politischen 
Gremien und besonders auch in der Offentlichkeit, in Presse 
und Rundfunk die Erörterungen über die Verteidigungs­
strategie der NATO weitergegangen, wobei manchmal der 
Eindruck entstand, als ob zwischen den Auffassungen der 
USA und der europäischen Bündnispartner wesentliche 
Unterschiede bestehen. Es geht dabei um folgende Fragen, 
die auch auf der Athener NATO-Ratskonferenz behandelt 
wurden: 
Soll die Verteidigung des Westens in erster Lini e auf der 
abschreckenden Wirkung von Atomwaffen basieren oder 
soll einem Angreifer, solange er selbst keine Atomwaffen 
einsetzt, nur mit konventionellen Waffen entgegengetreten 
werden . Hiermit in Zusammenhang stehen die Fragen der 
Ausstattung der NATO als Atommacht, d. h. die Verfü ­
gungsgewalt der NATO über Atomwaffen, sowie schließlich 
der von den USA erhobenen Forderungen auf Vermehrung 
der konventionellen Streitkräfte der europäischen Bündnis ­
partner, im besonderen der Bundesrepublik. 
Voraus zu schicken ist, daß das Atomwaffenpotential von 
Ost und West annähernd das Gleichgewicht erreicht hat 
und die vorhandenen Atomwaffen jetzt schon ausreichen, 
gegenseitig Selbstmord zu begehen . - Es wurde kürzlich 
ausgerechnet, daß die Sprengkraft der in der Welt vorhan­
denen Atomwaffen etwa dem entspricht, wenn jeder Be­
wohner des Erdballs die Verfügung über 50 kg TNT hätte. 
Auf Veranlassung des auswärtigen Ausschusses des US­
Senats wurde von 13 wissenschaftlichen Institutionen und 
politischen Gremien eine Denkschrift zur Außen- und Ver­
teidigungspolitik ausgearbeitet, die starke Beachtung ge­
funden hat. Danach muß es Aufgabe der NATO bleiben, 
eine vollständige militärische Verteidigung Westeuropas 
bereitzustellen . Die gegenwärtigen Verteidigungsvorkeh­
rungen sind weder ausreichend noch genügend flexibel. Die 
gegenwärtigen Waffensysteme entsprechen nicht mehr den 
Eventualfällen eines Krieges. Während einerseits die Atom­
waffen für eine ausbalancierte NATO-Verteidigung noch 
nicht in die Gesamtstrategie richtig eingebaut seien, weise 
die NATO auf der andern Seite bei den konventionellen 
Streitkräften gefährliche Schwächen auf. Die USA sollten 
der NATO helfen eine eigene Vergeltungsmacht zu entwik­
kein, die ausreicht, die Sowjets von einer nuklearen als auch 
konventionellen Aggression abzuschrecken . 
US-Verteidigungsminister McNamara betonte, daß die 
amerikanische Verteidigungspolitik von vier Faktoren be­
stimmt sei: 

1. Die NATO besitzt eine ausreichende nukleare Stärke, 
um jeder Herausforderung zu begegnen. 

2. Diese Atomstreitmacht verringert die Wahrscheinlichkeit 
eines Atomkrieges und ermöglicht eine wirkungsvolle 
Verteidigungsstrateg ie. 

3. Ein Atomkrieg könnte innerhalb der Zivilbevölkerung 
der Allianz sehr großen Schaden anrichten. 

4. Verstärkte konventionelle Streitkräfte, die sich in Reich­
weite der Allianz befinden, könnten alle Angriffe mit 
Ausnahme eines allgemeinen Uberfalls auf Westeuropa 
abschreckend verhindern. 

Aus den vorstehend skizzierten Uberlegungen erscheinen 
sich für die NATO nachstehende Folgerungen zu ergeben: 

1. Die NATO erhält eine eigene A tomstreitmacht, wobei 
die Eingliederung der englischen und französischen 
Atomstreitkräfte in die NATO noch ungeklärt ist. - Die 
Entscheidung über den Einsatz von Atomwaffen soll auf 
multilateraler Ebene erfolgen, d. h. die europäischen 
Bündnispartner erhalten ein Mitspracherecht, wobei 
allerdings die USA auf dem Vetorecht ihres Präsidenten 
bestehen würden. 

2. Die konventionellen Streitkräfte der NATO werden er-
höht. 

In dem NATO-Dokument Me. 70 ist bekanntlich eine Zahl 
von 30 Divisionen festgelegt, die aber zur Zeit noch nicht 
voll verfügbar sind . Nach Auffassung der NATO-Kom­
mandostelien sind angesichts der Uberlegenheit des Ost­
blocks an konventionellen Streitkräften für die Verteidi­
gung Westeuropas etwa 37 Divisionen erforderlich; hierbei 
denken die USA in erster Linie an eine Erhöhung der deut­
schen und französischen Streitkräfte. Nach Lösung der 
Algerienfrage ist Frankreich zur Zeit dabei, durch Neuglie­
derung seiner Armee die vertraglich festgelegte Zahl von 
4 Divisionen für die NATO bereitzustell en. -

AGARD beging seinen 10. Jahrestag 

Der Beratende Ausschuß für aeronautische Forschungen und 
Studien (AGARD) konnte kürzlich seinen 10. Gründungstag 
begehen. AGARD hat die Aufgabe, einen ständigen Kon ­
takt zwischen allen Wissenschaftlern und Technikern , die 
auf dem Gebiet der Aeronautik tätig sind, in den Atlantik­
Pakt-Staaten herzustellen. In einer Reihe von Arbeitsgrup­
pen werden die letzten Ergebnisse der Forschung und ihrer 
Anwendung erfaßt, den nationalen Forschungsstätten über­
mittelt, die Möglichkeiten internationaler Zusammenarbeit 
untersucht und ein Austausch von Forschungs- und Erfah­
rungsergebnissen vorgenommen. Bis heute wurden 300 Be­
richte herausgegeben, 50 Veröffentlichungen sind in der 
Reihe "Agardograph" bisher erschienen. Das General­
sekretariat befindet sich in Paris. 

Ersatz von Thor-Raketen in England durch Polaris-U-Boote 

Die 60 zur Zeit in England befindlichen und von britischen 
Mannschaften bedienten amerikanischen Thor-Raketen sol­
len bis Oktober 1963 außer Dienst gestellt werden . Von 
britischer Seite seien hierfür finanzielle Gründe maßgebend. 
Der Ausfall an Feuerkraft wird dadurch mehr als ausge­
glichen, da sich die Zahl der amerikanischen Polaris­
U-Boote von 9 auf 17 erhöhen wird. jedes U-Boot trägt 
16 Polaris-Raketen. Außerdem werde die Zahl der ameri­
kanischen Interkontinentalraketen von gegenwärtig 81 bis 
dahin auf über 480 vermehrt werden. 

UNO 

Genfer Abrüstungskonferenz 

Nach einer Sommerpause ist die festgefahrene Genfer Ab­
rüstungskonferenz wieder zusammengetreten. Auf Grund 
neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse über die mögliche 
Feststellung von unterirdischen Kernwaffenversuchen haben 
die USA neue Vorschläge für eine internationale Kontrolle 
vorgelegt, die eine Verminderung der Beobachtungsstatio­
nen von 160 auf etwa 80 vorsieht. Eine Vereinbarung über 
die Einstellung von Kernwaffenversuchen und damit über-



haupt über eine Abrü stungsverei nbarung ist bisher daran 
gescheitert, daß die Russen jede internatianale Kontrolle 
ablehnten. 

Internationale Weltwetterdienst-Satelliten 

Der G eneralsekretär des W eltwe tterdien stes (WMO) be­
richtete kürzlich vor dem UNO-Ausschuß für die friedliche 
Nutzung des Weltraums, daß der Weltwetterdienst im Jahre 
1963 in Genf zu einer Konferenz zusammentreten werde, 
um die Möglichkeiten internationaler Forschungsprojekte 
in der Meteorologie zu erörtern . Es sei daran erinnert, daß 
jetzt schon der amerikanische Tiros-Wettersateilit durch 
seine Wolkenaufnahmen es möglich gemocht habe, den 
Weg eines Hurrikans mit bisher nie erreichter Schnelligkeit 
zu erk unden und rechtzeitig zu warnen. Der WeItwetter­
dienst will der UNO-Vollversamm lung Vorschläge für eine 
internationale Wetterbeobachtung durch Wetter-Satelliten 
unterbreiten. 

B UND E S R E PUB LI K 0 E U T S C H LA N 0 
Kosten neuzeitlicher Waffen 

Der französische Armeeminister Messmer hot unlängst in 
der Zeitschrift La Revue des Deux Mondes" einige auf­
schlußreiche An~aben über die Kosten neuzeitlicher Waffen 
gemocht. Im folgenden einige Beispiele: 

Schützenpanzerwogen DM 367000 
mittlerer Panzer DM 1 500000 
mittlerer Hubschrauber DM 4100000 
Jäger "Mirage III C DM 5705000 
mittleres Transportflugzeug Typ Transoll DM 16300000 
Batterie Pe rs hing-Raketen DM 245000000 
1 Polarisrakete ohne Atamsprengkopf DM 4500000 
Atom-U-Boot ohne Raketen DM 318000000 

Diese Zahlen geben eine kleine ,vorstellung, w~s die Auf­
ste llung weiterer deutscher DIvISionen kosten wurde, ganz 
davon abgesehen, von dem Bedarf an hochwertigen ~pe­
zialisten für die Bedienung und Wartung dieser technisch 
komplizierten Waffen und Geräte. - Der BundesverteIdI­
gungsminister erklärte kürzlich, daß eine Erhöhung der 
Stärke der Bundeswehr von den geplanten 500000 Mann 
auf 750000 Mann bzw. die Aufstellung 4 weiterer Divisio­
nen einsch ließlich der erforderlichen Truppen der höheren 
Führung laufend Kosten pro Jahr von rd. 15 Milliarden DM 
erfordere und einen jährlichen Verteidigungshaushalt von 
38-40 Mill iarden. 

Aufbau der Bundeswehr vor dem Abschluß 

Von den kaum realisierbaren Erwägungen, die auf eine 
rd . 50% ige Verstärkung der Bundeswehr hinauslaufen, be­
richteten wir schon on anderer Stelle. Der Aufbau der Bun­
deswehr nach den bisherigen Planungen nähert sich inzwi ­
schen dem Abschluß im besonderen soweit er dos Heer 
betrifft. Auch die Ko:pstruppen - insbesonders konventio­
nelle Artillerieeinheiten, sowie Pioniere und Fernmeldetrup­
pen - sind weitgehend aufgestellt. Die nächste Aufb?~­
phase wird sich der Verstärkung der nuklearen Kapazllat 
des Heeres im besonderen von " Sergeant " -Raketenbatail­
lonen (Bod'en-Boden-Flugkörper mit einer Reichweite von 
160 km) zuwenden. Nach der Me 70 soll die BRD der NATO 
bis zu 500000 Mann - zur Zeit 350000 Mann - zur Verfü­
gung stellen. Es wird geprüft, ob es zweckmäßig und durch­
führbar ist, zur Erfüllung des ursprünglichen ~Iansolls soge­
nannte Grenzschutzbrigaden aufzustellen, die zu 75% aus 
Reservisten bestehen könnten. Die Aufgabe dieser beweg­
lichen Grenzschutzbrigaden wäre der Schutz der Grenz­
gebiete und die Bekämpfung von " Buschfeuerkriegen" , 
ohne zunächst NATO-Verbände einsetzen zu müssen . Aus 
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diesem Grunde ist noch umstritten, ob die Grenzschutz­
brigaden der Territorialen Verteidigung - also nationalen 
Kommando - oder wie die Divisionen der NATO zu unter­
sle llen si nd. Im ersteren Fall würden diese Verbände eine 
Entlastung der ü.berörtlichen und beweglichen Bundesgrenz­
schutz- und PolizeieInheiten, die für die innere Sicherheit 
der Bundesrepublik auch durch Störungen von außen ver-
antwortlich sind, bedeuten. ' 

Nachrichten aus der Zivilverteidigung 

Der Entwurf ei nes Not s ta n d s - G e set z e s wurde den 
drei west lichen Alliierten zur Stellungnahme zugeleitet, die 
bekanntlich nach dem Deutschlandvertrag einen Notstands­
vorbehalt haben. Es wird damit gerechnet, daß Bundesrat 
und Bundestag ihre Beratungen über das Gesetz im Herbst 
aufnehmen können. 

Bund~sinnenminister Höcherl hot auf der Jahrestagung der 
Bayemchen Haus- und Grundbesitzer gefordert, die K 0 _ 

s te n für Lu f t s c hut z r ä u m e sollten gemeinsam 
von Bund,. Ländern, Hausbesitzern und Mietern getragen 
werden. Die Luftschutzmaßnahmen würden sich auch in Zu­
kunft in be s c h eid e n e m Rahmen halten. Von den 
Hausbesitzern wird eine übernahme der anteiligen Kosten 
abgelehnt. 

Der Deutsc~ e Industrie- und Handelstag (DIHT) hat das 
Ergebnis seiner Beratungen über die "N 0 t s ta nd s vor­
so r g e . als. Auf g. 0 be der Wir t s c h a f t" vorge­
legt, die In Kurze In einer Broschüre veröffentlicht wird. Der 
DIHT ist der Meinung, daß bisher für die Zivilverteidigung 
zu wenig getan worden ISt. In der) letzten 6 Jahren se ien 
nur knapp 2 Milliarden für diesen Zweck aufgewendet wor­
den (gegenüber rd. 65 Milliarden Verteidigungslasten ins­
gesamt) .. Zu den Forderungen des DIHT gehört die baldige 
Verwirklichung der Notstandsgesetze, die den Schutzraum­
bau, den Selbstschutz, die Sicherstellung von Wirtschaft und 
Ernährung, die Verkehrssicherung, die Evakui erung und den 
Zivildienst regeln sollen . 

Nach Ansicht des Prä s i d i ums des D e u t s c h e n 
La n d k re ist 0 g e s sollen in Notzeiten die Ver an t­
wo r. tun ~ für die Z i v i I ver t eid i gun g die Land­
ratsamter ubernehmen. Auch die Polizeikräfte sollten dann 
den Landra j'sämtern un te rstellt werden. 

USA 
Erprobung von Abwehrraketen 

In dem Wettlauf zwischen Angriffs- und Abwehrraketen 
hoben die USA neue beachtliche Erfolge erzielt. Hierbei ist 
die Tatsache von Bedeutung, daß die USA über besonders 
ausgestattete Satelliten der MI DAS-Serie verfügen, die in 
der Loge sind, Interkontinentale Raketen 90 Sekunden noch 
Ihrem Abschuß, sowie in einer Höhe bis 60 km zu melden. 

V.on dem Ra~ete~versuchsgelände Vondenberg in Kalifor­
nlen wurde . eine In~erkontinentale Rakete des Typs "Atlas" 
gest.artet,. die von einer auf der Insel Kwajalein im mittleren 
Pazlflc elnge.setzten "Nike-Zeus" abgefangen wurde. Der 
Startplatz belder Geschosse log 6800 km auseinander. Be i 
dem Versuch wurden keine Atomsprengkörper verwendet. 
Weitere Versuche ähnlicher Art waren einige Tage später 
gleichfalls erfolgreich . 

Amerikanische Sachverständige si nd der Ansicht daß die 
USA .einen erheblichen Vorsprung vor den Russe'n bei der 
Entwicklung von Abweh.rraketen hoben. Die letzten sowje­
tischen Atomversuche durften hauptsächlich der Erprobung 
von. Abwehrraketen gedient haben. Nach den bisherigen 
ErmltHungen beSitzt die SowIetunion keine Rakete, die sich 
a.n Prazlslon mit der amerikanischen Nike-Zeus messen 
konnte. 
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Sicherungen gegen nicht beabsichtigten Einsatz von Atom­
waffen 

Die Welt lebt in Furcht, daß eines Tages durch ein Versehen 
ader eine Kurzschlußhandlung Atamsprengkörper ausge­
löst werden, die dann automatisch den allgemeinen Atom ­
krieg herbeiführen . 
Der US-Kangreß wurde um Bewilligung van 23,3 Millionen 
Dollar ersucht, um neu entwickelte elektronische Geräte 
anzuschaffen, mit denen die unbeabsichtigte oder unbe­
rechtigte Auslösung von Kernwoffen verhindert werden soll. 
Bei dem neuen System handelt es sich um eine Art elektro­
nischer Verriegelung für Atomwaffen. Diese können erst 
nach einem Funksignal vom amerikanischen Hauptquartier 
schußfertig gemacht werden. Damit wäre auch den Front­
kommandeuren die Möglichkeit zum selbständigen Einsatz 
von Atomwaffen genommen und die Entscheidung noch 
stärker als bisher auf den amerikanischen Präsidenten kon­
zentriert. Die Geräte sollen auch in Atomwaffen eingebaut 
werden, die im Ausland stotioniert sind. 

Zurückstellung des LS-Bunker-Bauprogramms 

Dos omerikanische Repräsentantenhaus hat die Bewilligung 
der angeforderten 2272 Millianen DM zum Bau öffentlicher 
Luftschutzräume abgelehnt mit der Begründung, daß zu­
nächst weitere Untersuchungen und Farschungen angestellt 
werden müßten, um Fehlinvestitionen zu vermeiden . 
Im neuen Haushaltsjahr werden dagegen ca. 15 Milliarden 
Dollar, d. h. ein Drittel des Militärhaushaltes, für die Ent­
wicklung von Kernwaffen bereitgestellt. 

Neuer Ablösungsplan für US-Kampfgruppen in Europa 

Die US-Armee wird Anfang Oktober diesen Jahres ein 
neues Ablösungssystem für die in Europa stationierten 
Kampfgruppen einführen, das einen raschen Wechsel er­
laubt und die Saldaten mit den verschiedenen Eigenarten 
der jeweiligen Einsatzgebiete vertraut macht. Eine Redu­
zierung der Kräfte in Europa tritt nicht ein, wie überhaupt 
Änderungen der amerikanischen Verteidigung~strategie 
auch nach dem Wechsel in den höchsten Kommandosteilen 
der US-Streitkräfte nicht zu erwarten sind, wie der neue 
Chef der Gesamtstreitkräfte, General Taylor, ausdrücklich 
betont hat. - Die Ablösung der Kampfgruppen der strate­
gischen Reserve erfolgt in einem zweimonatlichen Turnus 
auf dem Luftwege. 

FRANKREICH 
Reorganisation der Streitkräfte 

In Ergänzung unseres letzten Berichtes über die Reorgani­
sation der Streitkräfte wurden weitere Einzelheiten be­
kannt: 
Durch die Ver s t ä r k u n g der Lu f t w a f f e von 
40000 Mann Ende 1961 auf 150000 w ird es möglich sein, 
bis 1965 1000 Düsenflugzeuge und 200 Hubschrauber in 
Dienst zu stellen. Für 1970 sind 50 Atombomber bei schritt­
weiser Verringerung der Düsenflugzeuge zugunsten von 
Raketen vorgesehen . Der M ar in e sollen bis 1970 ein 
Hubschraubermutterschiff, 3 Atom-U-Boote, 4 Raketenkreu­
zer und 2 Flugzeugträger mit 100 Düsenflugzeugen mit 
Atombomben zur Verfügung stehen. 
Nach vorliegenden Schätzungen wird der Verteidigungs­
haushalt zwischen 1962 und 1970 jährlich etwa 23 Milliarden 
NF gegenüber bisher 17 Milliarden betragen. 

Deutsch-französischer Flugzeugbau 

Frankreich und die BRD werden den Großhubschrauber 
"Super-Frelon" gemeinsam bauen. Die erste Versuchsserie 
ist angelaufen. 

Zur Zeit wird auch erwogen, das Bombenflugzeug "Mirage 
IV" als Aufklärungsflugzeug für die deutsche Luftwaffe zu 
übernehmen, da der StarfIghter für diese Aufgabe weniger 
geeignet erscheint. - Eine deutsche Entscheidung wird 
schließlich für die Beteiligung an der Herstellung von Proto­
typen von Senkrechtstartern erwartet. 

Die französische Gesellschaft Engins Matra stellt zwei Ty­
pen von Raketen her. Das erste Modell ist im beschränkten 
Umfang in der französischen Luftwaffe eingeführt, während 
eine Weiterentwicklung" R 530" auch der NATO zur Ein­
führung angeboten wurde. - Die R 530 ist eine Luft-Luft­
Rakete, um feindliche Jäger und Bomber bis zu einer Ge­
schwindigkeit von 2 Mach in jeder Höhe zu zerst.ören. Die 
Raketen arbeiten mit festem Brennstoff und si nd fernge­
lenkt. 

Für die Entwicklung der Rau m fa h r t wurden 1962 82 Mi 1-
lionen NF bereitgestellt. Die Mittel sind zu 50% zur Betei­
ligung am europäischen "Blue Streak"-Pragramm und zu 
50"/" für eigene Entwicklungen von Raumfahrzeugen vorge­
sehen. 

KANADA 

Keine Lagerung von Atomsprengkörpern 

Obwohl der Flugwarndienst im nordamerikanischen Raum 
von den USA und Kanada gemeinsam ausgeführt wird, hat 
die Regierung die Einlagerung amerikanischer Atom­
Sprengköpfe abgelehnt, solange das amerikanische Gesetz 
eine gemeinsame Kontrolle unmöglich macht. 

Warnanlage im Wohnzimmer 

Die kanadische Zivilverteidigung prüft die Frage, ob es 
zweckmäßig ist, in jedem Heim eine Warnanlage einzu­
bauen, die über das Elektrizitätsnetz den Alarm durch einen 
Wecker auslöst. Auf dieses Ala rmsignal hin sollen die Be­
wohner den Rundfunk einschalten, um weitere Weisungen 
in Empfang zu nehmen. Die Anlage kostet je Haushalt etwa 
20-40 DM. - Es sei hier daran erinnert, daß bei der Ham­
burger Flutkatastrophe die Rundfunkwarnungen die Ein­
wohner nach Abstellung des Radios nicht erreicht haben, 
so daß ein Alarm über das elektrische Stromnetz vieles für 
sich hat. 

RUSSLAND 

Verstärkung der konventionellen Streitkräfte 

Anfang 1960 hatte Chruschtschow angekündigt, den Mann­
schaftsbestand aller Streitkräfte von 3,6 Millionen auf 2,4 
Millionen Mann herabzusetzen. Inzwischen ist aber der Be­
ginn der Wehrpflicht um 1 Jahr von 18 auf 17 Jahre herab­
gesetzt worden. - Gleichzeitig wurde der Rüstungsetat 
gegenüber dem ursprünglichen Voranschlag um 44,91>/0 = 
4,2 Milliarden Rubel, das sind 16% des Gesamthaushaltes 
(bisheriger Anteil 12"/0) erhöht. 

In den übrigen Staaten des Warschauer Paktes erhöhten 
sich gleichzeitig die Militärausgaben um 5,7 Milliarden 
Dollar. Im vorhergehenden Jahr betrugen diese Ausgaben 
rd. 15,5 Milliarden Dollar. Im Gegensatz zu der UdSSR liegt 
der Anteil der Rüstungslasten am Gesamthaushalt in den 
einzelnen Satellitenstaaten im Durchschnitt zwischen 5-80/0. 
Hieraus läßt sich vielleicht schließen, daß die Ausstattung 
dieser Armee mit neuzeitlichen Waffen gegenüber der 
Sowjetunion mit Absicht vernachlässigt wird. Die Erfahrun­
gen in Ungarn haben geschreckt. 



Aktueller Rundblick Zivilschutz Heft 9 321 

Aktueller Rundblick 
Die in dieser Rubrik gebrachlen Nachrichlen über Luft schutz und seine Grenzgebiete stützen sich auf 
Press e- und Fachpressemeldu ngen des In- und Ausland es, Ihre kommentarlose Obe rnahme ist wede r 
als Bestötigung ihrer sachlichen Richtigkei t noch als übereinstimmende Anschauung mit d er Reda k­
tion in ollen Fällen zu we rten, ihr Wert liegt vielm e hr in der Stell ungnahme der ö ffe ntl iche n 
Meinung sowie de r verschiedenen Fachsporten zum Luftschu tzprobl e m, 

"Home _ Guards' Organization" - die Zivilverteidigungs­

organisation Indiens 
Die indische Zivilverteidigung wurde aus der Not gebore~ , 
Wie heute der Kongo und ondere afrikanische Staaten, ?Ie 
ihre Selbstständigkeit er langt hoben, von Unruhen helmj 
gesucht werden, so mußte ouch Indien zunächst, e~nma 
revolutionäre Elemente niederkämpfen, die der Einigung 
entgegenstanden, Freiwillige aus ollen , Berufssch ichten 
schlossen sich zusommen, mit dem Ziel, die R~glerung , be l 
Aufrechterhaltung der Ordnung zu un terstutzen, Diese 

F " 11 ' b " d Home Guards " blieben auch dann reiwi Igenver an e, " ' 'f 
bestehen als die Zeiten ruhiger \'/urden und sie grel en 
heute ein', wenn das Land von Fl ulkatastrophen un. d Feu,e rs­
brünsten heimgesucht wird, aber auch, wenn offentllche 
Einrichtungen wie Post und Bahn du~ch Streik ~edroht w,er­
den, Di e Zufälligkeiten, die mitbes timmend fur di e Grun­
dung waren, spiegeln sich in der O rga nisation w ieder, Es 
fehlt an einer Zentraladministration, die allein In der La ge 
wäre, die verschiedenen Einheiten zu koo rd inieren , o.le 
Einheiten der Home Guards" in den Provinzen und Sta,d­
ten stehen nu;' in losem Kontakt miteinander, In sehr ~Ie-
I P

' d b 'lsher überhaupt keine Einhelfen en rov lnzen wur en , '" 
aufgeste llt, da keiner von der Notwend igkeit uberzeugt 
war, Der weitere Ausbau bleibt deshalb mehr ?der weni ­
ger der Initiaiive von Einzeipersönlichkei ten uberlassen, 
Ein solch es System hat jedoch auch seine Vort~tI~, Die An ­
gehörigen der Organisation, d ie allein aus Frel w tliigen be­
steht, fassen ihre Tätigkeit als einen Ehrendienst auf und 
sind von dem Wunsche beseelt, der Gemeinschaft zu d~e­
nen , Die Bestrebungen der Einze lpers~nen werden natu r­
Iich von der Zentralregierung unterstutzt, So wurde vor 

d ' ' Home Guard Or-
kurzem auf Veranlassung leser eine " , 

, t ' '" 0 'ssa gegru" ndet In anderen Provinzen 
ganlza Ion In rt ' ' d d 
wiederum besteht die Organisation schon seit En e, ~,s 
K ' d' Bo bay Home Guards ' Organlzalton , 

rteges, so le " m d 
die während der Unruhen 1946 ins Leben gerufen wur e, 

D' f t 'h deshalb auch einer besonderen Wert­lese er reu SIC ' I "ß 
schätzung durch die Regierung , die ,ihre Verdienste an a -
lich des 15jährigen Bestehen,s würdl9. te" Außerdem wurde 
von der Provinzregierung ein drelkopftger Ausschuß ge­
bildet der die Arbeit der Home Guards in den verflossenen 
15 Jahren untersuchen sollte , In dem über diese Untersu-
chung angefertigten Gutachten heißt es: " 
"Wir möchten darauf hinweisen, wte das bereits In der 
Vergangenheit geschehen ist, da~ der n~utrale u,nd unpoli ­
tische Charakter der Organisation In led~r Hlnstcht ge­
wahrt werden soll, Sie hat, wie mir durch eine große Z,ahl 
von interviewten Personen mitgeteilt wurde, als Organisa­
tion des Volkes gearbeitet ohne Ansehen des Glaubens, 
der Kaste und der gesellschaftlichen Stellung, Der " Home 
Guards' Organization " dürfte eine große Zukunft ,beschie ­
den sein und sie entspricht dem Wunsche der Bevolkerung 
nach nützlicher Arbeit in Zeiten der Not, - - - " ' 
Die indische Regierung ist mit ihr in jeder Hln,slcht zufrte ­
den und möchte allen Provinzen empfehlen, Ihre " Home 
Guard Organisation" nach dem gleichen ~uster aufzu­
bauen, das populär als das "Bombay Pattern bekannt ISt, 

Schutz der dänischen Eisenbahnen im Falle eines Atom­
krieges 

Nach einer Mittei lung der dä ni schen Zeitschrift " Ingeniör 
og Bygningsväsen" tre ffen die dä nischen Ei senbahnen a u­
genblicklich Vorbere itungen zum Schutze gegen den radio­
akt iven Niederschlag und andere G efa hren nach Atom ­
bombenangriffen, Als Maßnahmen sind die Anschaffung 
von Intensimetern und Dosi me te rn und die Einrichtung zur 
M öglichkeit der Säuberung des Wagen parks sowie der 
Bau von Schutzräumen vorgesehen, 
Zum Schutze der dänischen Eisenbahnen stehen 13000 
Mann bere it, die alle als An gehörige der dän ischen Reichs­
bahn für den Dienst in der Zivilverteid igung verpflichtet 
wurden , 
Die Erfahrungen des Koreakri eges, so wird in der Zei t­
schrift beton t, haben gezeigt, daß den Eisenbahnen ei ne 
große Bedeutung beizumessen ist. So li eß sich der Betrieb 
vie l leichter aufrechterhalten als b isher vermutet, Es war 
ni cht so schwer Gl eise wieder auszubessern und es war 
möglich, die Versorg ung dadurch zu sichern, daß ma n im 
großen Umfang überall auf Rangierbetr ieb umschaltete, 

Vereinigte arabische Republik will Zivilverteidigungsorga­
nisation errichten 

Die Vereinigte Arabi sch e Republik (UAR) hat vor kurzem 
besch lossen mit dem Aufbau einer Zivilverte idigungsorga­
nisati on zu beginnen , Die Regierung beabsichtig t zunächst 
ei ne Organ isation zu schaffen, die sich hauptsächlich der 
Koord ination der bereits bestehenden H i lfsorganisationen 
- wie den Erste Hilfe Stationen, den Kata strophenspitälern, 
den Blutbänken und den Evakuierungse inheiten - widmen 
wi ll , Dadurch soll ein Organ geschaffen werden, das nicht 
nur in Friedenszeiten eingesetzt werden kann, sondern das 
auch den Forderungen des Krieges gewachsen ist, Bei der 
Verkündigung des Programms fügte der Vizepräsid ent und 
Mini ste r des Innern, Mr, Zakaria Mohieddin, hinzu, daß die 
Regierung einen Atomschutzbunker bauen werde, an dem 
Untersuchungen durchgeführt werden sollen, und daß ein 
Warnnetz errichtet werden solle, durch das die Bevölke­
rung bei Annäherung feindlich er Flugzeuge rechtzei tig ge­
warnt werden könne , 

Konzeption der schwedischen Gesamtverteidigung 

Die Frage, wie man die Gesamtverteidigung am wirkungs­
vollsten organisieren soll , ist Gegenstand einer eingehen­
den Untersuchung in Schweden gewesen, Nach dem Vor­
schlag , der in einem offiziellen Gutachten enthalten ist 
sollen die Zivilverteidigung, der Bereitschaftsausschuß fü~ 
psychologische Verteidigung und der Ausschuß zum Schutz 
der Signalanlagen dem Innenminsterium entzogen und 
vom Verteidigungsministerium übernommen werden, In 
dem Gutachten wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
damit nicht gesagt ist, daß diese Organisationen dem Mi­
litär unterstellt werden sollen oder dadurch den Charakter 
n i chtmilitäri~cher Organsationen verlieren , Der Beweg­
grund für dtesen Vorschlag dürfte der sein, daß man sich 
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eine bessere Basis für die Koordination verschaffen will. 
Dazu kommt, daß die Zivilverteid;gung und militärische 
Verteidigung viele Berührungspunkte haben. 
Das schwedische zentrale Zivilverteidigungsamt hat in 
seiner Stellungnahme zu diesem Vorschlag betont, daß es 
nicht die Meinung des Gutachtergremiums teile, daß ver­
schiedene Befugnisse dem Verteidigungsministerium über­
tragen werden sollen. Es wird darauf hingewiesen, daß 
eine solche Veränderung die Kontakte zwischen der Zivil­
verteidigung auf der einen Seite und dem zentralen Ge­
sundheitsamt, der Krankenhausbereitschaft, der Polizei 
und der Feuerwehr auf der anderen Seite lockern würde. 
Völkerrechtliche Bedenken gegen eine übernahme beste­
hen nicht, da die Zivilverteidigung eine humanitäre Orga­
nisation ist. Es wird jedoch auf die Gefahr hin9..ewiesen, 
daß die Zivilverteidigung den Zielen der Verteidigung ge­
fügig gemacht werden solle. 

Hubschrauber-Kavallerie der Zukunft 

Was hin g ton. Der in Südvietnam und Laos tobende 
Kleinkrieg scheint eine woffentechnische Revolution einzu­
leiten, die in der Zukunft auf die militärische Taktik von er­
heblichem Einfluß sein wird: Der Hubschrouber wird zu 
einer entscheidenden Waffe. 
Kennedys Verteidigungsminister Robert McNamara hat im 
Pentagon eine Studiengruppe bilden lassen, die alle mit 
diesem neuen Kampfmittel gewonnenen Erfahrungen sam­
meln und auswerten soll. Noch ehe die Untersuchungen 
abgeschlossen sind, scheint sich die Erkenntnis durchzu­
setzen, doß der Hubschrauber in künftigen "konventio­
nellen" Kriegen eine ähnliche Rolle spielen wird, wie einst 
die Kovallerie und im zweiten Weltkrieg die Ponzertruppe. 
Im Pentagon erwägt mon bereits die Schaffung von Ein­
greifverbänden, die ihre eigenen Aufklärungshubschrau­
ber, Artilleriehubschrouber, Geleithubschrouber und Trans­
porthubschrauber besitzen. 
Einer der mit der Untersuchung beauftragten Offiziere 
sieht einen typischen Einsatz dieser neuen Truppe etwa so: 
Eine Gruppe von Aufklärungshubschraubern hat eine Kon­
zentration gegnerischer Truppen gesichtet. Das Gros der 
Hubschraubertruppe wurde über Funk sofort alarmiert. Ra­
ketenbewaffnete Hubschrauber tauchen über den feind­
lichen Verbänden auf und vernichten vor allem deren Pan­
zer und Artillerie mit ferngesteuerten panzerbrechenden 
Waffen von der Luft aus . Geschützt durch Geleithubschrau­
ber fliegt das Transportkommando mit motorisierten In­
fanterieeinheiten an Bord seiner Maschinen herbei. Die 
Geleithubschrauber geben ihren landenden Kameraden 
während des Ausladens Feuerschutz. Kampfhubschrauber 
und Artilleriehubschrauber greifen nun im Zusammenwir­
ken mit der gelandeten Infantrie und evtl. Panzereinheiten 
die gegnerischen Widerstandszentren an. Sind diese er­
ledigt oder rückt der Gegner plötzlich mit überlegenen 
Verstärkungen an, können die Bodeneinheiten in kurzer 
Zeit wieder in die Transporthubschrauber aufgenommen 
und an einem anderen Brennpunkt der Kämpfe oder in 
eine Auffangsteilung gebracht werden . 
Eine relativ kleine Streitmacht kann mit Hilfe der Hub­
schrauber für einen beschränkten Zeitraum eine relativ 
größere gegnerische Truppe wirksam bekämpfen, die über 
Hubschrauber nicht oder in nicht ausreichender Anzahl 
verfügt. 
In der amerikanischen Armee hat es zwar schon seit vielen 
Jahren Hubschrauber-Enthusiasten gegeben, aber konser­
vativere Generäle waren bisher der Auffassung, diese 
Transportmittel seien an der Front wegen ihrer Verwund­
barkeit kaum zu gebrauchen. In Vietnam kam die große 
überraschung. Es gingen weit weniger dieser blechernen 
Vögel durch Feindeinwirkung verloren als durch gewöhn­
liche Unfälle. 

Aus: Bonner General-Anzeiger 

Supergenaue Atomuhr zur Vermeidung von Luftzusammen­
stößen 

Durch die Verwendung von supergenau gehenden Chrono­
metern an Bord von Flugzeugen könnte es nach Ansicht 
von Dr. Robert D. Huntoon vom US-Bundesamt für Normen 
in Zukunft möglich sein, Zusammenstöße von Flugzeugen 
in der Luft zu vermeiden und gefährliche Kurzüberschnei­
dungen insbesondere in den dichtbevölkerten Lufträumen 
in Nähe der Flugplätze zu verhindern. 
Derartige Chronometer, die es den Piloten ermöglichen 
würden, die genaue Entfernung zu einem anderen Flug­
zeug zu ermitteln und festzustellen , ob sie sich auf einem 
Kollisionskurs befinden, arbeiten nach dem Prinzip der 
Atomschwingungen und gehen so genau, daß sie in 3000 
Jahren nur eine Sekunde vor oder nach gehen. 
Auf die Erfordernisse des Luftverkehrs abgestellt, wären 
diese Chronometer in der Lage, die Entfernung zwischen 
zwei Flugzeugen bis auf einem Abstand von 300 Metern 
genau festzustellen. Die Differenz zwischen den Zeitsigna­
len der beiden Flugzeuge würde dabei den Piloten die ge­
naue Eigenposition anzeigen. 

Tragbare Batterie-Leuchtstoffröhren lampe 

Eine tragbare Leuchtstoff-Röhrenlampe mit langer Lebens ­
dauer, die mit gewöhnlichen Taschenlampenbatterien be­
trieben wird, ist kürzlich von der "International Telephone 
and Telegraph Corporation" herausgebracht worden. Nach 
Angaben der HerstellerfIrma ist sie als Notlampe bei 
Stromausfall oder als Beleuchtungsquelle im Bergbau, bei 
der Wartung von Flugzeugen, für die Beleuchtung liegen­
gebliebener Lastzüge und für zahlreiche andere Zwecke 
gedacht. 
Die Brenndauer der Leuchtstofflampe soll etwa 15 Stunden 
betragen und ihre ~euchtstärke einer normalen 50-Watt­
Glühbirne entsprechen. Außer der normalen, 18 Inch (45,7 
Zentimeter) langen 15-Watt-Leuchtstoffröhre gehören zu 
der Lampe noch ein Hochfrequenz-Umformer und mehrere 
Batterien, die alle zusammen in einem stabilen Kunststoff­
gehäuse untergebracht sind. 
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Trinkwasser-Versorgung bei Katastrophen oder Seuchen 

Aufgrund der Erfahrungen des letzten Krieges wurde von 
der Firma Luther-Werke, Luther & Jordan, Braunschweig, 
ein fahrbares Trinkwasser-Versorgungsgerät entwickelt und 
nach zehnjähriger harter Erprobung der Offentlichkeit 
übergeben. Die Notwendigkeit eines derartigen Gerätes 
hat sich bei den jüngsten großen Naturkatastrophen in der 
Welt abermals als dringend erwiesen. 
Katastrophen-Geräte müssen in Anbetracht des Einsatz­
zieles leicht und beweglich sein und im Aufbau durch An­
wendung mehrerer Behandlungsstufen eine absolut sichere 
Reinigung gewährleisten. Im Katastraphenfall geht es letz­
ten Endes darum, nicht nur mehrere Verseuchungsarten 
gleichzeitig zu beseitigen, sondern es muß auch gleichzei­
tig eine starke Verschmutzung mechanischer Art aus dem 
Wasser entfernt werden. Das fahrbare T rinkwasser-Ver­
sorgungsgerät der Firma Luther-Werke, Luther & Jordan 
ist auf ein zweirädriges Fahrgestell montiert, wiegt ca. 1,5 t 
und liefert aus Flüssen, Bächen und Teichen etc. in wenigen 
Minuten hygienisch und bakteriologisch einwandfreies, kla­
res Trinkwasser, ohne daß die Art und der Grad der Ver­
seuchung des Wassers vorher festgestellt werden muß. 



Unter normoien Verhältnissen ist es bekonntlich. unmö9.-

I·· . W etwo nach seiner Tru-Ich, die Verseuchung eines ossers . . 
bung zu beurteilen, denn ein sauberes Wosser kann mit 

B k . .. d·t h . chen Giften und Stroh-a terlen Infiziert un ml c emls . . . 
I ·· ht . A·ußerllch Ist also ein ungstragern stork verseuc sein . .. 

. h k en denn trubes Was-verseuchtes Wasser nlc t zu er enn , k . 
ser ist fraglos unappetitlich, braucht aber d.eswegen er 
nesfalls stark verseucht zu sein. Da es also keine Mer~ae 
gibt, waran ein Laie überhaupt erkennen kann, fa. elln 

. .. Geräte welche ur so -
Wasser stark verseucht Ist, mussen .. " .. . d ß 
che Zwecke gebaut werden, die Gewahr dafur sein, a

d .. b· E· tz der Gerate elnwan -starkste Verseuchungen elm Insa 
frei beseitigt werden. 

. . h de das Luther & Jordan -Aus dieser Erkenntnis eraus, wur . . h 
Gerät welches von Laien betrieben werden kann , In 1

0 re-
, . I d d härtesten Erprobun -Ionger Forschung entwlcke t un en h 

. k reinigten und verseuc -gen an verschiedenen , star verun . 
ten Gewässern unterworfen, bevor dasselbe dGer tJtffent ­
. . d I L th r & Jordan- era wer­Ilchkeit vorgestellt wur e. m u e 

Die Industrie teilt mit Ziv ilschutz Heft 9 323 

den neue Kombinationen von Methoden zur Bekämpfung 
der einze lnen Verseuchungsarten angewandt, wodurch ein 
Optimum an Leistung , Wasser-Qualität und Wassermeng e 
gewährleistet ist, ei nerlei ob die G ewässer A-, B- oder C­
verseucht sind. (A ~ atomar, B = bakteriologisch , C 
chemisch ) . 

Für die bakterielle und zum Teil auch für die chemische 
Entseuchung wird der Einsatz geringer Chlorgasmengen 
verwandt, wodurch hohe Ent seuchungseffekte und Oxyda­
tionswirkungen erz ielt werden . Durch den Einbau von Fäl­
lungsstufen, welche parallel zu den Chlor-Stufen verlaufen, 
kann die Reoktion erheblich gesteigert und verkürzt wer­
den. Durch den Einsatz erprobter Fällungsmitte l kann jede 
Art chemischer Verunrei nigung des Wassers sicher entfernt 
werden. Für die Beseitigung atomarer Verseuchungen wer­
den neuartige Ionenau sta uscher eingesetzt, wobei die Leit­
fähigkeit des abgegebenen Wassers leicht zu überwachen 
ist. 
Das Ziel , aus einem kleinen und beweglichen Gerät unter 
dem Einsatz raumsparender Vorrichtungen, mit einfachsten 
Bedienungsformen einwandfreies Wasser zu liefern, wobei 
gleichzeitig das Gerät den Bedienung smann beherrscht, ist 
im Luther & Jordan-Gerät gelungen. 

Die TELEFUNKEN G. m. b. H. teilt mit: 

Ein neues drahtloses Melde- und Alarmsystem 

Der Wunsch vieler Behörden, der Industrie, des Bergbaus 
sowie von Verkehrs- und Versorgungsuntern ehmen war ein 
Melde- und Alarm system, über das unabhängig vom Fern­
sprechnetz schne ll und sicher und ohne beunruhigenden 
Sirenen lärm Rettungs- und Störtrupps sowie Feuerwehr, 
Polizei und Werkschutz alarmiert werden können. 

Ein neues, von Telefunken entwickeltes drahtloses MeIde­
system gestattet, Personen einzeln oder in Gruppen zu 
rufen und ist für Netz- und Batteriebetrieb eingerichtet. Es 
handelt sich um einen UKW-Meldeempfänger (Type E 491), 
der für das 80-MHz-Sprechfunkband ausgelegt und wegen 
der notwendigen guten Selektion als Doppelsuper mit 
Quarzoszillatoren gebaut ist, wodurch eine besonders gute 
Frequenzstabilität erreicht wird . Ein mechanisches Filter, 
vollständige Transistorisierung und gedruckte Schaltung 
ermöglichen ein kleines, leichtes und bequem mitzuführen­
des Gerät. Betrieben wird dieser nur ca. 0,5 I kleine Emp­
fänger aus einem eingebauten Nickel-CadmiumAkkumulator 
für eine 10 bis 15-stündige Betriebsdauer. Für den portab­
len Einsatz ist eine Tragriemenantenne vorgesehen. Die 
Ausgangsleistung von rund 0,3 Watt und der Lautsprecher 
reichen aus, um eine Meldung auch in lärmerfüllten Räu­
men sicher empfa ngen zu können . 

Für den stationären Betrieb wurde dazu ein Netz- und Sig­
nalteil konstruiert. Dieses enthält die Netzstromversorgung, 
einen lautstarken Wecker, ein Schauzeichen mit Alarm ­
zählwerk und den Selektivruf. Bei einem Ruf fällt das Schau­
zeichen und ertönt der Wecker; dieses aber nur dann, wenn 
die für den Besitzer des Empfängers vorgesehenen Ruffre­
quenzen über den Sender gegeben werden und die Selek­
tivrufeinrichtung die NF-Stufe des auf das Netz- und Sig­
nalteil gesteckten Empfängers freigibt. Das Schauzeichen 
läßt sich nach dem Anruf wieder zurückstellen, dabei schal­
tet sich das Alarmzählwerk weiter. 

Zu dem " Drahtlosen Meldesystem 491" gehören noch ver­
schiedene Antennen, Tragegeschi rre, Rufgeber für 1 bis 45 
Rufe, ein Selektivrufzusatz für den portablen Betrieb, ein 
Schnelladegerät für die Batterie, kleine Tischgestelle usw. 
Als Sender reichen die im öffentlichen Landfunk ader im 
Polizeifunk gebräuchlichen Sender von etwa 12 bis 40 Watt 
Leistung aus, um bei günstiger Aufstellung auch das Ge­
biet einer Großstadt sicher versorgen zu können. 
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Die Firma Max Widenmann stellt für Ausbildung szwecke 
den Feuerwehren kostenlos Lehrtafeln zur Verfügun g, weI­
che die gebräuchlichen Feuerlöscharmaturen im Schnitt 
zeigen. Es sind noch Restbestände da, und es wird den 
Interessenten empfohlen, sich rasch an die Firma Max Wi­
denmann, Armaturenfabrik, Gi engen/Brenz, Lederstroße 32 
zu wenden. 

SCHRIFTTUM 

Der zweite Weltkrieg von H. G. Dahms. R. Wunder lich 
Verlag, Tübin gen. 606 Seiten mit 17 Karten. DM 29.50. 

Nachdem seit dem Erscheinen der ersl'en zumeist mehr­
bändigen Geschichten des zwe iten Weltkriegs (v . Tippel s­
kireh, W . Görlitz, R. Ploetz, W. Stegemann, E. Schuhma­
cher) mehr als zehn Jahre vergangen sind, mußte dieses 
Werk als nach neusachlichen Gesichtspunkten abgefaßte, 
hochkomprimierte, militärische und politische G esamtdar­
ste llung sehr erwü nscht se in. Umsomehr als hier ein Histo­
riker es untern immt, gestützt auf ein weltweites Quellen ­
material das gewaltige Geschehen des zweiten, eigent­
lichen Weltkriegs d. h. alle wesentlichen politischen und 
mili tärischen Ereignisse im europäischen, afrikanischen, 
atlanti schen und pazifischen Kriegsraum im Maßstab ihrer 
Bedeutung zwischen nur zwe i Buchdeckeln gedanklich zu 
bewältigen und in präziser und anregender Da rste llungs­
form literarisch zu gestalten. 
Der Verfasser hat sich die Aufgabe gestellt, durch sein 
neues W erk die bisher ersch ienenen Darstellungen zur G e­
schichte des zweiten Weltkriegs nicht abzulösen, sondern 
zusammenfassend zu ergä nzen. Dieses Vorhaben ist ihm 
in hohem Maße geg lück t. In gedrängter Form werden mög­
lichst alle Kräfte, Umstä nde und Entwi ck lungen sich tbar 
gemacht, die 1939-1945 wirksam si nd . Der Autor unter­
zieht die Entsch lü sse und Handlungen beider Seiten einer 
scharfen Kritik, doch stets in ehrlichem Ring en um Objek­
tivität frei von aller Einseitigkeit. Weder Anschuldigung en 
noch Rechtfert igungen werden versucht. Durch seine streng 
sach li che Art kann das Werk durch Klärung der hi stori­
schen Tatsachen zur überwindung nationaler Vorurteil e 
beitragen, di e heute noch zwischen Kriegspartnern des 
zweiten Weltkri eges stehen. 
Anteil und Wertung der Landstreitmacht, des Seekrieg s 
und des Luftkriegs auf deutscher Seite erscheinen nicht 
übera ll gerecht verteilt. Die dem Seekrieg deutlich einge­
räumte bevorzugte Stellung - mit einem besonderen Schiffs­
reg ister am Schluß - fällt auf. Demgegenüber komm t der 
Luftkrieg offensichtlich zu kurz . Zwar erfährt der operative 
und taktische Einsatz der Luftwaffe an den Fronten eine 
angemessene Behandlung, doch wird der das ganze deut­
sche Staatsvolk al s Hauptbetroffenen besonders angehen­
de Komplex des strategischen Bombenkriegs gegen den 
zentraleuropäischen Raum nur so ganz nebenbei erwähnt. 
Der all ii erten Hauptoffensive der Jahre 1942-1945, die 80 
un serer größten und schön sten Städte zerstörte, sind nur 3 
Sei ten erübrigt (403-405). Es ist bezeichnend, daß mit Be­
zug auf den Bornbenkrieg die Begriffe Luftterror und moral 
bombing überhaupt nicht benutzt werden. Dresden und 
Hiroshima werden auf je knapp 1 Seite behandelt, oh ne 
stärkere Eindrücke zu hinterlassen. Die Auffas sung, die 
hohe Kampfmoral der Zivilbevölkerung unter dem Luft­
terror mit dem Gegendruck des nazistischen Propaganda­
und Polizeiapparates zu erklären, fordert Widerspruch 
heraus. - Wenn der Bombenkrieg etwa ausgespart wurde, 
um nach gut O xforder Tradition unseren Ruf als "guter 
Verlierer" nicht zu gefährden, so läßt ein in neuester Zeit 
erkennbarer Wandel der britischen Mentalität diese Sorge 
nicht mehr gerechtfertigt erscheinen. 

Nach dem Literaturausweis stützt sich das W erk vorwie­
gend auf "ältere" etwa bis 1955 erschienene Qu,) llen. Seit 
der Druck legung ist manches Neue hinzugekommen, was 
gewiß in neuer Bearbeitung deutlicher herv , ~ reten wird. 
Darun ter gewiß auch der "totale" Bombenklleg als das 
von sagenhaften Katastrophen abgesehen größte kriege­
ri sche Vernichtungswerk der europäischen Geschichte. In 
einem Werk, dm gewissenhaft über alles Wesentliche be­
r-ichten will, darf dieses epochale Stigma des zweiten Welt­
kriegs nicht fehlen _ Die 600000 deutschen Luftkriegsopfer 
sind nicht unwesentlich_ 

Ein Ortsverzeichnis würde dem Leser ze itraubendes Suchen 
ersparen . H. Rumpf 

Strahlenschutz in Forschung und Praxis. Band 1. Jahr­
buch der Vereinigung Deutscher Strahlenschutzärzte 
e. V. Herausgegeben von Hans-Joachim Mel ching, 
Freiburg; Hans Robert Beck, Karlsruhe; Hans-Adolf 
Ladncr, Hamburg; Hans Weigand, München. Freiburg: 
Rambach 1961. 252 Seiten, 24 vierfarbige und 33 ein ­
farbige Abbildungen, 36 Zeichnungen, 31 Tabell en, 
Lein en 39.- DM. Verlag s-Nr. 600. 

Di e Vere inigung Deutscher Strahlenschutzärzte gab mit der 
Zusammenfassung von Vorträgen ihrer 1. Fortbildungs ta­
gung in Freiburg vom 4. bis 7. Januar 1961 erstmals e ine 
übersicht aktuel ler Probleme des Strahlenschutzes aus 
ärzt licher Sicht. Die Thematik des Bandes ist weit gespannt, 
obwohl er sich ausschließlich mit dem individuellen Strah­
lensch utz befaßt. Es ist schwer, einzelne Referate aus der 
Vie lzah l der Vorträge herauszuheben. Im ersten Absch nitt 
"Radiologie und Strahlenschutz" soll jedoch das Re ferat 
von Hol thusen genannt we rden, das sich mit den Ergeb­
nissen ei ner stat isti schen Erhebung über die genetische Be­
las tung der Bevö lkerung durch medi zini sche Strahlenan­
wendung in Hamburg (1957/58) befaßt, zuma l in der Bun­
desrepublik bisher nur vereinze lte der'a rti ge Untersuchun­
gen vor li egen. Obwohl das Ergebn is "n icht a larmierend" 
ist, ist die Schlußfolgerung des Autors bemerkenswert : "So­
lange di e von der ärztlichen Strahlenanwend ung herrüh­
rende Exposition der Bevö lkerung das Vielfach e de3sen 
beträgt, was durch die Kontamination von Wa ss er, Luft 
und Boden auch in den Zeiten hervorgerufen w urde, in de­
nen der radioaktive Ausfall, der fallout, und die von ihm 
ausgehende Stra hlung ihr Maximum ha tte, und der Bt'; i­
trag zur Strahl eneinw irkung auf die Bevö lkerung, der von 
der Strahlenexposition der berufsmäßig mit ionisierenden 
Strahlen Beschäftigten herrührt, verschwindend gering ist, 
scheint es der Mühe wert, ja notwendig zu sein, zu mög­
lichst zuverlässigen Zahlen für die Bevölkerungsbelastung 
durch medi zini sche Strahlenanwendung zu kommen." - In 
dem Abschnitt "Berufliche Strahlenschäden und ihre Dia­
gnose" mag das Referat von Heilmeyer über "D ie haema­
tologische Form des Strahlenschadens, ihre Erkennung und 
ihre Behandlung" hervorgehoben werden, weil die Kon­
trolle des Blutstatus für die Früherkennung der Strahlen­
schäden von besonderer Bedeutung ist, andererseits ihre 
Problematik aufgezeigt wird. - Die Referate des Abschnitts 
" Die Strahlenschutzgesetzgebung und ihre praktische 
Durchführung" kommentieren insbesondere das "Gesetz 
über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den 
Schutz gegen ihre G efahren (Atomgesetz) vom 23. 12. 1959" 
und die Rechtsgrundlagen des Strahlenschutzes auf Grund 
der ,,1. Strahlenschutzverordnung vom 24. Juni 1960". -
Der Abschnitt " Strahlenschutz in Industrie und Technik" be­
handelt wichtige Spezialthemen wie den Strahlenschutz in 
der zerstöru ngsfreien Werkstoffprüfung, in Reaktorbetrie­
ben und in medizinischen Betatronanlagen. - Referate über 
die "Dos imetrie der ß-Strahl en im Strahlenschutz" und die 
"Möglichkeiten der Behandlung radioaktiver Abfälle in 
klinischen Betrieben" beschließen den Band. - Da die Fort­
bildungstagungen der Vereinigung Deutscher Strahlen­
schutzärzte jährlich stattfinden, dürfte mit dem vorliegen­
den Band I der Auftakt zu einer neuen Strahlenschutzrei he 
gegeben sein, die übrigens nicht nur für den Mediziner, 
sondern auch für den Naturwissenschaftler, Techniker und 
Juri sten interessant ist. 

Schunk, Bad Godesberg 


